
Jahrgang 57 · Nummer 6 Juni 2004

mitteilungen

F 
20

16
8

D

Verband Intern
StGB NRW-Termine
366 Arbeitsgemeinschaft für den Regierungsbezirk Detmold
367 Arbeitsgemeinschaft für den Regierungsbezirk Münster

Recht und Verfassung
368 Bürgerbegehren und Rederecht der Vertreter im Rat
369 Europawahl 2004
370 Europawahl 2004 und Beförderung der Wahlbriefe
37 1 Europawahl 2004 und Bekanntgabe vorläufiger amtlicher

Ergebnisse
37 2 Fachgespräch zu kommunalen Nord-Süd-Partnerschaften in NRW
37 3 Kommunalwahl 2004 und Vorschriften zur

Wahlbekanntmachung
374 Anwendung von Vorschriften des Rahmenrechts auf das

Melderecht
37 5 Fortbildungskonzeption für kommunale

Gleichstellungsbeauftragte
376 Pressemitteilung: Demografischer Wandel kein Schreckgespenst
37 7 Prüfungserleichterter Aufstieg in den gehobenen

nichttechnischen Dienst
37 8 Ratgeber „Vergewaltigung – wie kann ich mich wehren?“
37 9 Wahlwerbung im Spannungsfeld zur Sondernutzung

Finanzen und Kommunalwirtschaft
380 Beibehaltung kommunaler Dienstleistungen in der EU
38 1 Teilerfolg gegen ein „Rating“ der Kommunen
382 Alterseinkünftegesetz vom Bundestag beschlossen
383 EU-Haushaltsplan für 2005
384 Frühjahrsgutachten der Wirtschaftsforschungsinstitute
385 Fachtagung „Gemeinden und Insolvenz“
386 Gewerblich geprägte Personengesellschaft

gewerbesteuerpflichtig
387 „Ökosteuer“ und Ausnahmen für Stadtwerke 

verfassungsgemäß
388 Pressemitteilung: Finanzkatastrophe verschärft sich weiter
389 Realsteuervergleich 2003
390 Reformvorhaben zur Umstellung des Gemeindehaushaltsrechts
39 1 Verfassungsmäßigkeit der Gewerbesteuer
392 Zuweisungen und Darlehen des LWL an Gemeinden

Schule, Kultur und Sport
393 Anzahl der Offenen Ganztagsgrundschulen
394 Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht
395 Bewegungsfreudige Schulen gesucht
396 Internetportal „Dschungelbuch Kulturförderung“
397 Entwurf eines Schulgesetzes
398 Schulmüdigkeit und Schulverweigerung
399 Ganztagsbetreuung in der Sekundarstufe I
400 Kulturfinanzbericht
40 1 Website „Europa fördert Kultur“

Datenverarbeitung und Internet
402 Abmahnung wegen Kfz-Domains erneut vor 

Gericht
403 Domain-Namen nicht für Dritte nutzbar

404 Schulungen zum E-Government Starter Kit – II
405 Verordnung zu .eu-Domain verabschiedet

Jugend, Soziales und Gesundheit
406 25 Jahre GINKO
407 Ambulante kinderpsychiatrische Versorgung von

Migrantenfamilien
408 Aufklärungs- und Hilfskampagne zum Thema Glücksspielsucht
409 Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter
4 10 Drogenkonsumraum in Troisdorf
4 1 1 Förderung des Freiwilligen Sozialen Jahres
4 1 2 Fünf Prozent weniger Schwerbehinderte in NRW
4 1 3 Mukoviszidose-Initiative sucht Partnerkommunen
4 1 4 Pressemitteilung: Mehr Mitgestaltung für Kinder und Jugendliche
4 1 5 Studie zur Familienfreundlichkeit im Betrieb
4 1 6 Verordnungsentwürfe zum Behindertengleichstellungsgesetz

Wirtschaft und Verkehr
4 1 7 Gemeinsame Erklärung zu Hartz IV
4 18 Pressemitteilung: Umsetzung von Hartz IV partnerschaftlich

gestalten
4 19 Sondernutzungsgebühren für abgemeldete Kraftfahrzeuge
420 Strategische Partnerschaften zwischen Unternehmen und

Kommunen
42 1 Unterstützung zur Tourismusmarke Viabono
42 2 Zwischenergebnisse zur Mobilfunk-Forschung

Bauen und Vergabe
42 3 Bundesgerichtshof zur VOB/B
424 Europarechtsanpassungsgesetz Bau kurz vor dem Abschluss
42 5 Fachseminar „Korruptionsprävention bei der Vergabe öffentlicher

Aufträge“
426 Gemeinden können Einzelhandel beschränken
42 7 Pressemitteilung: Sperrfrist bei Windkraft-Anlagenbau zu kurz

Umwelt, Abfall und Abwasser
428 Beitragsrecht und Zwei-Kanäle-Theorie
429 Bundesgerichtshof zur Duldung von Abwasserleitungen
430 Bundesgerichtshof zur Haftung für Grundwasserschäden
43 1 Kanalanschlussbeitrag und Hinzuerwerb einer Grundstücksfläche
432 Ortsnahe Regenwasserbeseitigung
43 3 OVG NRW zum Anspruch auf Erweiterung der Abwasseranlage
434 VG Lüneburg zur energetischen Verwertung in MVA
43 5 VG Minden zu Selbstüberwachungsverordnung Kanal und

Abwasserabgabe

Buchbesprechungen

INHALT

Die StGB NRW-MITTEILUNGEN sind auch im Internet unter

www.nwstgb.de 

(Rubrik „Texte und Medien / Mitteilungen / Datenbank“) abzurufen



170

Die StGB NRW-MITTEILUNGEN sind auch im Internet unter

www.nwstgb.de 

(Rubrik „Texte und Medien / Mitteilungen / Datenbank“) abzurufen

Fortbildung der StGB NRW Dienstleistungs-GmbH
2004

Datum Thema der Ort
Veranstaltung

15.06.2004 Seminar „Aktuelle Fragen Nettetal
der Verkehrsgestaltung 
in Städten und Gemeinden“

Die Juni-Ausgabe der Zeitschrift
STÄDTE- UND GEMEINDERAT enthält folgende Beiträge:

BÜCHER UND MEDIEN

NACHRICHTEN

Thema: Wasser

Hans-Ulrich Schwarzmann
Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie und
mögliche Folgen für die Kommunen

Annette Brandt-Schwabedissen, Anne Wellmann
Wasser als Wirtschaftsgut

Stefan Prott
Alternative Energiequelle Wasserkraft in NRW

Peter Queitsch
Die Rechtslage bei der Beseitigung von Regenwasser

Werner Grigo, Andreas Sikorski
Grundwasser im Spannungsfeld bergbaulicher
Nutzung

Birgit Apel
Wasserentnahme-Entgelt und Kooperativer
Gewässerschutz

Otmar Steinbicker
Tourismus und Freizeit rund ums Wasser

Michael Lange
Die Arbeit der Abwasserberatung NRW

Hans-Joachim Hilbertz
Personalmanagement in der öffentlichen Verwaltung

Dokumentation: Thesen zur kommunalen Mitwirkung
von Kindern und Jugendlichen

IT-News

Gericht in Kürze

Die Zeitschrift ist erhältlich beim Städte- und 
Gemeindebund NRW, Kaiserswerther Straße 199-201,
40474 Düsseldorf

366 Arbeitsgemeinschaft für den 
Regierungsbezirk Detmold

Am 6.5.2004 tagte die Arbeitsgemeinschaft für den Regie-
rungsbezirk Detmold. Auf Einladung von Bürgermeister
Spieker fand die Sitzung in der Stadthalle in Brakel statt.

Einen Themenschwerpunkt der Sitzung bildete die Zusam-
menarbeit von Arbeits- und Sozialverwaltung. Peter Jäger
von der Regionaldirektion der Bundesagentur für Arbeit
stellte den aktuellen Sachstand bei der Bildung von Ar-
beitsgemeinschaften nach dem SGB II dar. In drei Pilot-Ar-
beitsgemeinschaften (Kreis Recklinghausen, Stadt Herne,
Stadt Düsseldorf) werde die Zusammenarbeit bereits mo-
dellhaft umgesetzt und wissenschaftlich begleitet.
Hauptreferent Roland Thomas von der Geschäftsstelle
legte einen Schwerpunkt seines Berichtes auf die Koopera-
tion zwischen Kreisen und kreisangehörigen Kommunen.
Er informierte über eine gemeinsame Erklärung der Ge-
schäftsstellen von Landkreistag und Städte- und Gemein-
debund NRW. Die Kreise und kreisangehörigen Städte und
Gemeinden erklärten darin ihre Bereitschaft, ihr Know
how auch bei der Grundsicherung für Arbeitsuchende
aktiv einzubringen. Unabhängig von der rechtlichen und
organisatorischen Zusammenarbeit der Aufgabenträger
sollten die kreisangehörigen Kommunen insbesondere mit
Blick auf die Einsatzmöglichkeiten des bei ihnen vorhande-
nen Fachpersonals angemessen in Meinungsbildung und
Initiativen der Kreise einbezogen werden. Unabdingbare
Voraussetzung für ein Gelingen der Reform bilde für beide
Verbände die Gewährleistung der den Kommunen vom
Bund wiederholt zugesagten finanziellen Entlastungen
durch Hartz IV, die noch keineswegs gesichert erschienen.

Die Arbeitsgemeinschaft gab zur Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe (Hartz IV) folgende Stellung-
nahme ab:

1. Die kreisangehörigen Gemeinden sind grundsätzlich
bereit, bei der sinnvollen Zusammenlegung von Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe mitzuwirken und sich einzu-
setzen.

2. Eine solche Mitwirkung kann nur erfolgen, wenn die
von der Bundesregierung zugesagte finanzielle Entla-
stung für den kommunalen Bereich eintritt.

Verband Intern
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3. Spätestens am 1.8.2004 müssen die rechtlichen, finan-
ziellen und organisatorischen Voraussetzungen für
Hartz IV gegeben sein, um eine erfolgreiche Umset-
zung zu gewährleisten.) 

Beigeordneter Dr. Hans-Ulrich Schwarzmann berichtete
über den Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Bau-
gesetzbuches an EU-Richtlinien. Aufgrund von EU-Richt-
linien müsse bis zum Juli 2004 insbesondere das Bauge-
setzbuch durch den Deutschen Bundestag geändert wer-
den. Die Änderungen beträfen vor allem das Verfahren
zur Erstellung von Bebauungsplänen bei den Kommu-
nen. Die schon nach bisherigem deutschen Recht sehr
komplizierten und zeit- und kostenaufwendigen Vor-
schriften, die die Kommunen bei der Erstellung von Be-
bauungsplänen beachten müssen, würden jetzt noch
komplizierter. Das Wichtigste sei, dass die Begründung
zum Bebauungsplan einen sog. Umweltbericht enthal-
ten müsse. Das sei die Ermittlung und Bewertung der
voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen
eines Bebauungsplans.

Positiv sei demgegenüber zu bewerten, dass künftig auf
Antrag einer Kommune die Baugenehmigungsbehörde die
Entscheidung über die Baugenehmigung von Windener-
gieanlagen für einen Zeitraum bis zu einem Jahr zurück-
stellen muss, wenn die Kommune beschlossen hat, einen
Flächennutzungsplan aufzustellen oder zu ändern, in dem
Vorrangflächen für Windenergieanlagen ausgewiesen
werden sollen. Damit erhielten die Kommunen die Mög-
lichkeit, in dieser Zwischenzeit von einem Jahr klare Rege-
lungen zu treffen, wo Windenergieanlagen zugelassen
und wo sie verboten werden sollen.

Maren Kornmann von der Geschäftsstelle des European
Energy Award NRW stellte das Projekt der Landesinitiative
Zukunftsenergien vor. Beim European Energy Award han-
delt es sich um eine Art „goldene Palme oder „Oscar“ für
Städte und Gemeinden, die diese Auszeichnung für hervor-
ragende Leistungen im Energie- und Klimaschutzbereich
erhalten.

Az.:III/1 91 - 29 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

367 Arbeitsgemeinschaft für den 
Regierungsbezirk Münster

Am 27. April 2004 tagte die Arbeitsgemeinschaft für den
Regierungsbezirk Münster des Städte- und Gemeinde-
bundes NRW in der Stadthalle in Rheine. Nach dem
Grußwort des Bürgermeisters der Stadt Rheine, Herrn
Niemann, befasste sich die mit 130 Teilnehmern besuchte
Veranstaltung unter der Leitung des Vorsitzenden der Ar-
beitsgemeinschaft, Herrn Bürgermeister Predeick (Stadt
Oelde), zunächst mit dem aktuellen Eckdaten zu den
kommunalen Finanzen. Der Finanz-Beigeordnete des
StGB NRW, Herr Hamacher, gab einen umfassenden
Überblick über den gegenwärtigen Sachstand. Der Vor-
trag kann im Intranet des StGB NRW abgerufen werden.
Im Anschluss daran wurde die Regionale 2004 als Kultur-
programm für die Kreise Warendorf und Steinfurt sowie
die Stadt Münster den Teilnehmern vorgestellt. Auf der
Grundlage von ansprechendem Bildmaterial wurde in
Einzelbausteinen die Regionale 2004 den Teilnehmern
dargestellt. Hierzu gehörten insbesondere Einzel-Projek-
te wie etwa der Emsauen-Radwanderweg, die Museums-
schau, die Projekte „Naturfluss-Betten nach Maß“ und

„Brückenschlag der Musik“ sowie die Ausstellung „Trans
Aquas“. Zusätzlich wurde das Regional-Marketing der
Kreise Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf sowie
der Stadt Münster in weiteren Vorträgen vertiefend dar-
gestellt. Ziel des Regionalmarketings ist insbesondere
die Förderung der regionalen Zusammenarbeit, um das
Münsterland als attraktiven Wirtschaftsraum und Le-
bensraum zu präsentieren. Zum Abschluss wurde durch
einen Vertreter der Bezirksregierung Münster das Thema
„Bürgerstiftungen“ den Teilnehmern vorgestellt. Bürger-
stiftungen sind in Zeiten knapper kommunaler Finanzen
eine Möglichkeit, um auch weiterhin wichtige Aufgaben
erfüllen zu können. Der Vortrag zum Thema „Bürgerstif-
tungen“ kann ebenfalls im Intranet des StGB NRW abge-
rufen werden.

Az.:II/2 qu/g Mitt. StGB NRW  Juni 2004

Recht und Verfassung

368 Bürgerbegehren und Rederecht
der Vertreter im Rat

Nach dem Beschluss des VG Düsseldorfs vom 26.01.2004
(Az.: 1 L 610/04) haben die Vertreter des Bürgerbegehrens
kein Rederecht bei der Entscheidung des Rates über die
Zulässigkeit des Begehrens als solches. Nach der Gemein-
deordnung NW können die Bürger beantragen (Bürgerbe-
gehren), dass sie an Stelle des Rates über eine Angelegen-
heit des Rates selbst entscheiden (Bürgerentscheid). Dabei
ist ein Bürgerbegehren über bestimmte im Gesetz aufge-
zählte Angelegenheiten unzulässig. Der Rat hat zunächst
festzustellen, ob das Bürgerbegehren zulässig ist. Ent-
spricht er einem zulässigen Bürgerbegehren nicht, so ist
ein Bürgerentscheid durchzuführen. Den Vertretern des
Bürgerbegehrens soll Gelegenheit gegeben werden, den
Antrag in der Sitzung des Rates zu erläutern. Nach der ge-
setzlichen Regelung ist somit zu unterscheiden zwischen
der Entscheidung über die Zulässigkeit des Begehrens auf
der ersten Ebene und der anschließenden Sachbehand-
lung auf der zweiten Ebene. Das Rederecht ist der zweiten
Ebene zugeordnet. Da der Rat bei einem zulässigen Bür-
gerbegehren aufgerufen sei zu entscheiden, ob er dem An-
liegen entspricht, gibt das Rederecht den Initiatoren die
Möglichkeit, politische Mehrheiten für die Sachentschei-
dung einzuwerben. Bei der Zulässigkeitsentscheidung be-
steht dagegen kein politisches Ermessen. Die Beteiligten
könnten diese Entscheidung auch durch schriftliche Aus-
führungen vorbereiten und im Nachhinein durch Wider-
spruch angreifen. Deshalb fehlt ein Grund, ihnen die Mög-
lichkeit mündlicher Begründung vor dem Rat zu garantie-
ren.

Az.:I/2 020-08-26 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

369 Europawahl 2004

Anträge auf Eintragung in ein deutsches Wählerverzeich-
nis von Staatsangehörigen der Republik Zypern 

Aufgrund von mehreren Nachfragen zu möglichen Anträ-
gen von Staatsangehörigen der Republik Zypern auf Ein-
tragung in ein Wählerverzeichnis weist das Bundesinnen-
ministerium mit Schreiben vom 29. April 2004 (Az.: V 3 (a) –
121 321-6/27) auf folgendes hin:



172

Die Republik Zypern tritt zum 01. Mai 2004 der Europäi-
schen Union bei. Damit sind Staatsangehörige der Repu-
blik Zypern, sofern die Voraussetzungen von § 6 Abs. 3
des Europawahlgesetzes im Einzelnen vorliegen, bei der
Europawahl 2004 in Deutschland wahlberechtigt. Sofern
sie einen Antrag auf Eintragung in ein Wählerverzeichnis
stellen (§ 17a Europawahlordnung – EuWO – i.V.m. Anlage
2A), ist Gegenstand der erforderlichen Versicherung an
Eides statt nach § 17a Abs. 4 S. 2 Nr. 1 EuWO eine Erklärung
über die Staatsangehörigkeit „Republik Zypern“. In Zwei-
felsfällen ist die Vorlage eines gültigen Identitätsauswei-
ses (Pass der Republik Zypern) geboten (vgl. § 17a Abs. 4 S.
4 EuWO).

Zu Pässen der Republik Zypern hat das Auswärtige Amt fol-
gendes mitgeteilt:

Einen Pass der Republik Zypern erhält jeder Staatsan-
gehörige der Republik. Dies sind nach griechisch-zypri-
scher Lesart auch alle türkischen Zyprer aus dem Norden,
die vor 1974 auf Zypern geboren wurden, sowie ihre Nach-
fahren. Diesem Personenkreis stellen die griechisch-zypri-
schen Behörden des Südens auf Antrag einen Pass der Re-
publik Zypern aus, der sie als zyprische Staatsangehörige
ausweist. Nur diese türkischen Zyprer werden am 01. Mai
2004 Bürger der Europäischen Union. Einen Pass der Repu-
blik Zypern erhalten jedoch nicht türkische Siedler aus der
Zeit nach 1974 und ihre Nachfahren; diese werden damit
auch nicht Unionsbürger.

Im Übrigen hat das Auswärtige Amt darauf hingewiesen,
dass die türkischen Zyprer von den türkisch-zyprischen
Passbehörden einen Pass der sog. „TRNZ“ (Türkische Repu-
blik Nordzypern) erhalten, der international nicht aner-
kannt wird. Ein solcher Pass legitimiert deshalb auch kei-
nen Antrag auf Eintragung in ein Wählerverzeichnis in
Deutschland anlässlich der Europawahl 2004.

Az.:I/2 024-80 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

370 Europawahl 2004 und Beförderung 
der Wahlbriefe

Das Bundesministerium des Innern hat mit der Deutschen
Post AG einen Vertrag über die Beförderung von Wahlbrie-
fen aus der Freitags- und aus der Samstagskastenleerung
vor dem Wahltag, Sonntag, den 13. Juni 2004, abgeschlos-
sen. Dabei ist folgendes festzustellen:

Die amtlichen Wahlbriefe aus den Freitagskastenleerun-
gen vom 11. Juni 2004, die nicht bereits gem. den Vorgaben
des § 2 Nr. 3 der Postuniversaldienstleistungsverordnung
(PUDLV) im Regelnetz zugestellt werden konnten, und die
Wahlbriefe aus den Samstagskastenleerungen vom 12. Juni
2004 bis 16.00 Uhr werden von der Deutschen Post AG sta-
tionär bearbeitet, gezählt und den zuständigen Stellen am
Wahlsonntag, den 13. Juni 2004, zwischen 10.00 und 16.00
Uhr im gesamten Bundesgebiet gegen Empfangsbekennt-
nis zugestellt.

Die Deutsche Post AG stellt die Wahlbriefe den auf den
Wahlbriefen angegebenen Adressaten zu. Sofern abwei-
chend davon am Wahlsonntag an andere Stellen zuge-
stellt werden soll oder eine Postfachanschrift angegeben
ist, ist zu veranlassen, dass über die Kreiswahlleiter bis
zum 14. Mai 2004, spätestens aber bis zum 19. Mai 2004
an die 

Deutsche Post AG 
Geschäftsbereich Vertrieb BRIEF Öffentlicher Sektor 
z. Hd. Herrn Beckmann 
Postfach 11 04 27 
10834 Berlin 

Name und zustellfähige Anschrift (mit Straße und Haus-
nummer) der dafür zuständigen Stellen mitgeteilt werden.

Die Mitteilung kann auch per Fax: 030/627 81-1118 oder per
E-Mail: f.beckmann@deutschepost.de erfolgen. (Telefon
von Herrn Beckmann: 030/627 81-1120) 

Der Bund übernimmt die zusätzlichen Kosten für diese
Sonderleistungen der Deutschen Post AG.

Von den Sonderzustellungen aufgrund der getroffenen
Vereinbarungen bleiben die „normalen“ Zustellungen am
Samstag, den 12. Juni 2004, unberührt und erfolgen wie
gewohnt (einschließlich Einsortieren in ein Postfach). Die
Sonderzustellungen am Wahlsonntag können nicht als
Einsortieren in ein Postfach erfolgen.

Az.:I/2 024-80 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

371 Europawahl 2004 und Bekanntgabe 
vorläufiger amtlicher Ergebnisse

Die Wahlzeit in Deutschland bei der Europawahl am
13.06.2004 endet gem. § 40 Abs. 1 Eu-WO um 18.00 Uhr.
Nach Auskunft der Landeswahlleiterin NRW besteht Ein-
vernehmen, dass unterhalb der Bundesebene vorläufige
amtliche Ergebnisse der Europawahl 2004 am Wahltag in
Deutschland ab 18.00 Uhr veröffentlicht werden dürfen, da
die Einschränkungen des Direktwahlakts und der EuWO le-
diglich das vorläufige amtliche Wahlergebnis im gesamten
Wahlgebiet betreffen.

Az.:I/2 024-80 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

372 Fachgespräch zu kommunalen 
Nord-Süd-Partnerschaften in NRW

Donnerstag, 8. Juli 20004, 10-16 Uhr im Historischen Rat-
haus Köln.

Diese Veranstaltung wendet sich in erster Linie an Vertre-
terinnen und Vertreter von Politik und Verwaltung auf der
kommunalen Ebene. Wir wollen ein Forum für den Erfah-
rungsaustausch und für gemeinsames Lernen bieten: Wie
können bestehende und neue Nord-Süd-Partnerschaften
von Kommunen und Kreisen noch attraktiver und produk-
tiver für alle Beteiligten gestaltet werden? Wie können Po-
litik und Verwaltung, Zivilgesellschaft und Wirtschaft stär-
ker in die Kooperation mit den Partnern im Süden einge-
bunden werden? 

Über Ihre Mitwirkung würden wir uns sehr freuen. Bitte
merken Sie sich den Termin vor. Nähere Informationen zum
Programm sowie Anmeldungsunterlagen erhalten Sie in
Kürze.

Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an: Dr. Thomas 
Fues, Eine-Welt-Beauftragter der Landesregierung NRW,
Tel: 0211-4566248, Fax: 0211-4566424, Email: thomas.
fues@munlv.nrw.de.

Az.:I 05-15-1 Mitt. StGB NRW  Juni 2004
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373 Kommunalwahl 2004 und Vorschriften zur
Wahlbekanntmachung

Auf Drängen der Geschäftsstelle ist nunmehr die Kommu-
nalwahlordnung hinsichtlich der Wahlbekanntmachungen
an das allgemeine kommunale Bekanntmachungsrecht an-
gepasst worden. Nach § 83 Abs. 2 KWahlO sind nunmehr
Wahlbekanntmachungen der Wahlleiter sowie der Landräte,
Oberbürgermeister und Bürgermeister in ortsüblicher Weise
vorzunehmen. Damit sind die in dem Erlass des Innenmini-
steriums vom 29.12.2003 aufgezeichnete Probleme aus-
geräumt (vgl. auch Mitteilung Nr. 141/2004). Bedeutung hat
dies insbesondere für die Kommunen, die auf der Grundlage
des neuen § 4 Abs. 1 c der Bekanntmachungsverordnung ihre
allgemeinen Bekanntmachungen durchführen. Die Ände-
rungen sind im Gesetz- und Verordnungsblatt vom
19.05.2004 aufgeführt. Daneben wurden noch einige redak-
tionelle Änderungen vorgenommen. Insoweit wird auf das
Gesetz- und Verordnungsblatt verwiesen.

Gleichzeitig wurde die Landeswahlordnung geändert. Auch
hier ist die Regelung über die öffentliche Bekanntmachung
geändert worden und entspricht nunmehr im Ergebnis den
Regelungen, wie sie auch für die Bundestagswahlen gem. §
86 BWO und Europawahlen gem. § 79 EuWO für Kreis- bzw.
Stadtwahlleiter und für die Gemeinden bestehen.

Az.:I/2 024-70 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

374 Anwendung von Vorschriften 
des Rahmenrechts auf das Melderecht

Nachdem die Frist zur Anpassung der Landesmeldegesetze
an die rahmenrechtlichen Vorschriften des Melderechtsrah-
mengesetzes im April 2004 abgelaufen ist, haben sich die
Melderechtsreferenten des Bundes und der Länder darauf
verständigt, im Rahmenrecht vorgesehene Verfahrenserleich-
terungen unabhängig vom Zeitpunkt der Verabschiedung der
Landesmeldegesetze zeitnah und bundesweit in die Praxis
umzusetzen. Vor diesem Hintergrund hat das Innenministeri-
um NRW folgenden ab dem 01.06.2004 zu beachtenden Er-
lass vom 06.05.2004 (Az.: 13-38.04.05) herausgegeben:

1. Bei Umzügen im Inland ist eine Anmeldung nach Maß-
gabe des § 13 Abs. 1 MG NRW auch ohne Vorlage einer
Abmeldebestätigung vorzunehmen und die bisher zu-
ständige Meldebehörde hierüber unverzüglich im
Wege der Rückmeldung (§ 30 Abs. 1 S. 1 MG NRW) zu un-
terrichten.

2. Die Vorschrift des § 13 Abs. 2 MG NRW, wonach Perso-
nen, die aus einer Wohnung ausziehen, sich innerhalb
einer Woche abzumelden haben, ist nur noch in denje-
nigen Fällen anzuwenden, in denen keine neue Woh-
nung im Inland bezogen wird (vgl. § 11 Abs. 2 MRRG).

3. Es ist davon abzusehen, sich nach Maßgabe des § 14
MG NRW eine Bestätigung des Wohnungsgebers über
den Einzug und den Auszug vorlegen zu lassen.
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375 Fortbildungskonzeption für kommunale 
Gleichstellungsbeauftragte

Das Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Fa-
milie des Landes NRW hat eine berufsbegleitende Fortbil-
dungskonzeption für kommunale Gleichstellungsbeauf-

tragte herausgegeben, die nun in der zweiten Auflage
überarbeitet und aktualisiert wurde. Das Seminarpro-
gramm thematisiert rechtliche Rahmenbedingungen,
Kompetenzen und Aufgaben kommunaler Gleichstel-
lungsbeauftragter sowie Arbeitsorganisation und andere
kreativitätsfördernde Arbeitsformen. Die einzelnen Lernin-
halte differenzieren weiter Zeiten der Praxiserfahrung. Die
Überarbeitung wurde von einem fachkundigen Beirat be-
gleitet, dem Vertreterinnen und Vertreter der kommuna-
len Spitzenverbände NRW, der Landesarbeitsgemeinschaft
kommunaler Frauenbüros und Gleichstellungsstellen
NRW sowie der Leitstelle der Studieninstitute für kommu-
nale Verwaltung in NRW angehörten. Die Konzeption wird
den kommunalen Studieninstituten zur Verfügung ge-
stellt. Weiter kann die Fortbildungskonzeption für Gleich-
stellungsbeauftragte eine Orientierung zur Feststellung
des persönlichen Fortbildungsbedarfes bieten und auch
Grundlage für andere Fortbildungen sein. Die Fortbil-
dungskonzeption ist erhältlich beim Ministerium für Ge-
sundheit, Soziales, Frauen und Familie des Landes NRW,
40190 Düsseldorf. Internet: www.mgsff.nrw.de, E-Mail:
info@mail.mgsff.nrw.de.
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376 Pressemitteilung:
Demografischer Wandel kein Schreckgespenst

Städte und Gemeinden in NRW stehen dem demografi-
schen Wandel nicht unwissend oder gleichgültig ge-
genüber, sondern bereiten sich aktiv auf Veränderungen
in der Bevölkerungs-Struktur vor. Dies ist das Ergebnis
einer Arbeitsgruppe des Städte- und Gemeindebundes
Nordrhein-Westfalen, welche der Kommunale Spitzen-
verband mit externen Fachleuten, unter anderem von der
Bertelsmann Stiftung, vor einem Jahr ins Leben gerufen
hat. „Noch weiß so manche Stadt oder Gemeinde nicht
exakt, was auf sie zukommt. Aber jede hat angefangen,
sich die relevanten Daten zu besorgen und realistische
Entwicklungs-Szenarien zu entwerfen“, erklärte der StGB
NRW-Hauptgeschäftsführer Dr. Bernd Jürgen Schneider
heute in Düsseldorf.

Bei ihren Recherchen und Diskussionen hat die Arbeits-
gruppe eine Modellrechnung des NRW-Landesamtes für
Datenverarbeitung und Statistik (LDS NRW) zu Grunde
gelegt, wonach die Bevölkerungszahl in NRW bis 2040
von derzeit gut 18 Millionen auf knapp 17 Millionen
Menschen zurückgeht. „Aber nicht der absolute
Rückgang, sondern der Alterungsprozess ist das eigent-
liche Problem der demografischen Entwicklung“, machte
Schneider deutlich. So werde es nicht eine landesweit
gleichmäßige Abnahme der Bevölkerungszahl geben,
sondern Schrumpfung an einer Stelle und Wachstum 
an anderer Stelle. In vielen Kommunen, so Schneider,
werde die Einwohnerzahl mehr oder weniger auf dem
heutigen Niveau verharren. Dort werde sich aber ein
Übergewicht der Alten gegenüber den Jungen bemerk-
bar machen.

Von den Wanderungs-Bewegungen innerhalb Nordrhein-
Westfalens würden vor allem die kreisangehörigen Kom-
munen profitieren - in ländlichen Gebieten wie auch in
Ballungsrandzonen. „Dies ist für unsere 359 Mitglieds-
Kommunen aber noch kein Grund, sich entspannt zurück-
zulehnen“, stellte Schneider klar. Auch wo noch Wachstum
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zu erwarten sei - so die Quintessenz der ExpertInnen-Ar-
beitsgruppe - müsse die kommunale Infrastruktur an den
veränderten Alters-Mix angepasst werden. Vor allem für
Grundschulen und Kindertagesstätten müsste im Ein-
zelfall zu gegebener Zeit eine neue Nutzung gefunden
werden.

Für Kommunen, die einem Bevölkerungs-Rückgang entge-
gensehen, eröffneten sich zwei Strategien: Attraktivierung
und Anpassung. Viele Städte und Gemeinden, so Schnei-
der, hätten den demografischen Wandel als Herausforde-
rung begriffen, familienfreundlicher zu werden und die Le-
bensqualität zu verbessern. Ein Beispiel sei die Gemeinde
Laer im Münsterland, wo nach entsprechender Neu-Orien-
tierung der Abwärtstrend bei den Geburtenzahlen umge-
kehrt werden konnte. Eine Anpassung an niedrigere Bevöl-
kerungszahlen - sprich: Rückbau der gesamten Infrastruk-
tur - sei erklärtermaßen schwieriger zu bewerkstelligen.
„Hier fehlen uns noch die Vorbilder“, räumte Schneider ein.
Gleichwohl biete ein behutsamer Rückbau die Chance,
städtebauliche Fehlentwicklungen - etwa unwirtliche
Hochhaussiedlungen - zu korrigieren.

Die Ergebnisse der einjährigen Arbeit sind in einem Leitfa-
den „Demografischer Wandel“ zusammengefasst. Darin ist
die Entwicklung sowohl aus dem Blickwinkel der Statistik
wie auch aus Sicht der Praktiker in den Kommunen darge-
stellt. Neu ist das Tableau so genannter Kennzahlen, wel-
ches jeder einzelnen Stadt oder Gemeinde die Möglichkeit
gibt, die Auswirkungen des demografischen Wandels vor
Ort mit einfachen Mitteln vorauszuberechnen. Dabei wird
- nicht zuletzt aus Kostengründen - auf Daten zurückge-
griffen, die bereits beim NRW-Landesamt für Datenverar-
beitung und Statistik (LDS NRW) oder bei den Kommunen
selbst vorhanden sind.

Der StGB NRW-Leitfaden „Demografischer Wandel“ ist als
Rezensions-Exemplar zu beziehen bei der Pressestelle des
Städte- und Gemeindebundes NRW (e-Mail:
debora.becker@nwstgb.de oder per Fax über 0211-4587-211) 
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377 Prüfungserleichterter Aufstieg in den 
gehobenen nichttechnischen Dienst

Das Rheinische Studieninstitut Köln, Alteburger Straße 
359 – 361, 50968 Köln-Bayenthal, bietet ab September
2004 einen Kurs „Prüfungserleichterter Aufstieg vom mitt-
leren in den gehobenen nichttechnischen Dienst“ an. Fol-
gender Ablauf ist geplant:

Einführungslehrgang 
13.9. – 17.12.2004 

Aufstiegslehrgang 
22.8. – 18.11.2005 im Anschluß an die Einweisungszeit gem.
§ 45 VAP g.D.

Die mündliche Prüfung soll im Januar 2006 erfolgen.

Kostenbeitrag:
1.235,00 e für Institutszugehörige 
1.790,00 e für sonstige Teilnehmer/innen 

Meldeschluß:
17.6.2004 
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378 Ratgeber „Vergewaltigung – wie kann 
ich mich wehren?“

In Kooperation mit dem Kommissariat Vorbeugung der Po-
lizei Köln hat das Amt für Gleichstellung von Frauen und
Männern der Stadt Köln den erstmals 1998 veröffentlich-
ten Ratgeber für Frauen und Mädchen mit dem Titel „Ver-
gewaltigung – wie kann ich mich wehren?“ überarbeitet
und neu aufgelegt. Die Broschüre wendet sich an Frauen
und Mädchen, die eine Vergewaltigung erlebt haben
und/oder die sich vor (weiteren) sexuellen Übergriffen
schützen wollen. Zum besseren Verständnis werden
zunächst die Hintergründe dargestellt:

– Wann und wo geschehen sexuelle Übergriffe? 

– Wer und wie viele sind betroffen? 

– Wer sind die Täter? 

– Was löst eine Vergewaltigung bei den Betroffenen aus? 

In der Broschüre werden die wichtigen Handlungsschritte
nach einer Vergewaltigung aufgezeigt. Themen wie recht-
liche Möglichkeiten der Opfer, Wege des Anzeige- und Ge-
richtsverfahrens, Anspruch auf Prozesskostenhilfe und Op-
ferentschädigung und viele mehr werden behandelt.
Anschließend werden die Erfahrungen der Präventionsar-
beit mit und für Frauen beleuchtet und die Kontaktstellen
zu den entsprechenden Hilfeangeboten in Köln genannt.

Der Ratgeber wird vom Kommissariat Vorbeugung der Po-
lizei Köln sowie vom Amt für Gleichstellung von Frauen
und Männern der Stadt Köln kostenfrei an betroffene und
interessierte Frauen und Mädchen ausgegeben. Bitte nut-
zen Sie für Ihre Bestellung den Postweg und legen Sie
einen adressierten und frankierten Rückumschlag bei. Die
Broschüre ist erhältlich beim Amt für Gleichstellung von
Frauen und Männern, Markmannsgasse 7, 50667 Köln, E-
Mail gleichstellungsamt@stadt-koeln.de, und beim Poli-
zeipräsidium Köln, Kommissariat Vorbeugung, Walter-
Pauli-Ring 2 – 4, 51103 Köln, E-Mail: vorbeugung@polizei-
koeln.de.
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379 Wahlwerbung im Spannungsfeld 
zur Sondernutzung

Für die Plakatwerbung auf öffentlichen Verkehrsflächen
bedarf es auch anlässlich der Europawahl 2004 einer Er-
laubnis für die entsprechende Sondernutzung. Streitigkei-
ten können dann auftreten, wenn auf diesen genehmigten
Plakaten Personen abgedruckt sind, die für das Amt des
(Ober) Bürgermeisters im Rahmen der Kommunalwahl an-
treten werden. Das OVG NRW hat mit dem unanfechtba-
ren Beschluss vom 12.05.2004 (Az.: 11 B 952/04) die Mög-
lichkeiten und Grenzen einer Überprüfung der so aufge-
stellten Plakate aufgezeigt und im Ergebnis eine Entschei-
dung des VG Düsseldorf aufgehoben. Dem lag folgender
Sachverhalt zugrunde:

Im April 2004 hatte die X-Partei in K. von der Stadt K. die
straßenrechtliche Sondernutzungserlaubnis erhalten, an
bestimmten Standorten im Stadtgebiet Wahlplakate für
die Europawahl 2004 aufstellen zu dürfen. Daraufhin er-
schienen Wahlplakate mit dem Bild des Oberbürgermei-
ster-Kandidaten der X-Partei für die Kommunalwahl 2004
und der Aufschrift „Europawahl am 13. Juni 2004: Bitte
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gehen Sie zur Wahl!“ „Meine Heimat K. in Europa“ „Ulrich
H. Oberbürgermeister für K.“ „Mehr Gewicht für K.. X-Par-
tei“. Die Stadt K. sah darin eine Wahlwerbung bereits für
die Kommunalwahl 2004 und gab der X-Partei mit Be-
scheid vom 3. Mai 2004 auf, die Plakate bis zum 6. Mai
2004 zu beseitigen oder zu überkleben. Außerdem ordnete
sie die sofortige Vollziehung dieses Bescheids an.

Dagegen legte die X-Partei Widerspruch ein und beantrag-
te zugleich beim Verwaltungsgericht Düsseldorf die Wie-
derherstellung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs. Das Verwaltungsgericht Düsseldorf lehnte diesen
Antrag mit Beschluss vom 6. Mai 2004 ab, weil die Plakate
Wahlwerbung auch für die Kommunalwahl 2004 enthiel-
ten und insoweit keine Sondernutzungserlaubnis erteilt
worden sei.

Gegen diesen Beschluss hat die X-Partei Beschwerde ein-
gelegt, der das Oberverwaltungsgericht nunmehr mit
dem o. g. Beschluss stattgegeben hat. Zur Begründung
hat es ausgeführt: Die X-Partei habe die Erlaubnis für
eine Sondernutzung öffentlicher Verkehrsflächen durch
Plakatwerbung einer politischen Partei zur Europawahl
2004 erhalten. Die X-Partei halte sich mit den von ihr auf-
gestellten Plakaten im Rahmen dieser Nutzung. Insofern
komme es – straßenrechtlich – nicht darauf an, ob und
ggf. inwieweit ein potenzieller Wähler durch einzelne
Aussagen des fraglichen Plakats über die eigentliche
Werbung für die Europawahl hinaus politischer Beein-
flussung ausgesetzt werde. Es sei in erster Linie Sache der
Parteien, Art und Stil ihrer Wahlpropaganda zu bestim-
men. Ob sich die Wahlplakatierung im Rahmen der erteil-
ten Sondernutzungserlaubnis halte, bemesse sich nach
einer großzügigen Gesamtbetrachtung. Die isolierte
Würdigung einzelner textlicher oder bildlicher Elemente
des Plakats verbiete sich. Die Nutzung wäre erst dann
eine unerlaubte andere, wenn die Plakatierung keinen
Bezug zur Europawahl mehr hätte. Davon gehe aber
auch die Stadt K. nicht aus.
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Finanzen und Kommunalwirtschaft

380 Beibehaltung kommunaler 
Dienstleistungen in der EU

Eine Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats der
Gesellschaft für Öffentliche Wirtschaft (GÖW) vom April
2004 trägt den Titel „Zur Beibehaltung kommunaler
Dienstleistungen in der Europäischen Union“. Darin
weist der Beirat darauf hin, dass die von der EU betriebe-
ne Liberalisierung das System der kommunalen Lei-
stungserbringung im Bereich der Daseinsvorsorge in Ge-
fahr bringt. Es muss auch weiterhin ermöglicht werden,
dass diese Dienstleistungen durch die Städte und Ge-
meinden erbracht werden, selbst dann, wenn dies Abstri-
che am reinen Wettbewerbsprinzip erforderlich machen
würde. Der Beirat wendet sich mit seiner Stellungnahme
aber auch an den deutschen Gesetzgeber in Bund und
Ländern sowie an die Verantwortlichen in den Städten
und Gemeinden.

Der Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats der Ge-
sellschaft für Öffentliche Wirtschaft sind vier Thesen vor-
angestellt:

(1) In Deutschland erbringen die Städte und Gemeinden
zahlreiche Dienstleistungen von allgemeinem und von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse für ihre Bür-
ger traditionell in eigener Regie. Dass dabei die Bedürf-
nisse der Bürger im Vordergrund stehen, macht den be-
sonderen Wert der kommunalen Selbstverwaltung in
Deutschland aus.

(2) Die von der EU betriebene Liberalisierung bringt dieses
System der kommunalen Leistungserbringung in Ge-
fahr. Nachdem in Art. I/5 Abs. 1 des EU-Verfassungsent-
wurfs festgelegt wurde, dass die EU die nationale Iden-
tität der Mitgliedstaaten einschließlich der Selbstver-
waltung zu achten hat, ist an die EU die Forderung zu
richten, die Erbringung der Dienstleistungen von allge-
meinem wirtschaftlichen (und nichtwirtschaftlichen)
Interesse durch Städte und Gemeinden weiter zu er-
möglichen und zu fördern, auch wenn dies - im Interes-
se anderer Prinzipien des EG-Vertrages - Abstriche am
reinen Wettbewerbsprinzip erforderlich macht. Das In-
house-Prinzip sollte nicht eingeschränkt, sondern im
Gegenteil ausgeweitet werden.

(3) Der deutsche Gesetzgeber in Bund und Ländern sollte
die sich nach Art. 86 Abs. 2 EGV bietenden Möglichkei-
ten zur Betrauung von Unternehmen mit bestimmten
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen
Interesse mehr als bisher ausschöpfen und im Gemein-
dewirtschaftsrecht die Chancen der kommunalen Un-
ternehmen im Wettbewerb verbessern.

(4) Die Verantwortlichen in den Städten und Gemeinden
sowie in den kommunalen Unternehmen sollten sich
des Wertes der örtlichen Selbstverwaltung für die Bür-
ger bewusst bleiben und wichtige Dienste nicht leicht-
fertig an Dritte abgeben. Nebenordnungspolitischen
Überlegungen muss bei der Entscheidung die Absiche-
rung der Wirtschaftlichkeit eine Rolle spielen.

Die gesamte Stellungnahme ist über das Intranet Fachinfo
& Service/Finanzen und Kommunalwirtschaft//Daseins-
vorsorge/Beibehaltung kommunaler Dienstleistungen in
der EU abrufbar.
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381 Teilerfolg gegen ein „Rating“ der Kommunen

Bundesfinanzminister Eichel hat in einem Schreiben an die
kommunalen Spitzenverbände versichert, dass die Bun-
desregierung „alle Möglichkeiten im Rahmen der verblei-
benden Verhandlungen bei Basel II und der Überarbeitung
der EU-Eigenkapitalvorschriften zur Vermeidung regulato-
rischer Anrechnungsregelungen mit nachteiligen Auswir-
kungen auf die kommunalen Haushalte ausschöpfen
wird“. Damit hat ein Schreiben der kommunalen Spitzen-
verbände vom 9. März 2004 offenbar positive Wirkungen
gezeigt. Darin hatten sich die kommunalen Spitzenverbän-
de dafür eingesetzt, dass sich die deutschen Vertreter bei
den Basel II-Verhandlungen mit mehr Nachdruck für die
kommunale Forderung nach dem sog.„dauerhaften Partial
Use“ einsetzen. Damit wäre es möglich, das Kreditrisiko
mit Rücksicht auf die deutschen Finanzausgleichsmecha-
nismen wie bisher mit „Null“ anzusetzen und so die gün-
stigen Kommunalkreditkonditionen zu bewahren. Zwar
hatten sich die Länder und BMF-Vertreter bereits unserer
Forderung angeschlossen, jedoch wurde die „deutsche Po-
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sition“ von den Vertretern Deutschlands im Baseler Aus-
schuss für Bankenaufsicht (Basel II) nicht mit Nachdruck
vertreten. Dass dies künftig geschieht, sollte mit Hilfe des
Bundesfinanzministers erreicht werden. Offenbar hat Herr
Eichel aufgrund der Bemühungen von kommunaler Seite
den Nachdruck für die „deutsche Position“ verstärkt. Im
Einzelnen heißt es in dem Schreiben von Bundesfinanzmi-
nister Eichel:

„Für Ihr Schreiben vom 9. März 2004 zur vorgesehenen Be-
handlung von Kommunalkrediten und Interbankenforde-
rungen im Rahmen der geplanten neuen internationalen
Eigenkapitalstandards für Banken (Basel lI) danke ich
Ihnen.

Ihre Sorge, die Neufassung der bankaufsichtsrechtlichen
Regelungen könnte zusätzliche Belastungen für die kom-
munalen Haushalte infolge einer regulatorisch bedingten
Verteuerung von Kommunalkrediten und außerdem von
Interbankenforderungen bewirken, nimmt die Bundesre-
gierung sehr ernst. Die Bundesregierung setzt sich deshalb
zusammen mit den Verhandlungsführern aus der Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht und der Deut-
schen Bundesbank bei Basel II für eine Regelung ein, wel-
che die Beibehaltung der derzeitigen Anrechnungssätze
für Kommunalkredite und Interbankenforderungen er-
möglicht.

Gerne nutze ich die Gelegenheit, Sie über den aktuellen
Stand der Beratungen zu diesem wichtigen Thema zu un-
terrichten. Entsprechend der ausgezeichneten Bonität der
Bundesrepublik Deutschland soll der Anrechnungssatz in
Höhe von 0 % für den Kommunalkredit auch weiterhin gel-
ten. Soweit die Kreditinstitute den so genannten modifi-
zierten Standardansatz künftig nutzen, werden keine
nachteiligen Änderungen gegenüber dem derzeitigen Zu-
stand eintreten. Der Gewichtungssatz von 0 % kann eben-
falls bei Anwendung der so genannten internen Rating-
Ansätze zugrunde gelegt werden. Gegenteilige ban-
kaufsichtrechtliche Vorgaben sind nicht geplant und
wären angesichts der unzweifeIhaften Bonität der deut-
schen Kommunen auch nicht gerechtfertigt. Damit die
Kreditinstitute, welche sich für interne Ratings zur Anrech-
nung ihrer Unternehmenskredite entscheiden, nicht zu-
gleich einen kostenträchtigen Aufbau interner Rating-Sy-
steme für den Kommunalbereich vornehmen müssen, hat
die deutsche Seite bei den Verhandlungen zu Basel II die
Forderung nach Festlegung einer permanenten Wahlfrei-
heit der Anrechnungsmethode erhoben (so genannter
dauerhafter Partial Use). Hierüber hat der Basler Ausschuss
für Bankenaufsicht bislang noch keine Entscheidung ge-
troffen. Die bisherigen Reaktionen der übrigen Delegatio-
nen lassen ein positives Votum erwarten. Mit einem festen
Ergebnis kann für den Sommer gerechnet werden. Außer-
dem hat die deutsche Seite das Anliegen nach einem dau-
erhaften Partial Use gegenüber der EU-Kommission, wel-
che derzeit einen Vorschlag für eine Richtlinie zu den
neuen Eigenkapitalvorschriften für die europäischen Insti-
tute vorbereitet, ebenfalls verdeutlicht. Auch hier gilt, dass
eine endgültige Entscheidung noch nicht gefallen ist.

Hinsichtlich der Behandlung von Interbankenforderungen
konnte die deutsche Seite eine Regelung durchsetzen, wel-
che die Beibehaltung des bisherigen Anrechnungssatzes
von 20 % unabhängig von dem jeweiligen Rating für die
Kredit nehmende Bank oder Sparkasse im Rahmen des
Standardansatzes ermöglicht. Diese Regelung wird von

einer Reihe von anderen Delegationen im Basler Ausschuss
insofern als kritisch angesehen, als dass etwaige Bonitäts-
unterschiede der Institute unberücksichtigt bleiben. Um
diesen Bedenken Rechnung zu tragen, ist die Festlegung
des Bonitätsgewichtes nach Maßgabe des jeweiligen ex-
ternen Ratings als Alternative vorgesehen. Diese Alternati-
ve erscheint allerdings für die deutschen Banken und Spar-
kassen nicht passend und solI deshalb im Rahmen der na-
tionalen Umsetzung von Basel II nicht berücksichtigt wer-
den. Was die Anwendung interner Ratings auf Interban-
kenforderungen angeht, so setzt sich die deutsche Seite
auch hier für eine Regelung zum dauerhaften Partial Use
bei Basel II und der Neufassung der EU-Eigenkapitalvor-
schriften ein. Eine Entscheidung hierüber dürfte im Zusam-
menhang mit der entsprechenden Regelung für Kredite an
staatliche Schuldner getroffen werden.

Ich darf Ihnen versichern, dass die Bundesregierung alle
Möglichkeiten im Rahmen der verbleibenden Verhandlun-
gen bei Basel II und der Überarbeitung der EU-Eigenkapi-
talvorschriften zur Vermeidung regulatorischer Anrech-
nungsregelungen mit nachteiligen Auswirkungen auf die
kommunalen Haushalte ausschöpfen wird.“ 
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382 Alterseinkünftegesetz vom Bundestag 
beschlossen

Am 29. April 2004 hat der Bundestag das Alterseinkünfte-
gesetz (AltEinkG) beschlossen, mit dem künftig die Aus-
zahlungen aus der gesetzlichen Rente schrittweise stärker
besteuert werden sollen. Der Bundesratsbeschluss hierzu
steht noch aus. Mit dem Gesetz soll eine Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) umgesetzt werden,
das in seinem Urteil vom 06.03.2002 entschieden hatte,
dass die heutige unterschiedliche Besteuerung der Beam-
tenpensionen und der Renten aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nicht mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar ist. So
sollen Arbeitnehmer von 2005 an bei ihren Aufwendungen
für die gesetzliche Altersvorsorge entlastet werden. Dafür
sollen Rentenauszahlungen nach einem Übergangszeit-
raum bis zum Jahr 2040 voll besteuert werden (nachgela-
gerte Besteuerung). Nach Zustimmung des Bundesrates
könnte das Gesetz zum 01.01.2005 in Kraft treten. Die öf-
fentlichen Haushalte müssen in dem Übergangszeitraum
wegen der Entlastung der Arbeitnehmer bei den Aufwen-
dungen für die gesetzliche Altersvorsorge mit Minderein-
nahmen rechnen, bis die volle Rentenbesteuerung greift.

Fast 80 Prozent der heutigen Rentner werden auch künftig
steuerlich nicht belastet. Betroffen sind vor allem Haushal-
te, bei denen die Renten wegen anderer Einnahmen nur
Nebeneinkünfte sind. Bis zu 18.900 Euro Rente im Jahr
oder 1.575 Euro im Monat bleiben nach dem derzeitigen
Entwurf steuerfrei.

Die Kernpunkte des Gesetzes im Überblick:

– Nachgelagerte Besteuerung: Von den Gesamtbeiträ-
gen zur gesetzlichen Rentenversicherung soll zunächst
ein Anteil von 60 Prozent von der Besteuerung frei ge-
stellt werden. Die Freistellung und damit Entlastung
der Beitragszahler steigt dann bis 2025 jährlich um
zwei Punkte auf 100 Prozent. Auszahlungen der gesetz-
lichen Rente unterliegen dagegen von 2005 an
zunächst zu 50 Prozent einer Besteuerung; die volle Be-



177MITTEILUNGEN 6/2004

steuerung ist erst für Rentnerjahrgänge, die 2040 in
den Ruhestand gehen, geplant.

– „Unisex-Tarife“: Für die private Altersvorsorge mit der
staatlich geförderten Riester-Rente werden ab 2006
künftig einheitliche Tarife für Männer und Frauen vor-
geschrieben.

– Kapitallebensversicherung: Bisher mindern nicht nur
Beiträge für die Lebensversicherung das zu versteuern-
de Einkommen. Es sind auch Erträge steuerfrei, wenn
der Vertrag mindestens über zwölf Jahre läuft. Dieses
Steuerprivileg soll bei Neuverträgen nach 2005 abge-
baut werden.

– Betriebsrenten: Für die steuerfreie Umwandlung von
Lohnanteilen in Beiträge zur betrieblichen Vorsorge gilt
derzeit unter anderem eine Obergrenze von 2.472 Euro.
Die steuerliche Förderung soll um 1.800 Euro aufge-
stockt werden.

Der Gesetzentwurf des AltEinkG ist auf den Webseiten des
BMF unter http://www.bundesfinanzministerium.de ver-
öffentlicht.
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383 EU-Haushaltsplan für 2005

Erstmals hat die Europäische Union einen Haushaltsplan
für 25 Mitgliedsstaaten vorgestellt. Knapp 110 Mrd. e

werden veranschlagt, damit bleibt die Kommission unter
der von den Mitgliedsstaaten zugebilligten Summe von
114,2 Mrd. e.

Die 109,5 Mrd. e des Haushaltsansatzes für 2005 ent-
sprechen 1,03 % des Bruttonationaleinkommens der Eu-
ropäischen Union der 25 Mitgliedsstaaten. Der Haushalt
liegt um 9,7 Mrd. e höher als der Vorjahreshaushalt. Die
Ausgabensteigerungen sind allesamt mit der Erweiterung
der Europäischen Union verbunden. An zusätzlichen Inte-
grationsausgaben für die neuen Mitgliedsstaaten sind 
3,9 Mrd. e vorgesehen. Die Umsetzung der gemeinsamen
Agrarpolitik schlägt sich mit 1,3 Mrd. e und die verbesserte
Inanspruchnahme der Strukturfonds mit 2,7 Mrd. e nieder.
Dennoch liegt der Ansatz um knapp 5 Mrd. e unter der für
2005 von den Mitgliedsstaaten vereinbarten Obergrenze.

Von kommunalem Interesse sind besonders die Posten für
Landwirtschaft und Strukturmaßnahmen. Die Gesamt-
anforderungen für Agrarausgaben belaufen sich auf 
50,7 Mrd. e. Der Anteil der neuen Mitgliedsstaaten wird mit
3,6 Mrd. e veranschlagt. Diese Summen werden in den
kommenden Jahren noch ansteigen, da die Direktbeihilfen
zugunsten von landwirtschaftlichen Unternehmen in den
Beitrittsstaaten 2005 erstmalig zur Auszahlung kommen.

Für die Entwicklung des ländlichen Raums sind 6,8 Mrd. e

aus dem Agrarhaushalt vorgesehen. Von den 6,8 Mrd. e für
die Entwicklung des ländlichen Raums sind 1,9 Mrd. e für
die Verwendung in den neuen Mitgliedsstaaten vor-
gesehen.

Strukturmaßnahmen 

Nach der Landwirtschaft sind die Strukturfonds der zweit-
größte Ausgabensektor im Rahmen des Haushaltsplans
für die erweiterte Union. Die Strukturfonds stellen mit 35,4
Mrd. e 14,8 % mehr Mittel als im Haushaltsjahr 2004 zur

Verfügung. Wesentlich für die große Ausgabensteigerung
ist die Verdoppelung der Aufwendungen für neue Mit-
gliedsstaaten im Verhältnis zum Vorjahr. Dafür sind die
Ausgaben des Kohäsionsfonds gesunken, was im Wesentli-
chen auch auf den Umstand zurückzuführen ist, dass Ir-
land nun nicht mehr im Rahmen der Kohäsionsfonds ge-
fördert wird.

Außenhilfen 

Ein weiterer großer Anteil wird durch die sog. Außenhilfen
beansprucht. Dabei handelt es sich um Mittel, die Drittlän-
dern für verschiedene Zwecke wie Nahrungsmittelhilfe,
Gesundheitsmaßnahmen, Entwicklungszusammenarbeit,
Emigrationspolitik sowie Nachbarschaftspolitik zur Verfü-
gung gestellt werden. 5,2 Mrd. e werden für derartige
außenpolitische Maßnahmen vorgesehen. Dazu treten
noch Mittel, die im Rahmen der Heranführungsstrategie
den Ländern Rumänien, Bulgarien, der Türkei und Nord-
zypern zukommen. Auch Ausgleichszahlungen für die
neuen Mitgliedsstaaten werden unter der Heranführungs-
strategie gezahlt. Insgesamt steht hierfür ein Betrag von
4,4 Mrd. e zur Verfügung.

Für interne Politikbereiche sieht der Haushalt 7,7 Mrd. e

bzw. 2,8 % mehr als im Vorjahr vor und für Verwaltungs-
ausgaben werden 6,36 Mrd. e veranschlagt. Der relativ
große Anstieg von 3,9 % im Verhältnis zum Vorjahr erklärt
sich vor allem aus dem Bedarf an neuen Planstellen durch
die Erweiterung.

Der Haushaltsentwurf wird erstmals im Juli dem Rat vor-
gelegt. Im Oktober 2004 soll dann eine Vorlage an das Par-
lament erfolgen und eine abschließende zweite Lesung ist
für den Dezember 2004 angesetzt.
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384 Frühjahrsgutachten der 
Wirtschaftsforschungsinstitute

Die führenden Wirtschaftsforschungsinstitute haben ihre
Frühjahrsgutachten 2004 vorgelegt. Danach wird das
Wirtschaftswachstum sowohl im Jahr 2004 als auch im
Jahr 2005 um 1,5 % steigen. Am Arbeitsmarkt erwarten die
Wissenschaftler eine leichte Besserung der Lage. Erstmals
seit 2001 wird die durchschnittliche Arbeitslosenzahl die-
ses Jahr sinken; im Vergleich zu 2003 um 44.000 auf 4,33
Mio. Der Trend setzt sich auf schwachem Niveau fort. Für
2005 ist ein weiterer Rückgang auf dann 4,28 Mio. zu er-
warten.

Nach Einschätzung der Institute wird das Staatsdefizit in
2004 3,7 % des Bruttoinlandproduktes und im Jahr 2005 
3,5 % des Bruttoinlandproduktes betragen. Dies bedeutet,
dass Deutschland sowohl im Jahr 2004 als auch im Jahr
2005 die Euro-Stabilitätskriterien verfehlen wird.

Az.:IV/1 970-03 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

385 Fachtagung „Gemeinden und Insolvenz“

Das Kommunale Bildungswerk e.V. in Berlin veranstaltet
am 3. und 4. Juni 2004 in Berlin eine Fachtagung unter dem
Titel „Gemeinden und Insolvenz - Gefahren und Hand-
lungserfordernisse“. Die Tagung widmet sich schwer-
punktmäßig der Frage, welches Verhalten den Kommunen
im Falle der Insolvenz privater Unternehmen anzuraten ist.
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Darüber hinaus wird auch die Insolvenz kommunaler Be-
teiligungsunternehmen angesprochen. Nähere Informa-
tionen sind der Internet-Seite des Bildungswerks
(http://www.kbw.de) zu entnehmen.

Az.:IV 952-03 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

386 Gewerblich geprägte Personengesellschaft
gewerbesteuerpflichtig

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem soeben veröffent-
lichten Urteil vom 20.11.2003 (IV R 5/02 I) zur Gewerbesteu-
erpflicht gewerblich geprägter Personengesellschaften
sowie zum Beginn und Ende der Steuerpflicht folgende
Leitsätze beschlossen:

1. Die vermögensverwaltende Tätigkeit einer gewerblich
geprägten Personengesellschaft unterliegt der Gewer-
besteuer.

2. Die (sachliche) Gewerbesteuerpflicht einer gewerblich
geprägten Personengesellschaft beginnt mit Aufnah-
me ihrer vermögensverwaltenden Tätigkeit.

3. Die Gewerbesteuerpflicht einer gewerblich geprägten
Personengesellschaft ist nicht von der Teilnahme am
allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr abhängig.

Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde:

Die A-GmbH & Co. KG (KG), die sich mit der Verwaltung und
Verwertung ihres Grundbesitzes sowie dem Erwerb, dem Be-
bauen und Vermieten von gewerblichen Immobilien befas-
ste, wurde 1993 errichtet. Im Rahmen ihrer Gründung hatte
die Kommanditistin (K) ihren - vermieteten - Grundbesitz
eingebracht. Bis zur Veräußerung des Grundbesitzes im
Jahre 1996 hatte die KG die Räumlichkeiten vermietet und
Zinserträge erzielt. Danach verwaltete sie nur noch Kapital-
vermögen, das u. a. aus dem Verkaufserlös stammte. Das Fi-
nanzamt unterwarf die erzielten Einkünfte der Streitjahre
(1996 und 1997) der Gewerbesteuer, wobei es für 1996 den
Ertrag aus der Vermietung des Grundstücks einschließlich
des Gewinns aus der Veräußerung des Grundbesitzes außer
Ansatz ließ („erweiterte Kürzung“ nach § 9 Nr. 1 Sätze 2 bis 4
GewStG). Die KG wendete sich gegen ihre Heranziehung zur
Gewerbesteuer, hatte damit aber keinen Erfolg.

Der BFH geht davon aus, dass es sich bei der KG um eine
„gewerblich geprägte Personengesellschaft“ handelt,
deren Tätigkeit in vollem Umfang als Gewerbebetrieb gilt
(§ 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG), obwohl sie keine originär gewerbli-
chen Einkünfte erzielt. Sie wird im Gesetz definiert als „Per-
sonengesellschaft, .... bei der ausschließlich eine oder meh-
rere Kapitalgesellschaften persönlich haftende Gesell-
schafter sind und nur diese oder Personen, die nicht Gesell-
schafter sind, zur Geschäftsführung befugt sind“. Die KG
war der Auffassung, die einkommensteuerliche Regelung
des § 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG hätte ohne ausdrückliche Über-
nahme im Gewerbesteuerrecht keine Anwendung finden
dürfen. Demgegenüber weist der BFH darauf hin, dass § 15
Abs. 3 Nr. 2 EStG durch das StBereinG 1986 in das EStG ein-
gefügt wurde, um hierdurch die frühere sog. „Gepräge-
rechtsprechung“ des BFH wieder herzustellen. Die Geprä-
gerechtsprechung hatte ursprünglich gerade zum Ziel ge-
habt, „die auf den Betrieb durch die Komplementär-GmbH
angelegte“ Personengesellschaft ebenso zu behandeln
wie eine - stets der Gewerbesteuer unterliegende - Kapi-
talgesellschaft (§ 2 Abs. 2 GewStG).

Die Einbeziehung der gewerblich geprägten Personenge-
sellschaft in die Gewerbesteuerpflicht enthält - entgegen
der Ansicht der KG - keine verfassungswidrige Ungleichbe-
handlung (Art. 3 Abs. 1 GG) gegenüber dem originär ge-
werblich tätigen Unternehmen; es liegt „keine inkonse-
quente und daher gleichheitswidrige Umsetzung der ein-
mal getroffenen Belastungsentscheidung“ vor.

Eingehend befasst sich der BFH mit dem Beginn und dem
Ende der Gewerbesteuerpflicht einer gewerblich gepräg-
ten Personengesellschaft: Sie beginnt mit der Aufnahme
der werbenden Tätigkeit, die - wie bei anderen Unterneh-
men - von bloßen Vorbereitungshandlungen abzugrenzen
ist. Im Streitfall begann Gewerbesteuerpflicht mit der Auf-
nahme der vermögensverwaltenden Tätigkeit der KG, d.h.
mit dem Beginn ihrer Vermietungstätigkeit. Die Gewerbe-
steuerpflicht endet mit dem Ende der werbenden Tätigkeit
- also dem Zeitpunkt, ab dem - nach Entnahme oder Ver-
äußerung der wesentlichen Betriebsgrundlagen - nur noch
Abwicklungsarbeiten vorgenommen werden.
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387 „Ökosteuer“ und Ausnahmen 
für Stadtwerke verfassungsgemäß

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 20. April
2004 (1 BVR 1748/99 und 1 BVR 905/00) die Verfassungsbe-
schwerden gegen die Ökosteuer zurückgewiesen. Das Bun-
desverfassungsgericht sieht die Strom- und Mineralölsteu-
er als Verbrauchsteuern im Sinne des Art. 106 Abs. 1 Nr. 2
GG an. Die Differenzierung zwischen produzierendem Ge-
werbe und Dienstleistungsunternehmen bei der Steuer-
vergünstigung (§ 9 Abs. 3, § 10 Abs. 1, § 2 StromStG, §§ 25, 25
a MinöStG) verstößt nicht gegen den allgemeinen Gleich-
heitssatz. Aus einer Steuervergünstigung für eine Gruppe
erwächst kein Anspruch einer anderen Gruppe nach Art. 3
Abs. 1 GG auf eine andere Steuervergünstigung, die wirt-
schaftlich zu einer vergleichbaren Entlastung führt. Für die
stromproduzierenden Stadtwerke sind mit der Entschei-
dung auch Fragen im Zusammenhang mit der Stromsteu-
er dahingehend geklärt, dass die Steuerverschonung für
das produzierende Gewerbe nach Auffassung des Bundes-
verfassungsgerichts nicht gegen den allgemeinen Gleich-
heitssatz verstößt.

Aus den Gründen:

„Strom- und Mineralölsteuer sind Verbrauchsteuern. Nicht
die unternehmerische Tätigkeit der Erzeugung von Strom
und Mineralöl, sondern der Verbrauch dieser Wirtschafts-
güter wird besteuert. Die Steuer ist auf Überwälzung auf
den Verbraucher angelegt. Ob dies in jedem Einzelfall ge-
lingt, ist unerheblich. Der Einordnung als Verbrauchsteuer
steht auch nicht entgegen, dass das steuerlich belastete
Verbrauchsgut produktiv zur Erbringung von Dienstlei-
stungen verwendet wird. Es gibt keinen Rechtssatz, der das
Anknüpfen einer Verbrauchsteuer an ein Produktionsmit-
tel verbietet. Verbrauchsteuern auf Rohstoffe kennt das
deutsche Steuerrecht seit jeher.

Auch der Umstand, dass der Gesetzgeber mit der Ein-
führung der Stromsteuer und Erhöhung der Mineralöl-
steuer Lenkungsziele verfolgt, indem er über eine Verteue-
rung des Energieverbrauchs Anreize zur Energieeins-
parung bieten und damit günstige Umwelteffekte erzielen
sowie den Faktor Arbeit entlasten will, begegnet keinen
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verfassungsrechtlichen Bedenken. Die gezielte Höherbela-
stung bestimmter steuerlicher Verbrauchstatbestände
kann insbesondere auch durch umweltpolitische Zwecke
gerechtfertigt werden.

Das ökologische Anliegen des Gesetzgebers verlangt aller-
dings eine grundsätzlich gleichmäßige Belastung bei glei-
cher Umweltschädlichkeit des Verbrauchs. Gleichwohl
wird unter anderem das Produzierende Gewerbe gegenü-
ber den übrigen Wirtschaftszweigen in § 9 Abs. 3, § 10 Abs.
1 und 2 StromStG begünstigt. Diese stromsteuerlichen Ver-
günstigungen für das Produzierende Gewerbe, nämlich für
betriebliche Zwecke steuervergünstigten Strom zu bezie-
hen und die ermäßigte Stromsteuerlast über den Spitzen-
ausgleich weiter zu mindern, knüpfen nicht an den Ver-
brauch, sondern an den Verbraucher an. Sie werden nicht
von dem ökologischen Lenkungszweck getragen, sondern
stellen eine Maßnahme der Wirtschaftsförderung dar.
Diese Steuerverschonung für das Produzierende Gewerbe
verstößt nicht gegen den allgemeinen Gleichheitssatz. Der
Gesetzgeber darf mit den Vergünstigungen im Rahmen
seines Gestaltungsspielraums wichtigen wirtschaftlichen
Belangen den Vorrang vor seinem generellen umweltpoli-
tischen Anliegen einräumen. Eine Verschlechterung der in-
ternationalen Wettbewerbsposition der in der Bundesre-
publik Deutschland produzierten und international han-
delbaren Güter soll vermieden, eine Gefährdung des Wirt-
schaftsstandorts Deutschland verhindert und einer Verla-
gerung von Arbeitsplätzen in das Ausland entgegenge-
wirkt werden.

Auch die Auswahl der begünstigten Wirtschaftszweige ist
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Der nicht be-
günstigte Dienstleistungssektor steht nicht im selben
Maße wie das Produzierende Gewerbe im internationalen
Wettbewerb. Der Gesetzgeber durfte wegen der struktu-
rellen Unterschiede von Warenproduktion und Dienstlei-
stungserstellung davon ausgehen, dass Dienstleistungen
im Gegensatz zu Warengütern nicht im gleichen Maße in-
ternational handelbar sind“.

Az.: IV/3 811-16 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

388 Pressemitteilung:
Finanzkatastrophe verschärft sich weiter

Selbst auf mittlere Sicht ist keine Besserung für die Haushal-
te der NRW-Kommunen zu erwarten. Dies macht die jüngste
Steuerschätzung deutlich. Angesicht der nochmals nach
unten korrigierten Einnahmeerwartungen fordert der Städ-
te- und Gemeindebund NRW rasche gesetzliche Korrekturen
bei der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe.
„Die von der Politik zugesagte Entlastung auf der Ausgaben-
seite in Höhe von 2,5 Mrd. Euro bundesweit für Städte und
Gemeinden muss nun auch tatsächlich eintreten“, erklärte
der Hauptgeschäftsführer des kommunalen Spitzenverban-
des, Dr. Bernd Jürgen Schneider, heute in Düsseldorf.

Die vom Arbeitskreis „Steuerschätzung“ vorgelegte Pro-
gnose der Einnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden
in den Jahren 2004 bis 2008 sei für die Städte und Ge-
meinden katastrophal. Zwar weist die jüngste Steuer-
schätzung Zuwächse bei den Kommunen in den Jahren
2004 bis 2007 gegenüber der November-Steuerschätzung
aus. Dies spiegelt aber nur die längst beschlossene - und
eingeplante - Absenkung der Gewerbesteuerumlage
wider. Aufgrund der schwächeren Konjunktur fallen die Zu-

wächse jedoch um rund 5,5 Mrd. Euro geringer aus als er-
wartet. „Vor dem Hintergrund der ohnehin schon dramati-
schen Haushaltssituation der Kommunen und dem stän-
dig wachsenden Schuldenberg bedeuten die jüngsten Zah-
len einen erneuten Tiefschlag für die Städte und Gemein-
den in NRW“, legte Schneider dar.

Die Politik müsse endlich die Kraft finden, die Finanzaus-
stattung der Kommunen nachhaltig zu verbessern. Dies
habe Vorrang vor weiteren Steuererleichterungen. „Not-
wendig ist ein Bündnis für Finanzverantwortung zwischen
Bund, Ländern und Gemeinden mit dem Ziel, die Investiti-
onskraft zu stärken und die dramatische Staatsverschul-
dung abzubauen“, sagte Schneider.

Die Kommunen seien nicht nur von Einbrüchen bei den ei-
genen Steuern betroffen, sondern hätten auch mittelbar -
über den kommunalen Finanzausgleich - unter den Ein-
nahmeausfällen des Landes zu leiden. Im Ergebnis führe
dies zu zusätzlichen Verlusten der Kommunen von rund 1,5
Mrd. Euro bis 2007. Im laufenden Jahr 2004 betrügen die
Steuerausfälle voraussichtlich rund 110 Mio. Euro, im kom-
menden Jahr fielen die Verluste mit 430 Mio. Euro noch
drastischer aus. „Und dies kumuliert 2005 mit dem bereits
beschlossenen massiven Rückgang der Schlüsselzuwei-
sungen des Landes“, warnte Schneider.

Angesichts der sich immer weiter zuspitzenden Einnahme-
situation könnten die Städte und Gemeinden nicht auf die
von Bundeskanzler Gerhard Schröder zugesagte Entla-
stung auf der Ausgabenseite im Zuge der Zusammenle-
gung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe in Höhe von 2,5
Mrd. Euro bundesweit verzichten.„Die im Vermittlungsver-
fahren unter Zeitdruck aufgetretenen Berechnungsfehler
dürfen nicht zulasten der Städte und Gemeinden gehen“,
so Schneider. Ohne Korrekturen würde die Umsetzung von
Hartz IV - Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozial-
hilfe - allein den Kommunen in Nordrhein-Westfalen an-
stelle einer Entlastung eine Belastung von rund 1,2 Mrd.
Euro jährlich bringen. „Ein solches Ergebnis wäre für die
Städte und Gemeinden in NRW schlichtweg nicht zu ver-
kraften“, mahnte Schneider.

Az.:IV Mitt. StGB NRW  Juni 2004

389 Realsteuervergleich 2003

Das Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik NRW
hat der Geschäftsstelle nach Abschluss der Aufbereitungs-
arbeiten des vierten Quartals der vierteljährlichen Kas-
senstatistik des Jahres 2003 den Realsteuervergleich, der
sowohl auf diesen Ergebnissen als auch auf denjenigen der
Gemeindefinanzreform für das Jahr 2003 basiert, zur Ver-
fügung gestellt. Die Veröffentlichung ist in zwei Teile ge-
gliedert:

– Tabelle 1: Streuungsübersicht der Realsteuerhebesätze,

– Tabelle 2: Realsteuervergleich.

In der Tabelle 1 wird dargestellt, wie sich die Hebesätze der
Realsteuerarten über Gemeindegrößenklassen und Höhe
der Hebesätze verteilen (Streuungsübersicht).

Tabelle 2 beinhaltet die Ergebnisse der ausgewählten Steu-
erarten sowohl in der Aggregation nach Gemeindegrößen-
klassen als auch auf Gemeindeebene. Die Darstellung ist in
den Maßeinheiten 1.000 EUR und EUR je Einwohner vorge-
nommen.
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Die Tabelle ist im Intranet-Angebot des StGB NRW unter
„Fachinformation und Service“, „Fachgebiete“, „Finanzen
und Kommunalwirtschaft“, „Daten zur Finanzplanung“,
„Realsteuerhebesätze“ unter der Überschrift „Realsteuer-
vergleich 2003“ abrufbar. Für eine maschinelle Weiterver-
arbeitung können die Materialien auch auf elektroni-
schem Wege zum Preis von 21,09 Euro direkt beim Landes-
amt für Datenverarbeitung und Statistik, Herr Körner, E-
Mail: gerd.koerner@lds.nrw.de, Telefon: 0211/9449-5469,
Telefax: 0211/9449-8724, bestellt werden.

Az.:IV/1 930-01 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

390 Reformvorhaben zur Umstellung 
des Gemeindehaushaltsrechts

Nach der Vorlage der IMK-Entwürfe zu einem neuen Ge-
meindehaushaltsrecht hat der IMK-Unterausschuss „Re-
form des Gemeindehaushaltsrechts“ des AK III der IMK
seine Arbeit beendet. In einer Unterarbeitsgruppe des Un-
terausschusses „Kommunale Wirtschaft und Finanzen“,
der sog. Arbeitsgruppe „Haushaltsrecht“, wurde über den
aktuellen Stand der Reformvorhaben zur Umstellung des
Gemeindehaushaltsrechts in den einzelnen Ländern be-
richtet. Die Bundesländer haben hierzu (in alphabetischer
Reihenfolge) wie folgt berichtet:

I. Stand der Reformvorhaben 

1. Baden-Württemberg:
In-Kraft-Treten des neuen Haushaltsrechtes zum
01.01.2006.
Übergangsfristen wurden noch nicht definiert.
Unbefristetes Optionsmodell Doppik/erweiterte Kamerali-
stik.
Unterstützung seitens des Landes im Rahmen von Leitfäden.
Es soll der Kontenrahmen II/2 (Ergebnisspaltung Vermö-
gen) vorgegeben werden.

2. Bayern:
Es existiert noch kein Kabinettsbeschluss.
Einführung des neuen Haushaltsrechtes geplant in 2006.
Großzügige Übergangsregelung.
Derzeit noch Optionsmodell (Kommunale Spitzenverbän-
de in Bayern noch unentschieden).
Unterstützung des Landes durch Leitfäden (insbesondere
Vermögensbewertung).
Verwendung des Kontenrahmens noch offen.

3. Brandenburg:
Zunächst soll Pilotierung durchgeführt werden.
Einführungszeitpunkt noch offen; gegebenenfalls
01.01.2008.
Kein Optionsmodell, sondern Vorgabe Doppik.
Unterstützung des Landes noch offen.
Kontenrahmen: hier wie Rheinland-Pfalz, keine Vermö-
gensspaltung.

4. Hessen:
In-Kraft-Treten 01.01.2005.
Übergangsregelung: Erweiterte Kameralistik bis
01.01.2007; Eröffnungsbilanzen für alle Gemeinden eben-
falls bis 01.01.2007.
Optionsmodell noch vorgesehen.
Unterstützung des Landes: Erfahrungen und Leitfäden aus
den Pilotprojekten.
Kontenrahmen Hessischer KVKR.

5. Mecklenburg-Vorpommern:
Noch keine Festlegungen (Problem: Gebietsreform soll
noch durchgeführt werden).
In-Kraft-Treten 2007 für Haushaltsjahr 2008.
Keine weiteren Festlegungen.

6. Niedersachsen:
In-Kraft-Treten der neuen Haushaltsregeln zum
01.01.2005.
Ab 2010 für alle Kommunen verpflichtend neues Haus-
haltsrecht.
Kein Optionsmodell; Entscheidung für Doppik.
Unterstützung durch das Land: Arbeitsgruppe für Erfas-
sung und Bewertung von Vermögen mit kommunalen
Spitzenverbänden; Festlegung fester Abschreibungsmo-
delle.
Kontenrahmen II/2.

7. Nordrhein-Westfalen:
Einführung zum 01.01.2005, Übergangsregelungen 3-4
Jahre.
Kein Optionsmodell; nur Doppik.
Unterstützung durch das Land Mittels Internetpräsenta-
tionen bzw. Leitfäden.
Kontenrahmen II/1.

8. Rheinland-Pfalz:
In-Kraft-Treten zum 01.01.2007.
Ohne Übergangsfrist in Abstimmung mit Spitzenverbän-
den.
Kein Optionsmodell; Spitzenverbände für Kommunale
Doppik.
Unterstützung des Landes mittels Leitfäden sowie Inter-
netpräsentation ähnlich wie NRW.
Bis Jahresende Entwurf und Veröffentlichung des neuen
Haushaltsrechtes.
Kontenrahmen noch keine Festlegung.

9. Saarland:
Noch keine Festlegungen.
Eventuell Doppik; hier werden noch Gespräche mit den
kommunalen Spitzenverbänden geführt.

10. Sachsen:
Noch keine Kabinettsentscheidung.
Einführung zum 01.01.2007.
Ab 2010 für alle Kommunen.
Kein Optionsmodell; nur Doppik.
Kontenrahmen noch offen.

11. Sachsen-Anhalt:
Einführung ab 2006.
Übergang bis 2009.
Entwurf und Beratung in 2005.
Kein Optionsmodell; nur Doppik.
Kontenrahmen noch offen; wahrscheinlich II/1.
Zusammenarbeit mit Hochschule Harz.

12. Schleswig-Holstein:
Noch keine Festlegungen hinsichtlich Einführungszeit-
punkt und Übergang.
In jedem Fall Optionsmodell erweiterte Kameralistik/Dop-
pik.
Kontenrahmen noch offen.

13. Thüringen:
Noch keine Festlegungen.
Arbeitsgruppe zwischen Ministerium und kommunalen
Spitzenverbänden.
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Einführung 2007/2008 vorgesehen.
Übergangszeitraum: 3 Jahre.
Kein Optionsmodell; nur Doppik.
Unterstützung des Landes durch Leitfäden.
Kontenrahmen noch offen.

II. Weitere Fragen zum Stand der Reform 

Zu der Frage der Regelung eines einheitlichen Kontenrah-
mens bestehen zwischen den Innenministern (IMK) und
den Finanzministern (FMK) der Länder noch unterschiedli-
che Auffassungen. Der DStGB teilt die Innenministerpositi-
on, wonach keine Notwendigkeit gesehen wird, dem An-
trag der FMK auf einen einheitlichen Kontenrahmen für
Bund, Länder und Gemeinden stattzugeben. Das wird u. a.
damit begründet, dass es seit dem Krieg in der Bundesre-
publik keinen bundeseinheitlichen Kontenrahmen gege-
ben hat und hierzu auch keine Notwendigkeit entstanden
ist. Im Gegenteil: Ein einheitlicher Kontenrahmen würde
bedeuten, dass viele Kontenstellen bereits belegt wären
für Bereiche, die entweder nur für den Bund oder aber nur
für das Land oder nur für die Kommunen von Interesse
wären. Ein solcher Kontenrahmen müsste viel zu weit auf-
gegliedert werden. Auch das Statistische Bundesamt sieht
keine Notwendigkeit für einen einheitlichen Kontenrah-
men zwischen Bund, Ländern und Gemeinden.

Insgesamt kam somit bisher keine Einigung zu einem ein-
heitlichen Kontenrahmen zustande und es gibt hierzu kei-
nen abschließenden Beschluss. Die notwendigen statisti-
schen Umschlüsselungen sollen nach Auffassung der Län-
der über das jeweilige statistische Landesamt erfolgen.
Hinsichtlich der weiteren Überarbeitung und Pflege der
Kontenrahmen und Kontenpläne bildet sich auf IMK-Ebene
eine weitere Arbeitsgruppe, um im Hinblick auf die nach
der EU notwendigen Vermögensstatistik den Bedarf an
verbindlichen Kontenfestschreibungen festzulegen. Die
Arbeitsgruppe unter Führung des Statistischen Bundesam-
tes soll bis zum 30.06.2004 einen Vorschlag erarbeiten.

Hinsichtlich des Produktrahmenplanes haben die Länder
keine Weiterentwicklung des bundeseinheitlichen Produk-
trahmenplanes vorgenommen, sondern in der Regel die in
den jeweiligen Ländern vorhandenen Entwürfe an den
bundeseinheitlichen Teil angepasst. Es bleibt bei den 16
festgelegten Produktbereichen. Für eine weitere Fort-
schreibung wurde kein Bedarf gesehen. Die Länder einig-
ten sich auf Ergänzungen in den Zuordnungsvorschriften.

Az.:IV/1 904-05/2 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

391 Verfassungsmäßigkeit der Gewerbesteuer

Das Niedersächsische Finanzgericht hält die Gewerbesteuer
in ihrer derzeitigen Ausprägung für verfassungswidrig. In
einem am Montag veröffentlichten Beschluss des 4. Senates
(Az.: 4 K 317/91) heißt es als Begründung, der Gewerbesteuer
unterlägen nur gewerblich tätige Unternehmen, nicht aber
Freiberufler. Die Richter sehen darin eine verfassungsrecht-
lich nicht zu rechtfertigende Ungleichbehandlung. Sie
haben deshalb das Bundesverfassungsgericht angerufen.

Bei bisherigen verfassungsgerichtlichen Überprüfungen
der Gewerbesteuer hat das Bundesverfassungsgericht
diese Ungleichbehandlung nicht moniert. Über den weite-
ren Fortgang des Verfahrens werden wir informieren.

Az.:IV/1 932-00/1 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

392 Zuweisungen und Darlehen 
des LWL an Gemeinden

Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe hat der Ge-
schäftsstelle eine Übersicht über die im Haushaltsplan des
Landschaftsverbandes für das Haushaltsjahr 2004 veran-
schlagten Zuweisungen und Darlehen an Gemeinden und
Gemeindeverbände übermittelt. Der Haushalt des Land-
schaftsverbandes Westfalen-Lippe ist verabschiedet und
wurde dem Innenministerium des Landes NRW angezeigt.
Die öffentliche Bekanntmachung der Haushaltssatzung
wird in Kürze erfolgen.

Die Übersicht ist im Folgenden wiedergegeben:

Haushaltsstelle Zweckbestimmung Betrag EUR
I. Verwaltungshaushalt
Westfälisches Archivamt

3210.712.00 Zuweisungen für lfd. Zwecke an 
Gemeinden und Gemeinde-
verbände (f. Archivbestände) 25.600
Westfälisches Museumsamt

3435.712.00 Zuweisungen für lfd. Zwecke an 
Gemeinden und Gemeinde-
verbände (f. Dokumentations-
maßnahmen pp. sowie die 
Verbesserung der Ausstattung 
der Heimatstuben) 165.200
Westfälisches Amt
für Denkmalpflege 

3650.712.00 Zuweisungen für lfd. Zwecke an 
Gemeinden und Gemeinde-
verbände (zur Sicherung 
gefährdeter Denkmäler) 80.000
Hilfe zur Pflege 

4110.822.00 Allgemeine Zuweisungen an 
Gemeinden und Gemeinde-
verbände (für Härteausgleich 
gemäß § 7 AG – BSHG) 3.600.000
Eingliederungshilfe für 
behinderte Menschen 

4120.741.66 Sonstige Eingliederungshilfe,
Familienpflege 1.411.200

4120.741.67 Sonstige Eingliederungshilfe,
Betreutes Wohnen 35.000.000
Darin enthalten sind auch die 
in den Vorjahren bei 4700.718.02
veranschlagten Zuschüsse.

4120.741.68 Sonstige Eingliederungshilfe,
Betreutes Wohnen 
(delegierte Hilfen) 15.000.000
Leistungen aus der 
Ausgleichsabgabe 

4480.712.00 Anteilige Abführung der 
Ausgleichsabgabe an die 
örtlichen Träger der Schwer-
behindertenfürsorge 11.175.000
Jugendarbeit
Zuweisungen/Zuschüsse für 
Leistungen der Jugendhilfe 
außerhalb von Einrichtungen 
(Deutsch-Polnisches sowie 
Deutsch-Französisches 
Jugendwerk) 95.000
Förderung der gemeinsamen 
Erziehung behinderter und
nichtbehinderter Kinder in 
Tageseinrichtungen für Kinder 

4540.712.00 Zuweisungen für lfd. Zwecke an 
Gemeinden und Gemeinde-
verbände 5.284.700
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Haushaltsstelle Zweckbestimmung Betrag EUR
Einsparungen bis zur Höhe von 
20.000 EUR können für 
Investitionszuweisungen 
(für den Umbau und die 
Ausstattung von Tages-
einrichtungen für Kinder) 
verwendet werden; eine 
ausdrückliche Veranschlagung 
von diesbezüglichen Mitteln 
wie in den Vorjahren bei 
4540.982.01 erfolgt nicht mehr.

II. Vermögenshaushalt
Sonderschulen in fremder 
Trägerschaft

2751.982.01 Zuweisungen für Investitionen 
an Gemeinden und Gemeinde-
verbände (f. das Rhein.-Westf.
Berufskolleg für Hörgeschädigte 
in Essen) 47.500
Westfälisches Archivamt

3210.982.01 Zuweisungen für Investitionen 
an Gemeinden und Gemeinde-
verbände (f. Archivbestände) 38.400
Westfälisches Museumsamt

3435.982.01 Zuweisungen für Investitionen 
an Gemeinden und Gemeinde-
verbände (f. Präsentations- 
und Einrichtungsmaßnahmen,
Um- und Neubaumaßnahmen) 900.000

Az.:IV/1 903-00/42 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

Schule, Kultur und Sport

393 Anzahl der Offenen Ganztagsgrundschulen

Das Ministerium für Schule, Jugend und Kinder des Landes
Nordrhein-Westfalen hat darüber informiert, daß 175
Schulträger – 161 Kommunen und 14 private Ersatzschulträ-
ger – zum kommenden Schuljahr den Betrieb von 456
neuen offenen Ganztagsgrundschulen beantragt haben.
Falls alle Anträge bewilligt werden, steige damit die Zahl
der offenen Ganztagsgrundschulen auf insgesamt 690
und die Zahl der Ganztagsplätze in offenen Ganztagsschu-
len von derzeit knapp 12.000 auf rund 35.000.

Die Bezirksregierungen würden nun die Anträge prüfen
und gegebenenfalls mit den Landesjugendämtern die
Kommunen hinsichtlich der pädagogischen Konzepte be-
raten. Es sei das Ziel, möglichst keine Anträge zurückzu-
stellen.

Ferner weist das Ministerium darauf hin, daß eine erste
Auswertung zeige, daß rund 700 Hortplätze durch die
neuen Angebote in der offenen Ganztagsgrundschule er-
setzt werden sollen. Die Landesregierung will ihren Anteil
an der Hortfinanzierung – rund ein Drittel der Kosten eines
Platzes – vom Schuljahr 2007/2008 an vollständig in die
offene Ganztagsgrundschule fließen lassen.

Az.:IV/2 211-13 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

394 Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht

Die Staatskanzlei NRW hat darauf aufmerksam gemacht,
daß im Rahmen der Neuordnung des Gebührenrechts be-
absichtigt sei, die Voraussetzungen für die Gebührenbe-

freiung neu zu regeln und das Verwaltungsverfahren zu
vereinfachen. So sei geplant, die Gebührenbefreiung
zukünftig nur noch einkommensabhängig zu gewähren.
Im einzelnen sollen nach den jetzigen Überlegungen fol-
gende Personen und deren Ehegatten befreit werden kön-
nen:

– Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt

– Empfänger von Leistungen nach dem Grundsiche-
rungsgesetz 

– Empfänger von Leistungen nach dem Asylbewerberlei-
stungsgesetz 

– Empfänger von Ausbildungsförderung nach dem Bun-
desausbildungsförderungsgesetz 

– Sonderfürsorgeberechtigte im Sinne des § 27 e des
Bundesversorgungsgesetzes 

– Empfänger von Hilfe zur Pflege nach dem Bundesso-
zialhilfegesetz oder von Hilfe zur Pflege als Leistung
der Kriegsopferfürsorge nach dem Bundesversor-
gungsgesetz 

– Empfänger von Pflegezulagen nach § 267 Abs. 1 des La-
stenausgleichgesetzes oder Personen, denen wegen
Pflegebedürftigkeit nach § 267 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buch-
stabe c des Lastenausgleichgesetzes ein Freibetrag zu-
erkannt wird.

Zur Zeit ist bei jedem Antrag auf Befreiung wegen gerin-
gen Einkommens nach § 1 Abs. 1 Nr. 7 der Befreiungsverord-
nung eine zeitaufwändige Einzelfallberechnung des Be-
darfs und des Einkommens notwendig. Durch die geplante
Neuregelung würden die zeitaufwändigen Berechnungen
entfallen, die bei den für die Bewilligung der Gebührenbe-
freiung zuständigen Gemeinden große personelle Kapa-
zitäten in Anspruch nehmen.

Die Geschäftsstelle hat mit Stellungnahme vom 14. Mai
2004 diese beabsichtigte Änderung grundsätzlich be-
grüßt. Derzeit ist allerdings noch offen, ab wann die beab-
sichtigten Änderungen gelten werden. Die Geschäftsstelle
wird über die aktuelle Entwicklung berichten.

Az.:IV/2-320-21/5 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

395 Bewegungsfreudige Schulen gesucht

Das Ministerium für Städtebau und Wohnen, Kultur und
Sport des Landes Nordrhein-Westfalen hat darauf hinge-
wiesen, daß in diesem Jahr erstmals Schulen ausgezeich-
net werden, die sich ein besonders sportliches Profil geben.
Mit der Landesauszeichnung „Bewegungsfreudige Schule“
werden Schulen geehrt, die ein solches Profil bereits haben
oder auf einen erfolgversprechenden Weg dorthin sind. Bis
zu 15 Schulen erhalten neben dem Gütesiegel „Bewe-
gungsfreudige Schule NRW 2004“ einen Geldpreis in Höhe
von 1.500 Euro.

Angesprochen sind nach Mitteilung des Ministeriums alle
Schulen, in denen Bewegung, Spiel und Sport einen hohen
Stellenwert besitzen und die bereits überzeugende Initia-
tiven zur Gestaltung eines bewegungsfreudigen Schulpro-
fils ergriffen haben. Aber auch diejenigen, die noch nicht
über optimale personelle und materielle Voraussetzungen
für mehr Bewegung, Spiel und Sport verfügen, können sich
um die Auszeichnung bewerben, um Fortschritte auf dem
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Weg zu einer bewegungsfreundlichen Schule zu doku-
mentieren.

Träger des Projektes sind das Ministerium für Städtebau
und Wohnen, Kultur und Sport NRW, das Ministerium für
Schule, Jugend und Kinder NRW, der Gemeindeunfallversi-
cherungsverband Westfalen-Lippe, der Rheinische Ge-
meindeunfallversicherungsverband, die AOKs Westfalen-
Lippe und Rheinland sowie der LandesSportBund NRW.

Alle rd. 7.000 Schulen in NRW haben den Ausschreibungs-
text und die Bewerbungsunterlagen erhalten. Einsende-
schluß ist der 25. Juni 2004. Eine von den Trägern gebildete
Jury wird nach den Sommerferien über die Vergabe der An-
erkennung entscheiden.

Az.:IV/2-241-15/1 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

396 Internetportal 
„Dschungelbuch Kulturförderung“

Der Kulturrat NRW betreibt seit November 2003 das Inter-
netportal Dschungelbuch Kulturförderung NRW unter der
Internetadresse www.dschungelbuch-nrw.de. Das Inter-
netangebot sorgt für Transparenz im „Förderdschungel“ und
recherchiert und veröffentlicht Ausschreibungen, Wett-
bewerbe, Stipendien und Projektförderungen, sortiert nach
Sparten, Bewerbungsschluß und Bewerbungskriterien für
alle an Kulturförderung Interessierten. Das Dschungelbuch
steht allen Künstlerinnen, Künstlern und Kulturschaffenden
in gleicher Weise zur Verfügung, um Transparenz zu schaffen
und um Wege durch den Förderdschungel zu weisen.

Az.:IV/2-401 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

397 Entwurf eines Schulgesetzes

Nach Mitteilung des Ministeriums für Schule, Jugend und
Kinder des Landes Nordrhein-Westfalen (MSJK NRW) hat
die Landesregierung den Entwurf für ein neues Schulge-
setz verabschiedet. Die Geschäftsstelle hatte über den Re-
ferentenentwurf zum Schulgesetz bereits in den Mittei-
lungen für den Monat November 2003 (lfd. Nr. 787/2003)
informiert. Der Gesetzesentwurf faßt insgesamt 7 Schul-
gesetze, die Allgemeine Schulordnung sowie zwei Rechts-
verordnungen in reduzierter Form in ein einheitliches Ge-
setz zusammen. Die Zahl der Paragraphen soll von 238 auf
133 reduziert werden. Dem Ministerium kam es offenbar
darauf an, auf zu viele Detailregelungen zu verzichten.

In dem Entwurf wird festgelegt, daß vom Frühjahr
2006/2007 an am Ende der zehnten Klasse in allen Schul-
formen teilzentrale Prüfungen eingeführt werden. Eben-
falls am Ende des Schuljahrs 2006/2007 sollen bei Abitur-
prüfungen landesweit einheitliche Aufgabenstellungen
eingeführt werden.

Der Entwurf für das neue Schulgesetz legt zudem – im
Gegensatz zum Referentenentwurf – fest, daß vom
Schuljahr 2005/2006 an der Weg zum Abitur verkürzt
wird. Die Fünfklässler an Gymnasien und entsprechen-
den Bildungsgängen sollen dann im Regelfall in 8 Jahren
zum Abitur geführt werden. Die Schulen sollen selbst
entscheiden können, ob sie gleichzeitig bereits die sech-
sten Klassen in die Verkürzung einbeziehen möchten.
Gleichzeitig soll die Unterrichtszeit in allen Schulformen
der Sekundarstufe I ausgeweitet werden. Die gymnasiale

Oberstufe wird nach Mitteilung des MSJK NRW infolge
dieser Umstellung in der Regel nur noch zwei Jahre um-
fassen. Die inhaltliche Vorbereitung auf die Oberstufe er-
folge in der Klasse 10. An Berufskollegs soll es allerdings
bei der dreijährigen Oberstufe bleiben, an ausgewählten
Gymnasien oder Gesamtschulen können Schulträger in
der Oberstufe Einführungsklassen einrichten, um Schüle-
rinnen und Schüler, die einer zusätzlichen Förderung be-
dürfen, besser auf das Abitur vorzubereiten. Hierfür sieht
der Gesetzesentwurf allerdings eine Mindestzahl von 21
Schülerinnen und Schülern vor.

Das MSJK NRW hat ferner darauf hingewiesen, daß mit
Blick auf die in absehbarer Zeit sinkenden Schülerzahlen es
den kommunalen Schulträgern ermöglicht werden soll, in
der Sekundarstufe I unterschiedliche Schulformen in
einem Verbund zu führen. So könnten beispielsweise klei-
ne Haupt- und Realschulen unter einem Dach zusammen-
gefaßt werden, wobei mindestens drei Parallelklassen pro
Jahrgang gewährleistet werden müßten. Gehöre auch eine
Gesamtschule oder ein Gymnasium zum Verbund, müsse
er in der Regel mindestens fünf Parallelklassen pro Jahr-
gang umfassen.

Eine für den Schulträger zentrale Regelung enthält § 98
des Gesetzentwurfes. Danach können Schulträger für aus-
wärtige Schülerinnen und Schüler eine Gastschulpauscha-
le von entsprechend anderen Schulträgern verlangen, in
deren Gebiet die Schülerinnen und Schüler ihren Wohnsitz
oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. Nach § 98 Abs. 2
setzt das Ministerium den Mehraufwand des Schulträgers
pauschal fest. In einem Gespräch mit dem Schulministeri-
um NRW ist mitgeteilt worden, daß die Gastschulpauscha-
le nach einer ersten Berechnung 600 bis 800 Euro pro
Schüler und Jahr umfassen könnte.

Bei der Gastschulpauschale handelt es sich um ein Thema,
das zwischen den Kommunen kontrovers diskutiert wird.
Der Schul-, Kultur- und Sportausschuß des Verbandes hat
sich in seiner 87. Sitzung am 26. November 2003 in Berg-
heim mit der noch im Referentenentwurf enthaltenden
Regelung zum Gastschulbeitrag intensiv beschäftigt und
sich mehrheitlich für den Gastschulbeitrag ausgespro-
chen. Allerdings war Gegenstand des Beschlusses § 97 des
Referentenentwurfes, wonach ein Gastschulbeitrag erst
dann erhoben werden kann, wenn ein Viertel der Schüle-
rinnen und Schüler einer bestimmten Schule aus anderen
Kommunen kommen. Die nunmehr im Gesetzentwurf vor-
gesehene Regelung sieht jedoch vor, daß bereits ab dem
ersten auswärtigen Schüler die Gastschulpauschale erho-
ben werden kann. Wegen der Bedeutung insbesondere
dieser Regelung wird sich auch das Präsidium des Städte-
und Gemeindebundes in der nächsten Sitzung mit dem
Schulgesetz beschäftigen.

Az.: Nach Mitteilung des Ministeriums für Schule, Jugend
und Kinder des Landes Nordrhein-Westfalen (MSJK NRW)
hat die Landesregierung den Entwurf für ein neues Schul-
gesetz verabschiedet. Die Geschäftsstelle hatte über den
Referentenentwurf zum Schulgesetz bereits in den Mittei-
lungen für den Monat November 2003 (lfd. Nr. 787/2003)
informiert. Der Gesetzesentwurf faßt insgesamt 7 Schul-
gesetze, die Allgemeine Schulordnung sowie zwei Rechts-
verordnungen in reduzierter Form in ein einheitliches Ge-
setz zusammen. Die Zahl der Paragraphen soll von 238 auf
133 reduziert werden. Dem Ministerium kam es offenbar
darauf an, auf zu viele Detailregelungen zu verzichten.
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In dem Entwurf wird festgelegt, daß vom Frühjahr
2006/2007 an am Ende der zehnten Klasse in allen Schul-
formen teilzentrale Prüfungen eingeführt werden. Eben-
falls am Ende des Schuljahrs 2006/2007 sollen bei Abitur-
prüfungen landesweit einheitliche Aufgabenstellungen
eingeführt werden.

Der Entwurf für das neue Schulgesetz legt zudem – im Ge-
gensatz zum Referentenentwurf – fest, daß vom Schuljahr
2005/2006 an der Weg zum Abitur verkürzt wird. Die Fünf-
klässler an Gymnasien und entsprechenden Bildungsgän-
gen sollen dann im Regelfall in 8 Jahren zum Abitur ge-
führt werden. Die Schulen sollen selbst entscheiden kön-
nen, ob sie gleichzeitig bereits die sechsten Klassen in die
Verkürzung einbeziehen möchten. Gleichzeitig soll die Un-
terrichtszeit in allen Schulformen der Sekundarstufe I aus-
geweitet werden. Die gymnasiale Oberstufe wird nach
Mitteilung des MSJK NRW infolge dieser Umstellung in der
Regel nur noch zwei Jahre umfassen. Die inhaltliche Vorbe-
reitung auf die Oberstufe erfolge in der Klasse 10. An Be-
rufskollegs soll es allerdings bei der dreijährigen Oberstufe
bleiben, an ausgewählten Gymnasien oder Gesamtschu-
len können Schulträger in der Oberstufe Einführungsklas-
sen einrichten, um Schülerinnen und Schüler, die einer zu-
sätzlichen Förderung bedürfen, besser auf das Abitur vor-
zubereiten. Hierfür sieht der Gesetzesentwurf allerdings
eine Mindestzahl von 21 Schülerinnen und Schülern vor.

Das MSJK NRW hat ferner darauf hingewiesen, daß mit Blick
auf die in absehbarer Zeit sinkenden Schülerzahlen es den
kommunalen Schulträgern ermöglicht werden soll, in der Se-
kundarstufe I unterschiedliche Schulformen in einem Ver-
bund zu führen. So könnten beispielsweise kleine Haupt-
und Realschulen unter einem Dach zusammengefaßt wer-
den, wobei mindestens drei Parallelklassen pro Jahrgang ge-
währleistet werden müßten. Gehöre auch eine Gesamtschu-
le oder ein Gymnasium zum Verbund, müsse er in der Regel
mindestens fünf Parallelklassen pro Jahrgang umfassen.

Eine für den Schulträger zentrale Regelung enthält § 98
des Gesetzentwurfes. Danach können Schulträger für aus-
wärtige Schülerinnen und Schüler eine Gastschulpauscha-
le von entsprechend anderen Schulträgern verlangen, in
deren Gebiet die Schülerinnen und Schüler ihren Wohnsitz
oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. Nach § 98 Abs. 2
setzt das Ministerium den Mehraufwand des Schulträgers
pauschal fest. In einem Gespräch mit dem Schulministeri-
um NRW ist mitgeteilt worden, daß die Gastschulpauscha-
le nach einer ersten Berechnung 600 bis 800 Euro pro
Schüler und Jahr umfassen könnte.

Bei der Gastschulpauschale handelt es sich um ein Thema,
das zwischen den Kommunen kontrovers diskutiert wird.
Der Schul-, Kultur- und Sportausschuß des Verbandes hat
sich in seiner 87. Sitzung am 26. November 2003 in Berg-
heim mit der noch im Referentenentwurf enthaltenden
Regelung zum Gastschulbeitrag intensiv beschäftigt und
sich mehrheitlich für den Gastschulbeitrag ausgespro-
chen. Allerdings war Gegenstand des Beschlusses § 97 des
Referentenentwurfes, wonach ein Gastschulbeitrag erst
dann erhoben werden kann, wenn ein Viertel der Schüle-
rinnen und Schüler einer bestimmten Schule aus anderen
Kommunen kommen. Die nunmehr im Gesetzentwurf vor-
gesehene Regelung sieht jedoch vor, daß bereits ab dem
ersten auswärtigen Schüler die Gastschulpauschale erho-
ben werden kann. Wegen der Bedeutung insbesondere
dieser Regelung wird sich auch das Präsidium des Städte-

und Gemeindebundes in der nächsten Sitzung mit dem
Schulgesetz beschäftigen.

Az.:IV/2-209-1 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

398 Schulmüdigkeit und Schulverweigerung

Das Jugendamt der Stadt Hilden hat eine 15 Seiten umfas-
sende Handreichung zu den Erscheinungsformen, Ursachen
und Folgen von Schulmüdigkeit und Schulverweigerung er-
stellt. Zunächst werden die Erscheinungsformen von Schul-
verweigerung im einzelnen dargestellt. Sodann wird die ak-
tive und passive Schulverweigerung im einzelnen erläutert.
Ferner wird auf die Ursachen von Schulverweigerung einge-
gangen. Schließlich wird der Versuch unternommen, Strate-
gien gegen die Schulverweigerung zu entwickeln.

Die Handreichung kann abgerufen werden in Intranetan-
gebot des Städte- und Gemeindebundes unter Fachinfor-
mationen und Service/Schule, Kultur und Sport/Schule/
Schulverweigerung.

Az.:IV/2 210 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

399 Ganztagsbetreuung in der Sekundarstufe I

Das Ministerium für Schule, Jugend und Kinder des Landes
Nordrhein-Westfalen hat in einer Presseinformation darauf
aufmerksam gemacht, daß der Schwerpunkt des Ausbaus
von Ganztagsangeboten derzeit im Grundschulbereich liege.
Allerdings gebe es 400 allgemeinbildende Ganztagsschulen
in der Sekundarstufe I. Neben 210 Gesamtschulen existieren
auch 147 Hauptschulen sowie 28 Gymnasien und 22 Realschu-
len, die als Ganztagsschulen geführt werden. Zudem gebe es
rd. 800 weiterführende Schulen, an denen in den vergange-
nen Jahren Ganztagsbetreuungsgruppen im Rahmen des
Programms „Dreizehn Plus“ seien. Rund die Hälfte der Grup-
pen sei an den Hauptschulen errichtet worden.

Az.:IV/2-211-13 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

400 Kulturfinanzbericht

Bund, Länder und Gemeinden haben im Jahr 2001 insge-
samt 8,35 Mrd. Euro für die Kultur aufgewendet. Die öf-
fentlichen Haushalte stellten damit 1,66 Prozent ihres Ge-
samtetats bzw. 101,5 Euro je Einwohner zur Verfügung. Das
geht aus dem veröffentlichten Kulturfinanzbericht 2003
hervor, mit dem die Statistischen Ämter des Bundes und
der Länder in Zusammenarbeit mit der Kultusministerkon-
ferenz, der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur
und Medien und dem Deutschen Städtetag nunmehr zum
zweiten Mal umfassend Auskunft über die öffentliche Kul-
turfinanzierung geben.

Die Länder unterhalten eine Vielzahl eigener Kultureinrich-
tungen und nehmen Transferzahlungen an freie Träger vor.
Die Kulturausgaben der Länder betrugen im Jahr 2001 ins-
gesamt 7,32 Mrd. Euro, davon entfielen 3,72 Mrd. Euro auf
die Gemeindeebene. Gemessen an dem Ausgabenniveau
von 1995 steigerten die Länder (einschließlich Gemeinden)
ihre Kulturausgaben bis 2001 um 13,0 %.

Erstmals verständigten sich Bund, Länder und der Deut-
sche Städtetag auf eine gemeinsame Kulturdefinition.
Demnach werden dem Kulturbereich die Aufgabenberei-
che Theater, Musikpflege, wissenschaftliche und nichtwis-
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senschaftliche Bibliotheken und Museen, Denkmalschutz,
auswärtige Kulturpolitik und sonstige Kulturpflege, Kunst-
hochschulen sowie die Verwaltung für kulturelle Angele-
genheiten zugeordnet. Diese Definition orientiert sich an
den entsprechenden Regelungen der Europäischen Union
und ermöglicht perspektivisch auch internationale Ausga-
benvergleiche.

Der größte Teil der öffentlichen Kulturausgaben wurde im
Jahr 2001 mit 3,08 Mrd. Euro für den Bereich Theater und
Musik ausgegeben. Das entspricht einem Anteil von 36,9%
an allen Kulturausgaben. Weitere 1,38 Mrd. Euro (16,5%) flos-
sen in die Finanzierung der Museen. Für das Bibliothekswe-
sen gaben die öffentlichen Hände 1,37 Mrd. Euro (16,4%) aus.
Für die Finanzierung der Kunsthochschulen brachten die öf-
fentlichen Mittelgeber weitere 435,7 Mill. Euro auf.

Der Kulturfinanzbericht enthält weitere Informationen zur
Entwicklung und Verteilung der Kulturausgaben in Bund,
Ländern und Gemeinden nach Ausgabearten sowie detail-
lierte Tabellen und Grafiken. Er ist in gedruckter Form ab
Mitte Mai über den Buchhandel zu beziehen.

(Quelle: DStGB Aktuell 1904 vom 7. Mai 2004) 

Az.:IV/2-430 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

401 Website „Europa fördert Kultur“

Das Handbuch „Europa fördert Kultur“ – ein umfangrei-
ches Nachschlagwerk zu den Fördermöglichkeiten kultu-
reller Projekte aus den Programmen der Europäischen
Union, ist nach Mitteilung der Kulturpolitischen Gesell-
schaft e.V. in zweiter Auflage bereits vergriffen. Es ist aller-
dings darauf hingewiesen worden, daß die Inhalte unter
www.europa-foerdert-kultur.info online verfügbar sind.

Diese Website bietet Kulturschaffenden, Kultureinrichtun-
gen und –organisationen, Behörden, Instituten und Kom-
munen einen Zugriff auf rd. 80 EU-Programme, Aktionen
und Initiativen, die daraufhin ausgewertet wurden, ob dar-
aus auch kulturelle Vorhaben gefördert werden können.
Der Aufbau in Anlehnung an die Politikbereiche der EU er-
leichtert die Recherche und eine gezielte Auswahl von
Links führt zu Originaldokumenten der Europäischen Kom-
mission, Kontaktpersonen und weiteren Informations-
quellen, die zur Vorbereitung auf einen Förderantrag bei
der EU hilfreich sind. Beispiele geförderter Projekte geben
den Interessenten und potenziellen Antragstellern ferner
Hinweise, ob ein Antrag im Hinblick auf Größe und Struk-
tur des Projektes Aussicht auf Erfolg haben konnte. Im
Glossar sind neben Erklärungen zu europäischen Fachbe-
griffen auch die Bezeichnungen von Förderprogrammen zu
finden, so daß ein Zugang zu den Programmbeschreibun-
gen möglich ist.

Az.:IV/2-402 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

Datenverarbeitung und Internet

402 Abmahnung wegen Kfz-Domains 
erneut vor Gericht

Wider Erwarten beschäftigt sich erneut ein Gericht mit
einer Abmahnung wegen der Verwendung der Kfz-Kenn-
zeichen-Abkürzung einer Stadt als Domain-Name (vgl. zu-

letzt StGB NRW-Mitteilung 36/2004). Nachdem im Dezem-
ber 2003 mit zwei negativen Feststellungsklagen gegen
den Inhaber eines fragwürdigen Patentes auf die Nutzung
von Kfz-Kennzeichen als Domainnamen erfolgreich vorge-
gangen wurde, versucht dieser nun erneut, diesmal vor
dem Landgericht Düsseldorf, von einem Homepagebetrei-
ber, der im Internet Automärkte mit Adressen wie „auto-
markt-hd.de“, betrieb, Schadensersatz zu erlangen. Ob
diese Klage Aussicht auf Erfolg hat erscheint bei den vor-
angegangen Urteilen als fraglich.

Az.:G/3-1 800-01 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

403 Domain-Namen nicht für Dritte nutzbar

Nach einem - noch nicht rechtskräftigen - Urteil des OLG
Celle vom 08.04.2004 (Az. 13 U 213/03) kann sich ein Drit-
ter bei der eigenen Registrierung einer Domain nicht auf
das Namensrecht einer anderen Person berufen, für die die
Domain betrieben werden soll, wenn dadurch das Na-
mensrecht einer weiteren Person verletzt wird.

Im konkreten Fall hatte eine Firma im Auftrag eines Kun-
den für diesen eine Domain mit dem Name der Firma des
Kunden registrieren lassen. Sie wollte für diese eine Inter-
netpräsenz schaffen. Hiergegen klagte eine andere Person,
die ebenfalls Rechte am verwendeten Domainnamen
(identischer Nachname wie der Firmenname) hatte. Die Er-
laubnis des Kunden zur Registrierung für diese sei für die
andere Person unbeachtlich.

Az.:G/3-1 830-06 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

404 Schulungen zum E-Government Starter Kit – II

Die Bechtle AG bietet den Mitgliedern des StGB NRW ver-
günstigte Schulungen zum E-Government Starter Kit an.
Diese finden bei der Bechtle, Lokation Essen, Ruhrallee,
45136 Essen statt.

Dieser eintägige Workshop soll zur Information der Kom-
munen dienen, ohne sich allzu sehr in technischen De-
tails zu verlieren. Es wir ein allgemeiner Überblick über
das Starter Kit geboten. Ziel ist es, den Vertretern der
Kommunen Aufbau, Struktur und Funktionalitäten
darzustellen sowie die Einbindung von Fachverfahren und
Möglichkeiten der Geschäftsprozessoptimierung/-mo-
dellierung unter Verwendung des EGSK zu demon-
strieren.

Folgende Termine sind vorgesehen: 05.07.04, 02.08.04,
13.09.04 

Die Kosten betragen pro Tag und Teilnehnmer e100,00. Auf
Anfrage sind Rabattierungen möglich. Ansprechpartner ist
Frau Monika Staus, Tel. 0212-3390-132 oder 0170-3324-077,
Fax: 0212-3390-290, eMail:monika.staus@bechtle.com 

Az.:G/3-1 830/03-3 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

405 Verordnung zu .eu-Domain verabschiedet

Die Europäische Kommission hat durch eine Verordnung
(874/2004) die Grundregeln für die Registrierung der .eu-
Domains bekannt gegeben. In der Verordnung ist fest ge-
halten, wer welche Domains registrieren kann, welche be-
vorzugten Registrierungen es geben wird und was in
Streitfällen geschieht.
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Bei der Registrierung, die wohl erst im Herbst statt finden
wird, werden die Anträge nach ihrem zeitlichen Eingang
berücksichtigt. Dabei wird es eine mindestens zweimona-
tige Vorregistrierungsphase u.a. für öffentliche Einrichtun-
gen geben (Art. 10 I und 12 der Verordnung). Zwei Monate
vor Beginn der Vorregistrierungsphase wird der Termin be-
kannt gegeben.

Für die designierte Registry Eurid bedeutet laut Nachrichten-
dienst heise.de die Prüfung der je nach Land völlig unter-
schiedlichen Ansprüche eine besondere Herausforderung, die
auch extra Geld kosten wird. Danach soll die Registrierung 10
Euro kosten. Für die Vorregistrierphase muss man jedoch eine
„Validierungsagentur“ hinzuziehen, deren Kosten laut der
Verordnung den Kunden in Rechnung gestellt werden können.

Einzelheiten über die technischen Voraussetzungen und
die von den Antragstellern zu führenden Nachweise sollen
auf der Homepage der Registry Eurid bereit gestellt wer-
den (Art. 12 I). Die Registrierung der Antragsteller selbst
muss über nationale Registrierungsstellen, die noch nicht
fest stehen, erfolgen.

Az.:G/3-1 805-00 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

Jugend, Soziales und Gesundheit

406 25 Jahre GINKO

Am 05. Mai 2004 feierte GINKO, die Landeskoordinierungs-
stelle für Suchtvorbeugung, dass 25-jährige Bestehen. In
Zusammenarbeit mit GINKO hat das Land an fünf Standor-
ten in NRW - Euskirchen, Bielefeld, Wesel, Köln und Aachen
- innovative Konzepte zur besseren Hilfe erprobt. Insbeson-
dere durch bessere Vernetzung von Suchthilfe, Jugend-
und Familienhilfe, Schulen und ärztlichem Bereich gelingt
es dort, Probleme und Krisen früher als bisher zu erkennen
und schneller einzugreifen.

GINKO unterstützt sowohl das Land als auch die örtlichen
Einrichtungen wie Sucht- und Jugendberatungsstellen
sowie Schulen bei der Weiterentwicklung von Maßnah-
men zur Suchtprävention. Weitere Beispiele aus der Arbeit
von GINKO:

– „Sucht hat immer eine Geschichte“ - Koordination der
mehrjährigen Kampagne des Landes NRW, zu der unter
anderem die Organisation von acht re¬gionalen
„Sucht-Aktionswochen“ gehört. Im laufenden Jahr in:
Wermels¬kirchen, Herne, Oberbergischer Kreis, Ahlen,
Unna, Mönchengladbach, Olpe und Witten.

– „LoQ - Leben ohne Qualm“ - Organisation einer Lan-
desinitiative in Koopera¬tion unter anderem mit den
Krankenkassen für das Nichtrauchen, die sich vor¬ran-
gig an 10- bis 13-Jährige richtet. Derzeit läuft ein Hi-
pHop-Wettbewerb, bei dem pfiffige Songs zum Thema
Rauchen prämiert werden.

Weitere Informationen zur Landeskoordinierungsstelle für
Suchtvorbeugung können im Internet unter www.ginko-
ev.de abgerufen werden. Das Land fördert GINKO sowie die
landesweit fast 100 Fachstellen für Suchtvor¬beugung in
diesem Jahr mit insgesamt rund 2,3 Millionen Euro. Für
Maßnahmen zur Suchtprävention sind im Landeshaushalt
für 2004 insgesamt rund drei Millionen Euro vorgesehen.

Az.:III/2 544-2 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

407 Ambulante kinderpsychiatrische Versorgung
von Migrantenfamilien

Das vom Gesundheitsministerium NRW geförderte Projekt
„Ambulante kinderpsychiatrische Versorgung von Migran-
tenfamilien“, das sich auf die ambulante Versorgung psy-
chisch kranker türkischer Kinder konzentriert, liegt nun in
Form eines Abschlussberichtes vor. Der Projektbericht ent-
hält neben Ergebnissen der Auswertung der Inan-
spruchnahme der Ambulanz der Rheinischen Kliniken
Essen verschiedene zweisprachige Materialien (z.B. einen
Anamneseleitfaden, einen Elternratgeber zu psychischen
Störungen im Kindesalter sowie eine deutsche Überset-
zung typischer kulturgebundener Krankheitsmuster).
Diese Materialien dürften vor allem für Praktiker von Inter-
esse sein.

Exemplare können kostenlos entweder schriftlich, per Fax
oder telefonisch beim Ministerium für Gesundheit, Sozia-
les, Frauen und Familie des Landes NRW, Broschürenstelle,
40190 Düsseldorf, Fax: 0211/855-3211 oder Tel.: 0211/855-
3110 angefordert werden.

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, sich die Bro-
schüre als PDF-Datei unter www.mgsff.nrw.de herunter-
zuladen.

Az.:III/2 831 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

408 Aufklärungs- und Hilfskampagne 
zum Thema Glücksspielsucht

Unter dem Motto „Ich mach’ das Spiel nicht mit!“ hat das
Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie
des Landes Nordrhein-Westfalen die bundesweit erste
Aufklärungs- und Hilfskampagne gegen Glücksspielsucht
gestartet.

Was für die allermeisten Menschen eine kleine Alltags-
flucht ist, der Traum vom großen Geld, wurde für rund
30.000 Spielsüchtige in Nordrhein-Westfalen die Hölle.

Glücksspielsüchtige und ihre Angehörigen können sich ab
sofort werktags von 10 bis 18 Uhr unter 01801 - 776611 an
die Telefonberatung der Landesfachstelle Glücksspielsucht
in Herford wenden. Dort erhalten sie schnelle Hilfe und
Unterstützung in allen Fragen zur Glücksspielsucht. Die Te-
lefonberatung steht auch allen anderen Menschen offen,
die sich über Glücksspielsucht informieren wollen. Die In-
formationen können auch über ein spezielles Internetan-
gebot der Landesfachstelle unter www.landesfachstelle-
gluecksspielsucht-nrw.de abgerufen werden.

Nach einer im Auftrag des Ministeriums durchgeführten
Untersuchung der Universität Bielefeld zum Glücksspiel-
verhalten von Jugendlichen haben bereits 62 % der befrag-
ten Jugendlichen im Alter von 13 bis 19 Jahren an Glücks-
spielen teilgenommen. Die häufigsten Glücksspielformen
sind Rubbellose und Kartenspiele um Geld, gefolgt von der
Oddset-Wette. 17 % haben schon einmal an Geldspielauto-
maten gespielt. Die Geldeinsätze der Jugendlichen für
Glücksspiele reichen von 5 e bis 20 e pro Monat.

Bei etwa 3% der Befragten ist von einem problematischen
Glücksspielverhalten auszugehen. Jungen haben ein fünf-
mal höheres Risiko als Mädchen, ein problematisches
Glücksspielverhalten zu entwickeln. Ein sozial schwieriges
Umfeld begünstigt diese Entwicklung zusätzlich.
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Bereits 2001 hat das Land eine Landesfachstelle Glücks-
spielsucht eingerichtet, deren Aufgaben neben Beratung
und Information der Bevölkerung die Mitwirkung bei 
der landesweiten Koordination und Vernetzung sowie
Weiterentwicklung der Präventions- und Hilfeangebote
ist.

Hinzu kommen ebenfalls vom Land geförderte drei
Schwerpunktberatungsstellen für Glücksspielsucht in Her-
ford, Neuss und Unna. Daneben fördert das Land sechs
weitere Suchtberatungsstellen für ihr spezielles Präventi-
ons- und Hilfeangebot für Glücksspielsucht und den Auf-
bau eines ambulanten Rehabilitationsangebots für
Glücksspielsüchtige.

Für Maßnahmen gegen Glücksspielsucht sind in diesem
Haushaltsjahr insgesamt rund 630.000 e vorgesehen.

Az.:III/2 544-1 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

409 Bundesarbeitsgemeinschaft
der Landesjugendämter

Vom 21. - 23.04.2004 trafen sich die Mitglieder der Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter (BAGLJÄ) zu
ihrer 96. Arbeitstagung in Wiesbaden.

Die Leiterinnen und Leiter befassten sich mit dem Thema
der individualpädagogischen Hilfen im Ausland und be-
schlossen „Empfehlungen für Standards und Rahmenbe-
dingungen bei der Gewährung von individualpädagogi-
schen Hilfen im Ausland für die Jugendämter“. Dabei dis-
kutierten die Mitglieder die Thematik bereits vor dem Hin-
tergrund der geplanten Neuregelung dieser Hilfen im SGB
VIII. Das in Wiesbaden verabschiedete Papier soll zur Qua-
litätssicherung und der strukturellen Anbindung der Ange-
botsträger bei dem Angebot von Hilfen gemäß §§ 34 und
35 SGB VIII im Ausland beitragen.

Bei der Durchführung von individualpädagogischen Hilfen
im Ausland ist es immer wieder zu besonderen Vorkomm-
nissen gekommen, die in der Öffentlichkeit Zweifel an den
angemessenen Rahmenbedingungen, an der fachlich sorg-
fältigen Durchführung und an dem Einsatz von ausrei-
chend qualifizierten Fachkräften aufkommen lassen. Auch
wenn es sich hierbei nur um eine geringe Anzahl von Ein-
zelfällen handelt, hat die BAGLJÄ dies zum Anlass genom-
men, mit ihren Empfehlungen dazu beizutragen, ein be-
sonderes Qualitätsmanagement bei der Vergabe und der
Durchführung von intensivpädagogischen Hilfen im Aus-
land zu etablieren und die Prüfung bei der Indikation sol-
cher Maßnahmen zu schärfen. Die nun beschlossenen
Empfehlungen für die Jugendämter sollen helfen, die Qua-
lität der Hilfeplanung zu verbessern. Sie enthalten ein
Empfehlungsraster für individualpädagogische Hilfen im
Ausland, welches Grundlage einer Vereinbarung zwischen
Jugendämtern und freien Trägern sein kann, die wiederum
zu einer Reduzierung von Fehlentwicklungen im Einzelfall
beitragen sollen, und die Empfehlung zur Abgabe von
Selbstverpflichtungserklärungen durch die Angebots-
träger.

Die Empfehlungen werden den Jugendämtern über die
Landesjugendämter zur Verfügung gestellt. Außerdem
sind sie über die Internet-Adresse www.bagljae.de unmit-
telbar abrufbar.

Az.:III/2 943 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

410 Drogenkonsumraum in Troisdorf

In Troisdorf wurde am 3. Mai 2004 der zehnte Drogenkon-
sumraum in Nordrhein-Westfalen eröffnet. Das Ministeri-
um für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie des Lan-
des Nordrhein-Westfalen hat jetzt die Betriebserlaubnis
für eine solche Einrichtung im Rhein-Sieg-Kreis erteilt. In
Troisdorf entsteht das Hilfeangebot für schwer drogen-
kranke Menschen erstmals außerhalb einer nordrhein-
westfälischen Großstadt. Drogenkonsumräume gibt es
bisher in Aachen, Bielefeld, Bochum, Bonn, Dortmund,
Essen, Münster, Köln und Wuppertal.

Träger des Drogenkonsumraums in Troisdorf ist das Diako-
nische Werk des Evangelischen Kirchenkreises an Sieg und
Rhein. Der Rhein-Sieg-Kreis und die Stadt Troisdorf unter-
stützen die Einrichtung maßgeblich.

Die Betriebserlaubnis durch das Landesgesundheitsministe-
rium setzt voraus, dass bestimmte Mindestanforderungen
eingehalten werden. Diese betreffen beispielsweise die per-
sonelle und räumliche Ausstattung, die Notfallversorgung
und die Vermittlung in weiter führende Angebote der Bera-
tung und Therapie. Darüber hinaus muss vor Ort eine Ord-
nungspartnerschaft zwischen den Gesundheits-, Ordnungs-
und Straf-verfolgungsbehörden schriftlich vereinbart wor-
den sein. Insbesondere der Handel mit Drogen ist in den
Konsumräumen verboten. Geduldet wird lediglich der Besitz
und Konsum geringer Drogenmengen zum Eigenverbrauch.

Az.:III/2 541 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

411 Förderung des Freiwilligen Sozialen Jahres

Der Bundesrat hat Anfang April 2004 eine Entschließung zur
Förderung und Fortentwicklung des Freiwilligen Soziales
Jahres (FSJ) und des Freiwilligen Ökologischen Jahres (FÖJ)
verabschiedet. Danach nimmt der Bundesrat mit Sorge zur
Kenntnis, dass die Bundesregierung neben einer Verkürzung
des Zivildienstes von derzeit 10 auf 9 Monate ab Oktober
2004 beabsichtigt, den Zilvildienst im Jahre 2010 abzuschaf-
fen. Andererseits begrüßt der Bundesrat, dass alle Träger den
Freiwilligen Diensten eine verstärkte Bedeutung zumessen
und darin ein geeignetes Instrument sehen, Gemeinsinn
und Verantwortung für die Gesellschaft zu stärken, und ge-
nerationenübergreifend einen Beitrag zur Betreuung von
Alten, Kranken und Behinderten zu leisten.

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, verstärkte
Anstrengungen zu unternehmen, das FSJ und das FÖJ für
junge Menschen attraktiver zu gestalten und weiterzuent-
wickeln. Insbesondere sollen die inhaltliche Gestaltung
und pädagogische Begleitung den geänderten Anforde-
rungen angepasst werden. Ausdrücklich missbilligt der
Bundesrat, dass die Bundesregierung die Träger, die sich in
den vergangenen Jahren für eine Stärkung der Freiwilli-
genarbeit eingesetzt haben, mit Mehrkosten belastet. Die
Bundesregierung verhindere mit ihrem Verhalten die Ge-
winnung von Freiwilligen und die Entwicklung eines bür-
gerschaftlichen Engagements in der Gesellschaft.

Az.:III 731 - 2 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

412 Fünf Prozent weniger Schwerbehinderte in NRW

Die Zahl der Schwerbehinderten in Nordrhein-Westfalen
geht weiter zurück. Wie das Landesamt für Datenverarbei-
tung und Statistik mitteilt, galten Ende 2003 mit 1,62 Mil-
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lionen fünf Prozent weniger Personen als schwerbehindert
als zwei Jahre zuvor. Gegenüber 1997 sank ihre Zahl sogar
um 10,4 Prozent. Jeder zwölfte weibliche und jeder zehnte
männliche NRW- Bürger gilt damit als schwerbehindert;
im Sinne dieser Statistik sind das nur Personen, deren Grad
der Behinderung von den Versorgungsämtern auf 50 oder
mehr festgesetzt wurde. Nahezu ein Viertel der Schwerbe-
hinderten (24,4 Prozent) weist den maximalen Grad der
Behinderung von 100, fast ein Drittel (29,4 Prozent) den
Mindestgrad von 50 auf.

Az.:III/2 810-9 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

413 Mukoviszidose-Initiative sucht
Partnerkommunen

In bis zu 5.000 Familien in Nordrhein-Westfalen leben Kin-
der, die an Mukoviszidose, einer dramatisch verlaufenden
Erbkrankheit der Atemwege, erkrankt sind. Die durch-
schnittliche Lebenserwartung bei dieser cystischen Fibrose
liegt bei gerade einmal 20 Jahren. Entsprechend ist die An-
spannung in den betroffenen Familien, die vor allem auch
darunter leiden, dass die Betreuung der Kinder und ihrer
Familien heute im wesentlichen am Ausgang der Klinik
endet.

Die Elterninitiative – CF Cystische Fibrose – Mukoviszidose
(EcfM) e.V. möchte neben der Vernetzung der maßgebli-
chen CF-Ambulanzen in Nordrhein-Westfalen sich ganz
maßgeblich der psychosozialen Aspekte der betroffenen
Familien annehmen, einheitliche Informations-, Begutach-
tungs- und Entscheidungsstrukturen über die involvierten
Institutionen herstellen und damit mehr als Ansprechpart-
ner der Sozial- und Integrationsämter sein. Angewiesen ist
die Initiative bei ihren Bemühungen auf die Kommunal-
bzw. Fachverwaltungen, wenn es um Anträge zur Grundsi-
cherung, Sozialhilfe, Eingliederungshilfe oder Feststellung
einer Schwerbehinderung geht.

Die Elterninitiatve CF will den Kommunen in Nordrhein-
Westfalen mit Rat und Tat zur Seite stehen und würde es
begrüßen, wenn sich alle Städte und Gemeinden mit ihrer
jeweiligen Zustimmung auf der Internetseite www.welt-
der-mukoviszidose.de wiederfinden. Weitere Informatio-
nen sind zu beziehen über Geschäftsführer Karl Wüpping,
Elterninitiatve CF - Cystische Fibrose – Mukoviszidose
(EcfM) e.V., Vogelhorst 9, 46419 Isselburg, Tel.: 02873/949-
662.
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414 Pressemitteilung:
Mehr Mitgestaltung für Kinder und Jugendliche

Kinder und Jugendliche sind von vielen kommunalpoliti-
schen Entscheidungen unmittelbar betroffen. Doch die
Möglichkeiten, eigene Auffassungen und Ansichten zu den
sie betreffenden Themen vor Ort einzubringen, werden oft
nur eingeschränkt wahrgenommen. „An diesem Punkt
wollen wir ansetzen“, erklärte Dr. Heinz Weller, Erster Bei-
geordneter der Stadt Frechen und Vorsitzender des StGB
NRW-Ausschusses für Jugend, Soziales und Gesundheit,
heute auf der Ausschuss-Sitzung in Steinfurt.

„In der kommunalen Praxis haben wir bereits zahlreiche
unterschiedliche Modelle dafür, Mitgestaltung zielgerich-
tet umzusetzen. Mit den nun vom Ausschuss verabschie-

deten Hinweisen zur Partizipation von Kindern und Ju-
gendlichen an kommunalen Entscheidungsprozessen lei-
stet der Städte- und Gemeindebund NRW einen Beitrag
zur aktuellen Diskussion, wie die Rolle der Kinder und Ju-
gendlichen als aktive Bürger gefördert und ihre effektive
Beteiligung an der demokratischen Gesellschaft gewähr-
leistet werden kann“, fügte Weller an.

Anbei die Thesen im Wortlaut:

1. Partizipation ist die freie, gleichberechtigte und öffent-
liche Teilhabe an gemeinsamen Diskussions- und Ent-
scheidungsprozessen zu gesellschaftlichen Angelegen-
heiten. Die inhaltliche Ausgestaltung eines Partizipati-
onsmodells unterliegt keinen festen Regeln. Es steht
den Initiatoren im Rahmen ihrer Möglichkeiten frei,
sich für eine bestimmte Methode zu entscheiden.
Dabei erscheint es durchaus sinnvoll, sich die prakti-
schen Erfahrungen anderer Kommunen zunutze zu
machen. Andererseits ist es wichtig, in den Umset-
zungsprozess eigene Erfahrungen einfließen zu lassen
und auf die Situation vor Ort bezogene Wege zu finden.

2. Politisches Desinteresse und Politikverdrossenheit sind
gerade auch unter Kindern und Jugendlichen weit ver-
breitet. Diese Symptomatik bedarf umfassender Aus-
einandersetzung, denn Interesse und Bereitschaft jun-
ger Menschen, sich im Gemeinwesen zu engagieren, si-
chern die Demokratie für die Zukunft. Eine verstärkte
Darstellung auch der Chancen von mehr Partizipation
ist durchaus ein geeignetes Mittel, um die Problematik
anzugehen.

3. In der Öffentlichkeit bestehen teilweise Vorbehalte
und Missverständnisse gegenüber den verschiedenen
Modellen zur Ausgestaltung bzw. zum Ausbau der Par-
tizipation. Diese müssen angesprochen und abgebaut
werden, um eine verstärkte Teilhabe mit Unterstüt-
zung des politischen Umfeldes umsetzen zu können.
Hierzu müssen die in der Partizipation liegenden Chan-
cen sowohl für den Einzelnen als auch für die Gemein-
schaft aufgezeigt werden.

4. Die Erfahrung zeigt, dass sich alle Formen der Beteili-
gung in ihr Gegenteil verkehren und Verdrossenheit
zurücklassen, wenn sie nicht sorgfältig auf den Ent-
wicklungsstand und die Bedürfnisse von Kindern und
Jugendlichen abgestimmt sind. Vor allem projektbezo-
gene Konzepte versprechen durch ihre Unmittelbarkeit
positive Effekte und wirken der Tendenz entgegen, dass
Beteiligung mit zunehmender Komplexität des Diskus-
sionsgegenstandes an Wirkung verliert. Sie umfassen
grundsätzlich einen begrenzten Zeitraum und bieten
damit einen kindgerechten Ansatz mit leichter sichtba-
ren Ergebnissen.

5. Die Jugend wird immer früher „erwachsen“. Wer aller-
dings als junger Mensch den Status des Erwachsen-
seins beansprucht, muss sich auch an entsprechend ge-
steigerten Anforderungen messen lassen. Mit diesen
sollte aber zugleich eine angemessene Förderung und
Unterstützung einhergehen. Auf die Altersgerechtig-
keit ist bei der praktischen Umsetzung von Modellen
der Partizipation besonderes Augenmerk zu richten.

6. Kinder und Jugendliche wollen an gesellschaftlichen
Entscheidungen partizipieren. Praxisbewährte Modelle
belegen, dass eine große Bereitschaft zum Engage-
ment vorhanden ist. Junge Menschen sind gewillt und
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auch imstande, ihren Beitrag zum Gemeinwesen zu lei-
sten.

7. Es ist Aufgabe der Politik, Partizipation in Form von
möglichst selbständigem und eigenverantwortlichem
Handeln sicherzustellen. Es müssen vor allem die Rah-
menbedingungen geschaffen werden, die es ermögli-
chen, dass Kinder und Jugendliche ihren Interessen
entsprechend in die örtlichen Entwicklungs- und Ent-
scheidungsprozesse eingebunden werden.

8. Der Erfolg partizipativ angelegter Planungen und Maß-
nahmen steht und fällt mit ihrer konzeptionellen Aus-
gestaltung. Das gilt sowohl für die Themenwahl als
auch für die Methode der Beteiligung. Hierzu finden
sich bereits in der kommunalen Praxis zahlreiche und
viel versprechende Modelle.

9. Zur Umsetzung einer zielgerichteten und praxisnahen
Partizipation ist keine Gesetzesänderung erforderlich.
In den Städten und Gemeinden werden verschiedene
erfolgreiche Wege beschritten, um Kinder und Jugend-
liche vor Ort zu beteiligen. Der interkommunale Aus-
tausch von Ideen und Erfahrungen bietet - besser als
starre gesetzliche Regelwerke - ein flexibles Instrumen-
tarium, um aktuell auf neue Entwicklungen reagieren
zu können. Hierdurch können der Partizipation neue
Impulse gegeben werden.

Az.:III Mitt. StGB NRW  Juni 2004

415 Studie zur Familienfreundlichkeit im Betrieb

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wollen ihre fami-
liären Verpflichtungen und ihr berufliches Engagement
gut verbinden können. Für sie ist Familienfreundlichkeit im
Betrieb daher ein wichtiges Thema. Den größten Hand-
lungsbedarf für mehr Familienfreundlichkeit sehen die Be-
schäftigten bei familienfreundlichen Arbeitszeiten. Viele
Betriebe haben zwar familienfreundliche Arbeitsbedin-
gungen, schöpfen aber die vielfältigen Möglichkeiten einer
familienorientierten Personalpolitik bisher nicht aus.

Dies sind zentrale Ergebnisse der Studie ''Erwartungen an
einen familienfreundlichen Betrieb''. Die repräsentative
Studie wurde vom Wirtschafts- und Sozialwissenschaftli-
chen Institut (WSI) in der Hans Böckler Stiftung in Koope-
ration mit dem Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend und dem DGB durchgeführt. Die Studie
basiert auf einer Befragung von 2.000 abhängig Beschäf-
tigten mit Kindern und/oder mit pflegebedürftigen An-
gehörigen. Sie wurden nach ihren Erwartungen an einen
familienfreundlichen Betrieb und ihren eigenen Erfahrun-
gen befragt.

Die ausführlichen Ergebnisse der ''Erwartungen an einen
familienfreundlichen Betrieb'' können im Forschungsnetz
des Ministeriums und unter www.dgb.de abgerufen
werden.
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416 Verordnungsentwürfe zum 
Behindertengleichstellungsgesetz

Das Behindertengleichstellungsgesetz NRW (BGG NRW)
ist am 01.01.2004 in Kraft getreten. Es sieht den Erlass von
insgesamt vier Verordnungen vor. Federführend für die

Verordnung über die Zugänglichmachung von Dokumen-
ten für sehbehinderte und blinde Menschen ist das Innen-
ministerium. Zuständig für die Verordnungen im Bereich
der Kommunikationshilfen und der barrierefreien Informa-
tionstechnik (Kommunikationshilfeverordnung NRW –
KHV NRW und barrierefreie Informationstechnikverord-
nung NRW – BITV NRW) ist das Ministerium für Gesund-
heit, Soziales, Frauen und Familie des Landes NRW.

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände
NRW hat in einer Stellungnahme zu den Verordnungsent-
würfen das Anliegen der Landesregierung, die Gleichstel-
lung behinderter Menschen zu fördern, begrüßt. Gleichzeitig
wurde aber darauf hingewiesen, dass die Kommunen in
NRW schon große Anstrengungen zur Umsetzung des Ziels
der Gleichstellung und Integration von Menschen mit Behin-
derungen und ihrer Teilnahme am gesellschaftlichen Leben
unternommen haben und die nunmehr vorliegenden Ver-
ordnungsentwürfe teilweise erhebliche Anforderungen an
die Kommunen, insbesondere im Bereich der Informations-
technologie, der Gestaltung von Bescheiden und hinsichtlich
der Bereitstellung von Gebärdensprachdolmetschern vorse-
hen. Da die Verordnungen aber keine Erläuterungen dazu
enthalten, in welcher Höhe Mehrkosten für die Kommunen
anfallen werden und wie das Land beabsichtigt, den Kom-
munen die Mehrkosten zu erstatten, wurden die Verordnun-
gen – bei aller Unterstützung der Absicht des Verordnungs-
gebers, zu Verbesserungen für Menschen mit Behinderung
zu gelangen – abgelehnt, sofern das Land NRW den Kommu-
nen nicht die durch den Vollzug der Verordnung entstehen-
den Mehrausgaben vollständig ersetzt.

Die Stellungnahme kann bei Interesse von der Geschäfts-
stelle angefordert werden.
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Wirtschaft und Verkehr

417 Gemeinsame Erklärung zu Hartz IV

Die Geschäftsstellen des Landkreistags und des Städte-
und Gemeindebund NRW haben ein gemeinsames Positi-
onspapier als Beitrag in der aktuellen Diskussion um die
Umsetzung der Hartz IV-Reform zur Zusammenführung
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe entwickelt.

Unabhängig von der zwischen den Verbänden unter-
schiedlich beurteilten Frage zum Umfang der staatlichen
bzw. kommunalen Aufgabenverantwortung zielen die bei-
den kommunalen Spitzenverbände auf abgestimmte Ver-
fahrensschritte zwischen den Kreisen und den Mitglieds-
kommunen des Städte- und Gemeindebundes. Im Interes-
se der betroffenen Menschen, der Arbeitsuchenden wie
auch des kommunalen Personals soll das Hartz IV-Gesetz
möglichst bürgernah und dezentral organisiert werden.

Unabhängig von der rechtlichen und organisatorischen
Zusammenarbeit der Aufgabenträger sollten die kreisan-
gehörigen Kommunen insbesondere mit Blick auf die Ein-
satzmöglichkeiten des bei ihnen vorhandenen Fachperso-
nals angemessen in Meinungsbildung und Initiativen der
Kreise einbezogen werden. Als unabdingbare Vorausset-
zung für ein Gelingen der Reform sehen beide Verbände
die Gewährleistung der den Kommunen vom Bund wieder-
holt zugesagten finanziellen Entlastung durch Hartz IV an.
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Die gemeinsame Erklärung von StGB NRW und LKT NRW zu
Hartz IV vom 10. Mai 2004 hat folgenden Wortlaut:

1. Die Kreise und die kreisangehörigen Städte und Ge-
meinden in Nordrhein-Westfalen, die vielfältige und
nachweislich effiziente Leistungen bei der Vermittlung
von erwerbsfähigen Sozialhilfeempfängern und Lang-
zeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt vorweisen kön-
nen, sind bereit, ihr Know-how auch bei der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende aktiv einzubringen. Unab-
hängig vom Umfang staatlicher oder kommunaler Ver-
antwortung muss es Ziel der gemeinsamen Bemühun-
gen sein, die nach dem SGB II wahrzunehmenden Auf-
gaben möglichst dezentral und bürgernah zu organi-
sieren. Erwerbsfähige Hilfebedürftige müssen mit pas-
sgenauen Leistungen umgehend in den ersten Arbeits-
markt integriert werden. Zusätzliche Wege für Arbeit-
suchende und unnötiges Verschieben kommunalen
Fachpersonals müssen so weit wie möglich vermieden
werden.

2. Die Finanzierungsgrundlagen der Hartz IV-Reform sind
so neu zu ordnen, dass die Kommunen die versproche-
ne Entlastung von bundesweit 2,5 Mrd. Euro jährlich
auch tatsächlich erhalten. Die allein in Nordrhein-
Westfalen zusammen mit der Landesregierung berech-
nete Belastung der Kommunen durch Hartz IV in Höhe
von mindestens 1,2 Mrd. Euro jährlich – ohne Berück-
sichtigung der Entwicklung des erheblichen Anstiegs
der durch das SGB II erfassten Menschen in den Jahren
2004 und 2005 – muss verhindert werden. Die Kommu-
nen erwarten von der Landesregierung NRW die unein-
geschränkte Bereitschaft, für eine Neuverteilung der Fi-
nanzmittel zwischen den staatlichen Ebenen im Rah-
men von Hartz IV zugunsten der Kommunen einzutre-
ten und ergänzend eine Revisionsklausel zur Spitzab-
rechnung einzufügen. Ohne entsprechende Änderun-
gen der Finanzierung des SGB II wird die Reform nicht
umsetzbar sein.

3. Die kommunalen Spitzenverbände fordern, dass das
Land seine Zusage einhält, den Umfang seiner Wohn-
geldentlastung, die es den Kommunen weiterleiten
will, zeitnah detailliert nachzuweisen und diesen Be-
trag auch zu dynamisieren. Darüber hinaus ist es inak-
zeptabel, dass die Sonderentlastung für die neuen Bun-
desländer vollständig auf die Kommunen abgewälzt
werden soll. Landkreistag und Städte- und Gemeinde-
bund appellieren an das Land, solidarisch den in Rede
stehenden NRW-Beitrag von jährlich 220 Mio. Euro mit-
zutragen.

4. Nach wie vor bestehen unterschiedliche Auffassungen
zwischen Landkreistag und Städte- und Gemeinde-
bund in der Frage der Aufgabenträgerschaft für die Ein-
gliederungs-, Vermittlungs- und Qualifizierungslei-
stungen: Der LKT NRW sieht in einer kommunalen Ge-
samtträgerschaft die Chance, die Grundsicherung für
Arbeitssuchende einschließlich der damit verbunde-
nen Kosten aus einer Hand effizient zu steuern und die
kommunalen Kompetenzen zu nutzen; der StGB NRW
betont die staatliche Verantwortung für die Arbeits-
marktpolitik und sieht finanzielle und organisatorische
Risiken bei einer Kommunalisierung der Arbeitslosig-
keit. Gemeinsam ist allerdings die Forderung nach
einer kommunalfreundlichen Ausgestaltung der Opti-
on kommunaler Aufgabenträgerschaft, nachdem Ver-

mittlungsausschuss, Bundestag und Bundesrat den fai-
ren Wettbewerb des Arbeitsgemeinschafts- und des
Optionsmodells unter identischen finanziellen Bedin-
gungen beschlossen haben.

5. Die beiden kommunalen Spitzenverbände halten es für
unabdingbar, dass sich die Kreise in eigener Verantwor-
tung und in Abstimmung mit den kreisangehörigen
Kommunen für das auf ihre regionale Situation passen-
de Modell entscheiden können. Hierzu ist es allerdings
erforderlich, dass die inhaltlichen und finanziellen Rah-
menbedingungen des Optionsmodells dieses als ernst-
hafte Alternative erscheinen lassen. Eine kommunale
Gesamtträgerschaft braucht eine auskömmliche, mög-
lichst verfassungsrechtlich gesicherte Finanzierung
und umfassende Gestaltungsrechte. Der vom Bund bis-
lang angebotene Weg einer kommunalen Organschaft
für die Bundesagentur für Arbeit wird strikt abgelehnt.

6. Die Gespräche mit den Agenturen für Arbeit zur Bil-
dung von Arbeitsgemeinschaften werden nach Ansicht
von LKT NRW und StGB NRW zeigen, ob eine gleichge-
wichtige und gleichberechtigte Kooperation zwischen
Kommunen und Arbeitsverwaltung erreicht werden
kann. Unabhängig von der seitens der Kreise ange-
strebten rechtlichen und organisatorischen Zusam-
menarbeit der Aufgabenträger sollten die kreisan-
gehörigen Kommunen insbesondere mit Blick auf die
Einsatzmöglichkeiten des bei ihnen vorhandenen Fach-
personals angemessen in Meinungsbildung und Initia-
tiven der Kreise einbezogen werden.

7. Gemeinsam setzen sich Landkreistag und Städte- und
Gemeindebund dafür ein, dass der Bundesgesetzgeber
sowohl für das Arbeitsgemeinschafts- als auch das Op-
tionsmodell eine Delegationsermächtigung normiert.
Die bewährte Kooperation im kreisangehörigen Raum
bei der Sozialhilfe lässt den Schluss zu, dass über die
Delegation der Aufgabendurchführung vom Kreis auf
die kreisangehörigen Kommunen besser als über den
sonst eröffneten Weg des Auftrags eine zielführende
Mitverantwortung der Gemeinden erreicht werden
kann.

8. Landkreistag und Städte- und Gemeindebund fordern
die Bundesregierung auf, alles in ihren Möglichkeiten
Stehende zu tun, dass die arbeitsmarktpolitischen In-
frastrukturen vor Ort nicht durch eine zentralistisch an-
gelegte Steuerung der Bundesagentur für Arbeit be-
einträchtigt werden. Die Bundesagentur wird aufgefor-
dert, ihre technische Infrastruktur den kommunalen
Schnittstellen anzupassen und die Voraussetzungen
dafür zu schaffen, dass den Kommunen bei dem nach
dem SGB II erforderlichen Datenaustausch keine zu-
sätzlichen Kosten entstehen.
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418 Pressemitteilung: Umsetzung von Hartz IV
partnerschaftlich gestalten

Städte- und Gemeindebund NRW sowie Landkreistag
NRW haben sich auf ein möglichst gemeinsames Vorge-
hen von Kreisen und kreisangehörigen Kommunen bei der
Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe geei-
nigt.„Wir wollen damit ein Signal geben, dass eine bürger-
nahe Umsetzung der Hartz IV-Gesetze nicht an unter-
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schiedlichen Grundsatz-Positionen in der kommualen Fa-
milie scheitern muss“, erklärten heute die beiden Haupt-
geschäftsführer der Verbände Dr. Bernd Jürgen Schneider
(Städte- und Gemeindebund NRW) sowie Dr. Alexander
Schink (Landkreistag NRW) in Düsseldorf.

Eine wesentliche Meinungsverschiedenheit liegt in der
Frage, wer die Betreuung arbeitsfähiger Langzeit-Arbeits-
loser übernehmen solle. Die Kommunen sind für eine Trä-
gerschaft des Bundes, die Kreise für eine Übernahme der
Aufgabe in kommunale Hand. StGB NRW und LKT NRW
halten es allerdings gemeinsam für unabdingbar, dass sich
die Kreise in eigener Verantwortung - und in Abstimmung
mit den kreisangehörigen Kommunen - für das auf ihre re-
gionale Situation passende Modell entscheiden können.
Deshalb fordern die kommunalen Spitzenverbände, dass
die so genannte Option für eine kommunale Aufgaben-
Trägerschaft - als Alternative zum Modell der Arbeitsge-
meinschaft - kommunalfreundlich ausgestaltet wird.

Unabhängig davon, ob Staat oder Kommunen für die Inte-
gration arbeitsfähiger Langzeit-Arbeitsloser in den Ar-
beitsmarkt zuständig werden, sollten - so die Ansicht von
Schneider und Schink - die kreisangehörigen Kommunen
angemessen in Meinungsbildung und Initiativen der Krei-
se einbezogen werden. Dies gelte vor allem mit Blick auf
das Fachpersonal bei den Städten und Gemeinden.

Generell müsse die Grundsicherung für Arbeit Suchende
möglichst dezentral und bürgernah organisiert werden.
Zusätzliche Wege für erwerbsfähige Hilfebedürftige sowie
unnötiges Verschieben kommunalen Fachpersonals müs-
sten möglichst vermieden werden, betonten Schneider
und Schink. Kreise und kreisangehörige Städte in NRW
seien bereit, ihr vielfach bewiesenes Know-how in diesem
Bereich einzubringen.

Freilich müssten die Finanzierungs-Regelungen so verän-
dert werden, dass die Kommunen die ihnen zugesagte Ent-
lastung von 2,5 Mrd. Euro jährlich bundesweit auch
tatsächlich erhalten, machten Schneider und Schink deut-
lich: „Die für NRW berechnete Belastung von mindestens
1,2 Mrd. Euro jährlich muss in die mehrfach vom Bund zu-
gesicherte Entlastung umgewandelt werden“.
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419 Sondernutzungsgebühren 
für abgemeldete Kraftfahrzeuge

Das Abstellen eines nicht zum Verkehr zugelassenen Fahr-
zeugs ist kein Parken im straßenverkehrsrechtlichen Sinne
und damit auch kein straßenrechtlicher Gemeingebrauch,
sondern Sondernutzung. Dies hat jetzt das OVG NRW mit
Beschluß vom 23.4.2004 – 11 A 2594/02 – noch einmal klar-
gestellt.

Eine Sondernutzungssatzung kann danach bestimmen,
dass für das Abstellen eines nicht zum Verkehr zugelasse-
nen Fahrzeugs auf einer öffentlichen Straße Sondernut-
zungsgebühren in Höhe einer vollen Monatsgebühr je an-
gefangenem Kalendermonat erhoben werden können. Die
Höhe der Sondernutzungsgebühren darf sich grundsätz-
lich an den – ortsüblichen – Aufwendungen für die Miete
privater Garagen oder Stellplätze orientieren.

Das Abstellen nicht betriebsbereiter Kraftfahrzeuge im öf-
fentlichen Straßenraum ist grundsätzlich gemäß § 18 Abs. 1

Straßen- und Wegegesetz NRW als Sondernutzung erlaub-
nispflichtig. Daß die Sondernutzung im konkreten Fall
ohne Erlaubnis ausgeübt wurde, steht der Erhebung von
Sondernutzungsgebühren nicht entgegen. Sondernut-
zungsgebühren sind keine Verwaltungsgebühren für die
Erteilung der Sondernutzungserlaubnis. Die Gebühren
werden vielmehr für die Tatsache der Sondernutzung als
solche geschuldet.

Dem Satzungsgeber ist es bei der Ausgestaltung der Ge-
bühr gestattet, an typische Regelfälle eines Sachbereichs
anzuknüpfen und die Besonderheiten des Einzelfalls außer
Betracht zu lassen. Die abgabenrechtlichen Vorteile der Ty-
pisierung müssen in einem rechten Verhältnis zu mit der
Typisierung notwendig verbundenen Ungleichheit der Be-
lastung stehen. Die Satzungregelung hatte sich vorliegend
in dem Rahmen gehalten. Bei der Beantragung einer Son-
dernutzung könne der Nutzer den entsprechenden Nut-
zungszeitraum bestimmen und abwägen, ob er eine volle
Monatsgebühr für jeden angefangenen Kalendermonat
entrichten wolle, auch wenn er den Zeitrahmen nicht in
vollem Umfang ausnutzen könne oder wolle. Private Ab-
stellmöglichkeiten, sei es in Garagen, sei es im Freien, wür-
den in aller Regel auch nur monatsweise vermietet. Derje-
nige, der die Sondernutzung ohne die vorgeschriebene Er-
laubnis, also „illegal“ ausübe, könne sich hinsichtlich einer
nachträglichen Gebührenerhebung nicht auf Unkenntnis
der gesetzlichen und satzungsrechtlichen Vorschriften be-
rufen. Es verstehe sich vielmehr von selbst, dass ein solcher
„illegaler“ Nutzer gegenüber dem gesetzestreuen Nutzer
keine Besserstellung beanspruchen könne. Das gelte umso
mehr, als ein Nutzer, der seine beabsichtigte Sondernut-
zung der Behörde nicht durch die gebotene Beantragung
einer Erlaubnis anzeige, nahezu zwangsläufig schon den
ungerechtfertigten Vorteil genieße, dass er der Behörde
die Feststellung der Sondernutzung, vor allem aber ihrer
Dauer, erschwere.
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420 Strategische Partnerschaften 
zwischen Unternehmen und Kommunen

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit hat ein
Forschungsprojekt vergeben, mit dem der Aufbau strategi-
scher Partnerschaften von Kommunen mit Unternehmen
untersucht werden sollte. Dabei sollte die Frage beantwor-
tet werden, wie trotz angespannter Haushaltssituation
eine aktive Wirtschaftspolitik in dem Sinne betrieben wer-
den kann, dass die örtlich bedeutsamen Unternehmen
oder Branchen gute Standortbedingungen vorfinden, aber
auch zur Verbesserung des Standortes selbst beitragen.
Auf dem Konzept des Förderns und Forderns von Unter-
nehmen basierend wurden in vier Pilotkommunen Erfah-
rungen beim Aufbau strategischer Partnerschaften ge-
sammelt. Bei diesem vom DStGB begleiteten Projekt war
die Entwicklung eines Leitfadens Ziel. Der Leitfaden soll es
den Gemeinden erlauben, ihre Wirtschaftsförderung in Ei-
genregie nach modernen Erkenntnissen und Erfahrungen
auszurichten, um die größte mögliche Wirkung der vor-
handenen Instrumente der Wirtschaftsförderung zu erzie-
len und durch Netzwerkarbeit zu verfestigen.

Herausgeber der Dokumentation „In zehn Schritten zur
Strategischen Partnerschaft – Ein Leitfaden“ ist das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Arbeit, Referat Kom-
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munikation und Internet. Die Dokumentation Nr. 533 (Arti-
kel-Nr.1254) ist auch unter der ISSN 0342-9288 erhältlich.
Der Leitfaden kann als pdf-Datei von der Internetseite des
BMWA
http://www.bmwa.bund.de/Navigation/Service/Bestells-
ervice/publikationen-alle,did=30824.html herunter gela-
den werden. Unter der genannten Adresse können auch
bis zu 10 Exemplare unentgeltlich bestellt werden. Bei Be-
stellungen von mehr als 10 Exemplaren müssen die Bestel-
ler die Versandkosten tragen. Die Bestelladresse für den
Postweg ist: Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit,
Referat Öffentlichkeitsarbeit, Scharnhorststraße 34 – 37,
11019 Berlin, Bestell-Fax: 0228/4223-462, E-Mail:
bmwa@gvp-bonn.de.

Az.:III 450 - 30 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

421 Unterstützung zur Tourismusmarke Viabono

Die Umweltdachmarke Viabono hat parteiübergreifende
Unterstützung im Tourismusausschuss des Deutschen
Bundestages gefunden.

Der Tourismusausschuss des Deutschen Bundestages hat
sich Anfang Mai 2004 mit der Umweltdachmarke Viabono
befasst. Die Umweltdachmarke wurde im breiten Konsens
von den Verbänden des Tourismus, den kommunalen Spit-
zenverbänden, Umweltverbänden sowie den Verbänden
der Wirtschaft ins Leben gerufen. Die Umweltdachmarke
wird nun von der Viabono- GmbH geführt, die im Besitz
eines Trägervereins ist. Die Dachmarke wurde 2003 als
wirtschaftliches Unternehmen gegründet, weil sie nicht
das Schicksal einer Reihe von bisherigen Gütesiegeln erlei-
den sollte, die mit öffentlicher Unterstützung aber ohne
eine ausreichende Marktposition eingeführt wurden.

Sowohl die Fraktionen der CDU/CSU, als auch der SPD und
von Bündnis 90/Die Grünen sprachen sich für eine weitere
Unterstützung und offensive Fortführung der Kommuni-
kation der Umweltdachmarke aus. Der Deutsche Städte-
und Gemeindebund sieht sich vor diesem Hintergrund der
Unterstützung der Dachmarke bestätigt. Er weist darauf
hin, dass mit der Nutzung dieser Dachmarke insbesondere
für Städte und Gemeinden Möglichkeiten vorhanden sind,
hochwertige Tourismusangebote für die eigene Touris-
musdestination im Zusammenwirken mit den örtlichen
Unternehmen im Bereich des qualitativ hochwertigen Tou-
rismus anzubieten.

Weitere Informationen zu Viabono sind über die Internet-
seite www.viabono.de erhältlich.

Az.:III 470 - 08 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

422 Zwischenergebnisse zur Mobilfunk-Forschung

Im Rahmen des Deutschen Mobilfunk-Forschungspro-
gramms werden im Zeitraum von 2002 bis voraussichtlich
2006 insgesamt 52 Forschungsvorhaben in den Disziplinen
Biologie, Dosimetrie, Epidemiologie und Risikokommuni-
kation durchgeführt. Mittlerweile liegen für einige der be-
reits vergebenen Forschungsvorhaben Zwischenergebnis-
se vor. Diese betreffen unter anderem Forschungsprogram-
me zu Themen wie „Entwicklung von Mess- und Berech-
nungsverfahren“, „Bestimmungen der Exposition von Per-
sonengruppen“, „Bestimmung der Expositionsverteilung“
sowie „Bestimmung der spezifischen Absorbtionsrate“.

Vorgenannte Zwischenergebnisse stellt das Bundesmini-
sterium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA) im Internet
unter folgender Adresse zur Verfügung: www.mobilfunk-
information.de (Deutsches Mobilfunk-Forschungspro-
gramm: Zwischenergebnisse).

Az.:III/2 460-62 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

Bauen und Vergabe

423 Bundesgerichtshof zur VOB/B

Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil von 22.01.2004 – VII
ZR 419/02 – entschieden, dass „jede vertragliche Abwei-
chung von der VOB/B dazu führt, dass diese nicht als
Ganzes vereinbart ist. Es komme nicht darauf an, welches
Gewicht der Eingriff hat“.

Aufgrund dieser Entscheidung sollten Vergabestellen ihre
Ausschreibungstexte mit dem Ziel überprüfen, Abwei-
chungen von der VOB/B zu unterlassen.

Az.: II/1 bo/g Mitt. StGB NRW  Juni 2004

424 Europarechtsanpassungsgesetz Bau 
kurz vor dem Abschluss

Der Bundestag hat das Gesetz zur Änderung des Bauge-
setzbuchs (Europarechtsanpassungsgesetz Bau - EAG Bau)
am 30.04.2004 einstimmig beschlossen. Der Bundesrat
entscheidet über die Zustimmung zu diesem Gesetz vor-
aussichtlich am 11.06.2004. Es ist mit hoher Wahrschein-
lichkeit damit zu rechnen, dass das Änderungsgesetz am
21.07.2004 in Kraft tritt. Die wichtigsten Punkte sind:

1. § 2 Abs. 4, § 2 a Satz 2 Nr. 2 (neu): Bebauungspläne müs-
sen von der Entwurfsbegründung an einen Umweltbe-
richt enthalten, der als gesonderter Teil der Begrün-
dung darzustellen ist. Eine Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2
a BauGB (neu) listet den notwendigen Inhalt eines sol-
chen Umweltberichts detailliert auf.

2. Übergangsfrist: Alle Bebauungspläne, die bis
20.07.2004 begonnen werden (worden sind), dürfen
noch nach altem Recht abgewickelt werden. Sie müs-
sen aber bis spätestens 20.07.2006 bestandskräftig
sein; anderenfalls muss das ganze Verfahren wieder-
holt und nach neuem Recht abgewickelt werden (§ 244
Abs. 1 neu).

3. § 15 Abs. 3 (neu): Die Bestimmung ist von besonderer
Bedeutung für Windenergieanlagen. Wenn eine Ge-
meinde beschlossen hat, ihren Flächennutzungsplan
aufzustellen oder zu ändern, mit dem Ziel, Vorrang-
flächen nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB zu schaffen oder
zu ändern, kann sie von der Baugenehmigungsbehörde
eine Zurückstellung von Baugesuchen für privilegierte
Außenbereichsvorhaben für einen Zeitraum bis zu
einem Jahr verlangen. Da dieser Zeitraum sehr knapp
für ein Flächennutzungsplanverfahren ist, raten wir
den Mitgliedskommunen dringend, sofort mit dem
Flächennutzungsplanverfahren (oder Änderungsver-
fahren) zu beginnen, falls sie noch keine Vorrang-
flächen ausgewiesen haben oder ausgewiesene Vor-
rangflächen ändern wollen.
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Eine ausführliche Information folgt in einem Schnellbrief
an die Mitgliedskommunen.

Die neueste Fassung des Gesetzentwurfs mit dem Inhalt
des Bundestagsbeschlusses vom 30.04.2004 ist in der
Bundestagsdrucksache 15/2996 dokumentiert. Diese
Bundestagsdrucksache ist im Internet zu finden unter
http://dip.bundestag.de/parfors/parfors.htm (Informati-
ons-Center, PARFORS).

Az.:II 620-01 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

425 Fachseminar „Korruptionsprävention bei der
Vergabe öffentlicher Aufträge“

Das forum vergabe e.V. und der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund bieten in einer Gemeinschaftsveranstaltung
am 16. Juni 2004 in Düsseldorf ein Fachseminar zum
Thema „Korruptionsprävention bei der Vergabe öffentli-
cher Aufträge“ an. Die Veranstaltung stellt aktuelle Ent-
wicklungen auf legislativer Ebene, Ursachen und Wirkun-
gen von Korruption sowie schwerpunktmäßig praxisbe-
währte Korruptionspräventionsmaßnahmen und –strate-
gien für Unternehmen und öffentliche Hand vor.

Die Veranstaltung findet im Ministerium für Verkehr, Ener-
gie und Landesplanung NRW, Haroldstr. 4, 40213 Düssel-
dorf, statt. Die Teilnahmegebühr beträgt 195,-- e inkl. Pau-
sengetränke, Mittagessen und Tagungsunterlagen.

Weitere Informationen:

Forum vergabe e.V.
Frau Janett Koch 
Breite Straße 29 
10178 Berlin 
Tel.: 030/2028-1631 
Fax.: 030/2028-2631 
e-Mail: info@forum-vergabe.de 

Az.:II schw/g Mitt. StGB NRW  Juni 2004

426 Gemeinden können Einzelhandel 
beschränken

Der 7. Senat des Oberverwaltungsgerichts NRW hat mit Ur-
teil vom 22. April 2004 (Az.: 7 a D 142/02) entschieden, dass
Gemeinden zum Schutz und zur Stärkung der Attraktivität
ihrer Zentren in anderen Bereichen des Gemeindegebiets
Maßnahmen zur Beschränkung des Einzelhandels treffen
können.

Die Stadt Sundern im Hochsauerlandkreis hatte in einem
Bebauungsplan für einen an die Kernzone ihres Zentrums
angrenzenden Bereich den Einzelhandel mit bestimmten
Warengruppen (z. B. Bücher, Bekleidung, Unterhaltungse-
lektronik, Elektrohaushaltswaren, Lebensmittel, Getränke,
Apotheke, Drogerie) verboten. Hiergegen wandten sich in
einem Normenkontrollverfahren Grundeigentümer, die
wegen des Einzelhandelsausschlusses einen Wertverlust
ihrer Grundstücke befürchteten. Ihren Normenkontrollan-
trag hat das Oberverwaltungsgericht mit dem o. g. Urteil
abgelehnt.

Zur Begründung hat es ausgeführt: Der Schutz und die
Stärkung der Attraktivität und Einzelhandelsfunktion der
Innenstadt sei eine legitime Zielsetzung gemeindlicher
Planung. Die Gemeinde könne zur Verfolgung dieses Ziels

in Bereichen, die nach ihrer Einschätzung nicht zur schüt-
zenswerten Kernzone der Innenstadt gehören, den Einzel-
handel mit bestimmten Sortimenten ausschließen. Der
Ausschluss könne alle Sortimente erfassen, deren Verkauf
typischerweise in einem Stadtzentrum erfolge und der
auch in der konkreten örtlichen Situation für das Stadtzen-
trum von erheblicher Bedeutung sei. Die Ausschlüsse dürf-
ten die betroffenen Grundeigentümer allerdings nicht un-
vertretbar belasten. Im konkreten Fall seien sie allerdings
gerechtfertigt, weil den betroffenen Eigentümern nur un-
tersagt werde, neue Geschäfte anzusiedeln. Für die im
Plangebiet vereinzelt bereits vorhandenen Einzelhandels-
geschäfte habe die Gemeinde Sonderregelungen getrof-
fen, die den Betrieben die Möglichkeit zu Anpassungen
und bestimmten Erweiterungen ihres an sich unzulässigen
Warenangebots einräumten.

Das Oberverwaltungsgericht hat die Revision zum Bundes-
verwaltungsgericht nicht zugelassen.

Das Urteil hat in den Medien große Resonanz hervorgeru-
fen. Die Möglichkeit, durch Bebauungsplan bestimmte Wa-
rensortimente zum Schutz von Stadtzentren auszusch-
ließen, ist allerdings nicht neu. Sie ist nach § 1 Abs. 9 BauN-
VO zulässig, wenn besondere städtebauliche Gründe dies
rechtfertigen. Das OVG (7. Senat) hat die Anforderungen an
die „besonderen städtebaulichen Gründe“ deutlich praxis-
gerechter formuliert, als dies noch vor wenigen Monaten
in einem Urteil des OVG NRW (10. Senat) der Fall war (Urteil
v. 09.10.2003, Az.: 10a D 76/01; Stadt Rhede).

Die Besonderheit des Sunderner Falls liegt darin, dass das
fragliche Bebauungsplangebiet nicht bloß die Sortimente
aus der Anlage (Teil A) des Einzelhandelserlasses NRW, Nr. 1
bis 10 (Ministerialblatt NRW 1996, S. 922 ff.), ausschließt,
sondern auch kleinflächige Anbieter von Lebensmitteln
und Getränken, also Läden, die üblicherweise als Anbieter
der Nahversorgung häufig auf der Wunschliste der Kom-
munen stehen.

Solche Sortiments-Verbote können nur dann sinnvoll und
rechtmäßig sein, wenn umfangreiche, überzeugende Ein-
zelhandelsgutachten vorliegen, die begründen, dass und
warum solche Eingriffe zum Schutz eines Stadtzentrums
notwendig sind. Wichtig ist, dass das OVG jetzt auch das
Verbot von Warengruppen zulässt, die zurzeit im Stadtzen-
trum noch gar nicht angeboten werden. Das OVG macht
deutlich, dass eine Stadt somit durch ein Verbot bestimm-
ter Warengruppen nicht nur den derzeit vorhandenen Be-
stand im Stadtzentrum schützen kann, sondern auch die
künftige Entwicklung des Stadtzentrums dadurch sicher-
stellen kann, dass bestimmte Sortimente nur im Stadt-
zentrum angesiedelt werden dürfen, nicht aber in Berei-
chen, die die Entwicklung des Zentrums beeinträchtigen
würden.

Az.:II/1 660-00/1 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

427 Pressemitteilung:
Sperrfrist bei Windkraft-Anlagenbau zu kurz

Der Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen be-
grüßt die jüngst vom Bundestag beschlossene Änderung
des Baugesetzbuches. Hiermit wird den Kommunen mehr
Sicherheit bei der Standort-Planung von Windenergie-An-
lagen gegeben. „Damit haben die Initiativen des Städte-
und Gemeindebundes NRW und des Deutschen Städte-
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und Gemeindebundes einen wesentlichen Teilerfolg er-
bracht“, erklärte der Hauptgeschäftsführer des Städte-
und Gemeindebundes NRW, Dr. Bernd Jürgen Schneider ,
heute in Düsseldorf. Gleichwohl müsse die Frist zur
Zurückstellung von Baugesuchen für Windenergie-Anla-
gen auf zwei Jahre verlängert werden.

Windenergieanlagen gehören laut Baugesetzbuch zu den
privilegierten Bauvorhaben im Außenbereich. Kommunen
können in einem Flächennutzungsplan Vorrangzonen - so
genannte Konzentrationszonen - für Windenergie-Anla-
gen festlegen. Außerhalb dieser Vorrangzonen dürfen im
Allgemeinen keine Windenergieanlagen gebaut werden.
Damit soll ein „Wildwuchs“ von Windenergie-Anlagen im
gesamten Außenbereich verhindert werden.

Während des Verfahrens zur Aufstellung oder Änderung
eines Flächennutzungsplans, das oft zwei bis drei Jahre
dauert, hatten die Kommunen bislang keine Möglichkeit,
den Bau von Windenergie-Anlagen zu verhindern. Dies galt
selbst dann, wenn Baugesuche für Windkraft-Anlagen an
Standorten eingereicht werden, bei denen mit großer
Wahrscheinlichkeit feststand, dass sie nach dem künftigen
Flächennutzungsplan nicht zulässig sein würden.

Freilich lässt das neue Baugesetzbuch lediglich die Zurück-
stellung solch kritischer Baugesuche für ein Jahr zu.
„Wegen des zeitaufwändigen Verfahrens wird die Frist von
einem Jahr oft nicht ausreichen“, warnte Schneider. Bei
den wesentlich einfacheren Verfahren zur Erstellung von
Bebauungsplänen gewähre das Baugesetzbuch bereits
heute eine Frist von zwei Jahren - bei Bedarf zu verlängern
um ein weiteres Jahr. „Der Städte- und Gemeindebund
NRW fordert deshalb die Verlängerung der Zurückstel-
lungsfrist auf zwei Jahre“, sagte Schneider. Der kommuna-
le Spitzenverband appelliere an die NRW-Landesregierung
sowie an den gesamten Bundesrat, diese Nachbesserung
in seiner Sitzung am 11. Juni 2004, wenn über das geänder-
te Baugesetzbuch entschieden wird, einzubringen.

Az.:II Mitt. StGB NRW  Juni 2004

Umwelt, Abfall und Abwasser

428 Beitragsrecht und Zwei-Kanäle-Theorie

Das VG Aachen hat mit Urteil vom 13. April 2004 (Az.: 7 K
2208/02) festgestellt, dass dem Kanalanschluss-Beitrags-
satz in der Beitrags- und Gebührensatzung der beklagten
Stadt keine tragfähige Beitragskalkulation zugrunde liegt.
Hintergrund hierfür ist, dass das OVG NRW mit Beschluss
vom 03.11.2000 (- 15 A 2340/97-, KStZ 2001, S. 134 ff.) vorge-
geben hat, bei der Beitragskalkulation sei nunmehr zwin-
gend die Zwei-Kanäle-Theorie anzuwenden und die be-
klagte Stadt keine Beitragskalkulation auf der Grundlage
der Zwei-Kanäle-Theorie vorweisen konnte. Vor diesem
Hintergrund weist die Geschäftsstelle nochmals darauf
hin, dass Beitragskalkulationen, die nicht auf der Grundla-
ge der Zwei-Kanäle-Theorie beruhen, einer verwaltungsge-
richtlichen Überprüfung nicht mehr standhalten. Mithin
muss eine Stadt ihre Beitragskalkulation auf der Grundla-
ge der Zwei-Kanäle-Theorie erneut aufstellen (siehe hierzu
auch die Muster-Beitragskalkulation von Dietzel in: Drie-
haus, Kommunalabgabenrecht, Loseblatt-Kommentar, § 8
Rz. 609). In diesem Zusammenhang wird sich dann auch
zeigen, ob der bisherige Beitragssatz angepasst werden

muss. Im Übrigen ist in diesem Zusammenhang folgendes
anzumerken:

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass die neue Rechtspre-
chung des OVG NRW (Beschluss vom 03.11.2000 - 15 A
2340/97-, KStZ 2001, S. 134 ff.) zur Anwendung der sog.
Zwei-Kanäle-Theorie im Rahmen der Beitragskalkulation
nur für Mischwasserkanäle gilt. Bei Regenwasserkanälen
wird nach wie vor davon ausgegangen, dass die Kosten je
zur Hälfte der Straßenentwässerung und zur anderen Hälf-
te der Grundstücksentwässerung zugeordnet werden dür-
fen (vgl. hierzu in: Driehaus, Kommunalabgabenrecht, Lo-
seblatt-Kommentar, § 8 Rz. 596 und 599).Wegen der neuen
Rechtsprechung des OVG NRW ist es aber auch zwingend
erforderlich, die Beitragskalkulation abzuändern, sofern
die Gemeinde Mischwasserkanäle gebaut hat, da anderen-
falls die Beitragsbescheide wegen einer fehlerhaften Bei-
tragskalkulation durch die Verwaltungsgerichte aufgeho-
ben werden (s.o.).

Unabhängig davon ist es erforderlich, dass die neue Bei-
tragskalkulation im zeitlichen Zusammenhang mit dem
Inkrafttreten der Satzung steht. Soweit die neue Beitrags-
satzung rückwirkend zum 01.01.2001 beispielsweise in
Kraft gesetzt wird, ist es nach diesseitiger Rechtsansicht
durchaus möglich, dieser Beitragssatzung eine Beitrags-
kalkulation für einen Kalkulationszeitraum von 1998 bis
2002 zugrunde zu legen, weil in diesem Fall die Beitrags-
kalkulation noch mit dem Inkrafttreten der Satzung in
einem zeitlichen Zusammenhang steht.

Nach Dietzel (in: Driehaus, a.a.O., § 8 Rz. 600) braucht der
zu ermittelnde Kostenanteil für die Straßenentwässerung
nicht unter Einbeziehung der Mischwasserkanäle in allen
Erschließungsgebieten errechnet zu werden, in denen
durch Kanalbaumaßnahmen ein Aufwand entsteht. Dieses
gebietet weder § 128 Abs. 1 Nr. 2 Baugesetzbuch noch § 8
Abs. 4 Satz 3 KAG NRW für den durch Anschlussbeiträge zu
deckenden Aufwand. Vielmehr ist es zulässig, den Kosten-
anteil auf der Grundlage gesicherter Erfahrungswerte zu
schätzen. Die Schätzung kann in der Weise erfolgen, dass
durch eine Vergleichsberechnung der Straßenentwässe-
rungskostenanteil nur für einige für das Gemeindegebiet
repräsentativen Straßenzüge errechnet und der errechne-
te Vom-Hundert-Satz auf dem (veranschlagten) Ge-
samtaufwand der Anlage angewendet wird, welcher als
Grundlage für die Ermittlung des Beitragssatzes dient.

Für die hier zu treffende Auswahl sind solche Mischwasser-
kanäle repräsentativ, deren Kostensituation im Hinblick
auf Dimensionen,Verlegungstiefe und topographische Ge-
gebenheiten für das Gemeindegebiet typisch ist. Wird der
Aufwand nach den durchschnittlichen Aufwendungen
i.S.d. § 8 Abs. 4 Satz 3 KAG veranschlagt, muss es sich um
solche Kanäle handeln, deren Aufwand bei der Ermittlung
des beitragsfähigen Aufwandes berücksichtigt wurde, weil
ihre Herstellung in den Kalkulationszeitraum fällt. Denn
nur damit ist sichergestellt, dass der Betrag, der den wirt-
schaftlichen Vorteil der Gemeinde zuzurechnen ist, auf
derselben Grundlage berechnet wird wie der durchschnitt-
liche Aufwand für die gesamte Einrichtung, von dem er
nach § 8 Abs. 4 Satz 4 KAG NRW abzusetzen ist.

Ist das Kostenverhältnis einmal auf der Grundlage in die-
sem Sinne repräsentativer Mischwasserkanäle ermittelt
worden, kann dieses auch für die zukünftigen Kanalisie-
rungsmaßnahmen zugrunde gelegt werden. Denn es ist
davon auszugehen, dass die Preisentwicklung für jede ein-
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zelne Teilanlage gleich ist, sich das Kostenverhältnis also
nicht ändert (solange nicht andere technische Anforderun-
gen an den Qualitätsstandard oder die Bauweise mit Aus-
wirkung auf die Kosten der einzelnen Teilanlage gestellt
werden). Deshalb sieht es Dietzel als zulässig an, bei einer
Beitragskalkulation mit einem anderen Veranschlagungs-
zeitraum von einer neuen Berechnung der Straßenentwäs-
serungskostenanteils abzusehen und statt dessen das be-
reits früher ermittelte Kostenverhältnis (ggf. unter Berück-
sichtigung der inzwischen eingetretenen Preisentwick-
lung) fortzuschreiben.

Ausgehend hiervon kann allerdings eine durchgeführte
Vergleichsberechnung auf der Grundlage der Zwei-Kanäle-
Theorie bei nur einer einzigen Kanalbaumaßnahme im
Zweifelsfall nicht als ausreichend angesehen werden.
Denn ein einziger Mischwasserkanal kann nicht als reprä-
sentativ angesehen werden. Es sollte demnach zumindest
für mehrere Mischwasserkanäle eine Berechnung erfol-
gen, wobei diese Mischwasserkanäle repräsentativ sein
müssen, d.h. deren Kostensituation muss im Hinblick auf
Dimension,Verlegungstiefe und topographische Gegeben-
heiten für das Gemeindegebiet typisch sein. Im Zweifels-
fall würde es sich anbieten, auch für die anderen in dem
Kalkulationszeitraum gebauten Mischwasserkanäle rein
vorsorglich eine Vergleichsberechnung durchzuführen,
weil hierdurch die Gefahr einer mangelnden Repräsentati-
vität der einen zugrunde gelegten Kanalbaumaßnahme
ausgeschlossen werden kann.

Az.: II/2 24-22 qu/g Mitt. StGB NRW  Juni 2004

429 Bundesgerichtshof zur Duldung 
von Abwasserleitungen

Der Bundesgerichtshof hat – wie jetzt bekannt geworden
ist - mit Urteil vom 31. Januar 2003 (Az.: BGH V ZR 143/02)
entschieden, dass ein Grundstückseigentümer keinen Be-
seitigungsanspruch im Hinblick auf eine sein Grundstück
durchquerende private Abwasserleitung hat, über die das
Abwasser eines Nachbargrundstücks der öffentlichen Ab-
wasseranlage zugeführt wird. Der Bundesgerichtshof ver-
neinte in dem entschiedenen Fall einen Beseitigungsan-
spruch aus § 1004 BGB aufgrund der besonderen Umstän-
de des Einzelfalles. Diese lagen u.a. darin begründet, dass
die Abwasserleitung vor mehreren Jahrzehnten durch das
Grundstück des Klägers verlegt worden war und alle heuti-
gen Grundstücke aus einem Gesamtgrundstück hervorge-
gangen waren. Eine Sicherung der privaten Abwasserlei-
tung durch Eintragung einer Grunddienstbarkeit zu Lasten
des klägerischen Grundstücks erfolgte in der Vergangen-
heit nicht. Bei dieser Sachverhaltskonstellation vertritt der
Bundesgerichtshof die Auffassung, dass der Grundstücks-
eigentümer, durch dessen Grundstück die private Abwas-
serleitung des Nachbargrundstückes verläuft, verpflichtet
ist, diese zu dulden. Dabei stellt der Bundesgerichtshof
maßgeblich darauf ab, dass der Kläger die von ihm jetzt be-
anstandete Lage der Abwasserleitung bei Erwerb seines
Grundstückes so vorgefunden und sein Grundstück mit
diesem situationsbedingten Nachteil erworben hat.
Außerdem liege die private Abwasserleitung in einem
Streifen seines Grundstücks, der wegen der einzuhalten-
den Abstandsflächen nur eingeschränkt nutzbar sei. Die
Duldungspflicht ergebe sich insbesondere aber daraus,
dass ursprünglich alle Grundstücke zu einem Gesamt-
grundstück gehört haben und deshalb die betroffenen

Grundstückseigentümer, die ihr Abwasser über fremde
Grundstücke ableiten, auf den Fortbestand des tatsächli-
chen Entsorgungszustandes hätten vertrauen können. Er-
gänzend weist der Bundesgerichtshof darauf hin, dass es
keiner Entscheidung bedurfte, ob der Kläger die private Ab-
wasserleitung und seine weitere Nutzung ohne Ausgleich
hinnehmen muss oder ob die Beeinträchtigung das zu-
mutbare Maß einer entschädigungslos hinzunehmenden
Einwirkung übersteige und dem Kläger deshalb ein nach-
barrechtlicher Ausgleichsanspruch zuzubilligen sei. Denn
der Kläger habe einen solchen Ausgleich nicht beantragt.

Die Geschäftsstelle weist ergänzend darauf hin, dass es
weiterhin unerlässlich ist, Grunddienstbarkeiten für öf-
fentliche und private Abwasserleitungen einzutragen,
damit im Falle eines Eigentümerwechsels Streitigkeiten
erst gar nicht entstehen können (siehe hierzu auch: OVG
NRW, Urteil vom 2.3.2004 - Az.: 15 A 1151/02 - , Mitt. StGB
NRW 2004, Nr. 304, S. 136). Dabei ist auch zu berücksichti-
gen, dass die Fallkonstellation, die der Bundesgerichtshof
mit Urteil vom 31. Januar 2003 (Az.: BGH V ZR 143/02) ent-
schieden hat, einen Ausnahmefall darstellen dürfte, zumal
hier mehrere Grundstücke aus einem Gesamtgrundstück
entstanden waren und die Abwasserleitung über mehrere
Jahrzehnte ohne grundbuchrechtliche Sicherung auf dem
Grundstück des Klägers verlegt war und benutzt worden
ist.
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430 Bundesgerichtshof zur Haftung 
für Grundwasserschäden

Der Bundesgerichtshof hat mit Beschluss vom 29. April
2004 (Az.: III ZR 31/03) das Urteil des Oberlandesgerichtes
Düsseldorf vom 18.12.2002 (Az.: 18 U 88/02) bestätigt, wo-
nach eine Stadt nicht Schadensersatz dafür leisten muss,
dass durch Grundwasser Schäden an einem Wohngebäude
entstehen (vgl. hierzu auch: Mitt. StGB NRW 2003 Nr. 623,
S. 270f.). Das OLG Düsseldorf hatte in seinem Urteil vom
18.12.2002 ausgeführt, dass es Sache des Bauherrn sei, sich
gegen drückendes Grundwasser durch entsprechende
Bauweise und Isolierung zu schützen und im Rahmen der
Planung eines Kellergeschosses untersuchen zu lassen, ob
eine Grundwassergefährdung bestehe. Aus diesem Grun-
de käme es auch nicht darauf an, ob die beklagte Stadt die
von ihr entworfenen Merkblätter lückenlos versandt habe.
Die Merkblätter dienten allein dazu, die Bürgerinnen und
Bürger auf die ihnen allein obliegende Verpflichtung zu er-
innern, ihre Häuser hinsichtlich der Grundwasserverhält-
nisse fachgerecht zu planen und auszuführen. Das OLG
Düsseldorf stellte zudem klar, dass der Schutzzweck dieser
allgemeinen Verpflichtung nicht darin bestehen würde,
die Verantwortung der durch die Grundwasserverhältnisse
naturbedingt gegebenen Bau- und Bodenrisiken vom Bau-
herrn auf die Stadt zu verlagern. Die Stadt habe daher auch
gegenüber denjenigen Bauherren, die das Merkblatt sein-
erzeit nicht bekommen hätten, nicht dafür einzustehen,
wenn diese Bauherren die Grundwasserverhältnisse bei Er-
richtung ihres Hauses nicht erforscht hätten und deshalb
keine wasserdichten Keller gebaut hätten.

Der Bundesgerichtshof hat diese Rechtsprechung nun-
mehr mit seinem Beschluss vom 29. April 2004 (Az.: III ZR
31/03) bestätigt. Der Bundesgerichtshof stellt in seinem
Beschluss klar, dass die Rechtsache weder grundsätzliche
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Bedeutung habe, noch sei eine Entscheidung zur Fortbil-
dung des Rechts oder zur Sicherung einer einheitlichen
Rechtsprechung erforderlich. Das OLG Düsseldorf habe die
aufgezeigten Rechtsfragen auf der Grundlage der Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofes zutreffend beantwor-
tet. Damit bleibt der Bundesgerichtshof bei seiner bisheri-
gen Rechtsprechung insbesondere auch zu den Altlasten-
fällen. Demnach handelt es sich bei Grundwasserein-
brüchen um vorhersehbare und beherrschbare Gefahren,
die dem Verantwortungsbereich des Bauherrn zuzuordnen
sind. Der Bundesgerichtshof schließt sich damit auch der
vom Oberlandesgericht Düsseldorf geäußerten Auffas-
sung an, dass die aus dem Grundwasser ableitbaren Ge-
fahren für die Gesundheit nicht unmittelbar aus der Bo-
denbeschaffenheit des Plangebietes resultieren. Bei einer
fachgerechten Planung und Errichtung des Bauvorhabens
seien diese vielmehr nicht eingetreten. Das Risiko für eine
fachgerechte Planung des Hauses trage aber ausschließ-
lich der Bauherr.
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431 Kanalanschlussbeitrag und Hinzuerwerb 
einer Grundstücksfläche

Das OVG NRW hatte in der Vergangenheit entschieden,
dass die Zusammenfassung von Buchgrundstücken zu
einer wirtschaftlichen Einheit auf der Grundlage des wirt-
schaftlichen Grundstücksbegriffs des OVG NRW davon ab-
hängt, ob zwischen zwei Buchgrundstücken ein Mindest-
maß an rechtlicher Zusammengehörigkeit besteht. Ob
eine solche Zusammengehörigkeit gegeben ist, ist nach
dem OVG NRW an der zulässigen baulichen Nutzung der
zusammenzufassenden Grundstücke zu messen. Eine le-
diglich tatsächliche gemeinsame Nutzung hat keine recht-
liche Bedeutung (vgl. OVG NRW, Beschluss vom 09. Juni
1998 – Az.: 15 A 6852/95 -, NWVBl 1999, S. 25). Das OVG NRW
hat nunmehr mit Urteil vom 02. März 2004 (Az.: 15 A
1151/02) entschieden, dass ein Mindestmaß an rechtlicher
Zusammengehörigkeit auch dann bestehen kann, wenn
zwei Buchgrundstücke durch eine Vereinigungsbaulast
verbunden sind und deshalb diese Buchgrundstücke (Flur-
stücke) auch tatsächlich einheitlich benutzt werden.
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432 Ortsnahe Regenwasserbeseitigung

In der jüngsten Zeit ist die Frage aufgeworfen worden, ob
die Prüfung nach § 51 a Abs. 1 LWG NRW (Möglichkeit der
ortsnahen Regenwasserversickerung auf einem privaten
Grundstück) baugrundstücksscharf durchzuführen ist.
Hierzu wird auf folgendes hingewiesen:

Diesseits wird die Regelung in § 51 a Abs. 1 LWG NRW dahin
verstanden, dass der abwasserbeseitigungspflichtigen Ge-
meinde im Rahmen des § 51 a Abs. 1 LWG NRW ein Ent-
scheidungs- und Beurteilungsspielraum zugestanden wer-
den muss (vgl. Queitsch, ZKF 2002, S. 170ff., S.170). Die ab-
wasserbeseitigungspflichtige Gemeinde hat gem. § 51 a
Abs. 1 LWG NRW bei Grundstücken, die nach dem
01.01.1996 erstmals bebaut, befestigt oder an die gemeind-
liche Kanalisation angeschlossen werden, zu prüfen, ob
das Wohl der Allgemeinheit beeinträchtigt wird, wenn auf
diesen Grundstücken Regenwasser ortsnah z.B. durch Ver-
sickerung beseitigt wird. Ergibt sich bei dieser Prüfung,

dass z. B. eine Regenwasserversickerung überwiegend in
dem betroffenen Gebiet (z.B. einem Neubaugebiet) nicht
möglich ist, so hat allein die Gemeinde die Entscheidungs-
gewalt darüber, eine anderweitige Form der Regenwasser-
beseitigung vorzusehen. Diese kann z.B. darin bestehen,
dass das Regenwasser über einen Regenwasserkanal orts-
nah in ein Gewässer (in einen sog. Vorfluter) eingeleitet
wird (so auch: Ziffer 2.2.3 der Runderlasses des Umweltmi-
nisteriums NRW vom 18.5.1998 zu § 51 a LWG NRW, MBl.
1998, S. 654ff., S. 655).

Dass ein solcher Entscheidungs- und Beurteilungsspiel-
raum besteht, ergibt sich zum einen daraus, dass eine Ge-
meinde grundsätzlich die ihr obliegende Abwasserbeseiti-
gungspflicht nach § 53 Abs. 1 LWG NRW erfüllen muss und
in Folge hierzu diese Abwasserbeseitigungspflicht auch
umfasst, eine ordnungsgemäße und auf Entsorgungssi-
cherheit angelegte Abwasserbeseitigung zu gewährlei-
sten. Wird hiernach durch ein von der Stadt in Auftrag ge-
gebenes hydrogeologisches Gutachten die Möglichkeit der
Regenwasserversickerung auf den privaten Grundstücken
in einem Entwässerungsgebiet überwiegend verneint, so
hat die abwasserbeseitigungspflichtige Gemeinde das Be-
urteilungs- und Entscheidungsrecht für das gesamte Bau-
gebiet zu bestimmen, dass eine ortsnahe Regenwasserbe-
seitigung nicht stattfindet, selbst wenn auf einzelnen
Grundstücken eine Regenwasserbeseitigung möglich sein
kann. Anderenfalls wäre eine geordnete Abwasserbeseiti-
gung durch den rechtzeitigen Bau von Kanälen unter pla-
nungstechnischen und unter erschließungstechnischen
Gesichtspunkten nicht mehr gewährleistet.

Sollen nämlich Grundstücke als Bauland zur Verfügung ge-
stellt werden, so muss bereits im Vorfeld, d.h. vor Beginn
der Bebauung, definitiv und abschließend geklärt sein, wie
die straßentechnische und abwassertechnische Er-
schließung dieser Grundstücke zu erfolgen hat. Dieses ist
auch deshalb erforderlich, damit die entsprechenden
Kanäle gebaut werden können und durch Sicherstellung
der abwassertechnischen Erschließung mit der Bebauung
der Grundstücke begonnen werden kann. Denn regel-
mäßig werden vor dem Beginn der Bebauung die Abwas-
serkanäle und die künftigen Erschließungsstraßen
(zunächst als Baustraßen) hergerichtet. Eine baugrund-
stückscharfe Überprüfung dahin, ob eine Versickerung auf
dem jeweiligen Grundstück möglich ist oder nicht ist be-
reits aus diesen vorstehenden praktischen Erwägungen
heraus nicht möglich.

Zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass Bauträgergesell-
schaften, Bauunternehmer oder auch Grundstücksmakler
oftmals große Grundstücks-Parzellen in Neubaugebieten
erwerben, um diese anschließend in kleinere Parzellen zu
zerteilen und an viele Erwerber von Neubauten weiter zu
veräußern. Auch dieser Umstand zeigt, dass es einer Kom-
mune nicht möglich ist, baugrundstücksscharf die Frage
der Versickerungsfähigkeit auf einzelnen Grundstücken zu
klären. Dieses hat der Landesgesetzgeber in § 51 a Abs. 1
LWG NRW auch offensichtlich nicht als Ziel verfolgt. Viel-
mehr ist in § 51 a Abs. 1 LWG NRW die Regenwasserbeseiti-
gung durch Verrieselung, Versickerung und ortsnahe Ein-
leitung gleichberechtigt nebeneinander gestellt worden,
sodass auch andere Varianten der ortsnahen Regenwas-
serbeseitigung einschließlich der Errichtung von Regen-
wasserkanälen vorgesehen worden ist. Dieses ergibt sich
auch ausdrücklich aus Ziffer 2.2.3 und 2.2.4 der o.g. Runder-
lasses zu § 51 a LWG NRW. In Ziffer 2.2.4 wird unter dem Ge-
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sichtspunkt „Wohl der Allgemeinheit“ ausdrücklich ausge-
führt, dass sich Beurteilungen nicht nur am Einzelgrund-
stück, sondern am gesamten Entsorgungsbereich auszu-
richten haben. Im Einzelfall könne es z.B. nicht gemein-
wohlverträglich sein, punktuelle Versickerungen vorzuse-
hen, wenn eine Kommune den Maßgaben des § 51 a LWG
NRW durch geeignete Beseitigungsverfahren, die den Be-
langen des Grundwasserschutzes stärker Rechnung tragen
würden, nachkommen könne (z.B. ortsnahe Einleitung mit-
tels eines Regenwasserkanals; Ziffer 2.2.4 der Runderlasses
des Umweltministeriums NRW vom 18.5.1998 zu § 51 a LWG
NRW, MBl. 1998, S. 654ff., S. 655).

Vor diesem Hintergrund reicht es grundsätzlich aus, wenn
bezogen auf das Entsorgungsgebiet bzw. Entwässerungs-
gebiet, welches zukünftig bebaut werden soll, generell ab-
geklärt wird, ob eine ortsnahe Regenwasserbeseitigung
auf den privaten Grundstücken möglich ist oder nicht. Eine
Verpflichtung zur baugrundstücksscharfen Untersuchung
der Versickerungsfähigkeit lässt sich dem Gesetz mithin
nicht entnehmen (vgl. hierzu auch: Queitsch in ZKF 2002, S.
170 ff., Seite 170; Queitsch in: Hamacher/Lenz/Queitsch/
Schneider/Stein/Thomas. KAG NRW, Lose-Blatt-Kommen-
tar, § 6 Rz. 117 ff., 120 f.).
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433 OVG NRW zum Anspruch auf Erweiterung 
der Abwasseranlage

Das OVG NRW hat mit Beschluss vom 30.04.2004 (Az.: 15 A
1130/04) entschieden, dass ein Grundstückseigentümer
keinen Anspruch auf Erweiterung der öffentlichen Abwas-
seranlage hat. Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt
zugrunde: Der Kläger, dessen Grundstück am Ende einer
Straße liegt, in der nur am Anfang ein Kanal der gemeindli-
chen Entwässerungsanlage vorhanden ist, verlangte von
der Gemeinde, den Kanal bis vor sein Grundstück weiterzu-
führen. Das OVG NRW lehnte dieses Ansinnen des Klägers
ab.

Nach dem OVG NRW ergibt sich ein Anspruch eines Grund-
stückseigentümers auf Verlegung des Kanals vor seinem
Grundstück nicht aus dem Kommunalrecht. Zwar schreibt
§ 8 Abs. 1 GO NRW vor, dass die Gemeinden innerhalb der
Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit die für die wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Betreuung ihrer Einwohner er-
forderlichen öffentlichen Einrichtungen schaffen. Es könne
dahinstehen – so das OVG NRW -, ob die Vorschrift alleine
eine Aufgabenzuweisung enthalte oder auch die objektiv-
rechtliche Pflicht begründe, solche Einrichtungen zu schaf-
fen oder zu erweitern. Jedenfalls bestünde eine solche
Pflicht allein im öffentlichen Interesse der Daseinsvorsor-
ge, nicht jedoch im Interesse einzelner Grundstücksei-
gentümer. Auch aus § 8 Abs. 2 und 3 GO NRW lasse sich – so
das OVG NRW - für den geltend gemachten Anspruch
nichts herleiten, da diese Vorschrift nur das Recht auf Be-
nutzung (vorhandener) öffentlicher Einrichtungen regele,
aber keinen Rechtsanspruch auf deren Schaffung und Er-
weiterung beinhalte.

Ebenso ergibt sich nach dem OVG NRW kein Anspruch aus
§ 53 Abs. 1 Satz 1 Landeswassergesetz NRW. Nach dieser
Vorschrift hätten zwar die Gemeinden das auf ihrem Ge-
biet anfallende Abwasser zu beseitigen und die dazu not-
wendigen Anlagen (Abwasseranlagen) zu betreiben. Nach
§ 53 Abs. 1 Satz 3 Landeswassergesetz NRW hätten die Ge-

meinden, soweit dieses noch erforderlich sei, die notwen-
digen Abwasseranlagen in angemessenen Zeiträumen zu
errichten und zu erweitern. Auch diese Vorschrift bestehe
jedoch alleine im Interesse der Allgemeinheit an einer
schadlosen Abwasserbeseitigung. Ansprüche des einzel-
nen Grundstückseigentümers auf Herstellung oder Erwei-
terung der Abwasserbeseitigungsanlage würden sich aus
dieser Vorschrift nicht ergeben.
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434 VG Lüneburg zur energetischen 
Verwertung in MVA

Das Verwaltungsgericht Lüneburg (VG Lüneburg) hat in
einem jetzt bekannt gewordenen Urteil vom 20.11.2003
(Az.: II A 118/02 - nicht rechtskräftig) entschieden, dass eine
energetische Verwertung von Abfällen in einem Müllheiz-
werk auch unter Berücksichtigung der neuen Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs (Urteile vom
13.02.2003 - Az.: C 228/00 - „Belgischer Zementofen“,
NVwZ 2003, S. 455, und - Az.: C 458/00 - „MHV Straßburg“,
NVwZ 2003, S. 457)) zulässig ist.

Unter Berufung auf die Entscheidung des Europäischen
Gerichtshofes vom 13.02.2003 (Belgische Zementöfen - Az.:
C 228/00 -) stellt das Verwaltungsgericht Lüneburg fest,
dass es für die Abgrenzung zwischen Beseitigungs- und
Verwertungsverfahren auf das Mindestheizwertkriterium
(11.000 kJ/kg) des § 6 Abs. 2 KrW-/AbfG nicht mehr ankom-
me. Denn durch den Europäischen Gerichtshof sei klarge-
stellt worden, dass eine energetische Verwertung von Ab-
fällen auch dann angenommen werden könne, wenn der
Heizwert unter 11.000 kJ/kg liege. Insofern sei § 6 Abs. 2
KrW-/AbfG im Einklang mit dem europäischen Abfallrecht
gemeinschaftsrechtskonform auszulegen.

Bei der Anwendung der vom Europäischen Gerichtshof
aufgestellten Kriterien für die Zulässigkeit der energeti-
schen Verwertung von Abfällen stellt das VG Lüneburg
fest, dass die positive Energiebilanz des Müllheizwerks in
Bremen im Sinne eines nutzbaren Energieüberschusses bei
der Verbrennung der Abfälle erfüllt sei, weil 99 % der er-
zeugten Energie aus Abfällen stammen würden. Von der in
das Fernwärmenetz eingespeisten Wärmemenge kämen
96 % aus dem Verbrennungsprozess im Müllheizwerk.
Zudem bestünden Wärmelieferungsverträge für das Müll-
heizkraftwerk, so dass eine energetische Verwertung an-
genommen werden könne. Damit - so das VG Lüneburg -
sei eine energetische Verwertung der anfallenden ge-
brauchten Inkontinenzartikel aus der Seniorenbetreuungs-
einrichtung der Klägerin gegeben.

Die Geschäftsstelle weist ergänzend darauf hin, dass das
Urteil des VG Lüneburg nicht rechtskräftig ist.

Das Verfahren ist durch den beklagten Landkreis dem
Oberverwaltungsgericht in Lüneburg zur Prüfung unter-
breitet worden. Das Urteil des VG Lüneburg steht im Wi-
derspruch zu den Urteilen des OVG Saarland (Urt. v.
22.08.2003, Az.: 3 R 1/03 - 3 Q 71/071 - ) und des VG Stuttgart
(Urt. v. 21.10.203, Az.: 13 K 4448/99; ebenfalls nicht rechts-
kräftig), wonach eine energetische Verwertung in Müllver-
brennungsanlagen unter Bezugnahme auf die Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofes für unzulässig er-
klärt worden ist. In diesem Zusammenhang ist darauf hin-
zuweisen, dass das VG Lüneburg auch die von der Länder-
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arbeitsgemeinschaft Abfall mit Beschluss vom 24./
25.09.2003 aufgestellten Kriterien nicht einer Prüfung un-
terzogen hat. Zu diesen Kriterien gehört, dass der Einsatz
von Primärenergiequellen in einer Müllverbrennungsanla-
ge technisch möglich ist und bestehende Energieliefer-
pflichten den Betrieb der konkreten Müllverbrennungsan-
lage mit Primärenergiequellen erfordern, sofern keine Ab-
fälle zum Einsatz kommen. Das VG Lüneburg lässt insoweit
das Vorliegen einer positiven Energiebilanz und das Beste-
hen eines Wärmelieferungsvertrages für die Einstufung
der Verbrennung von Inkontinenzsystemabfällen in einem
Müllheizwerk als Verwertungsverfahren ausreichen. Aus-
gehend hiervon wird abzuwarten sein, ob das OVG Lüne-
burg der Rechtsprechungslinie des VG Lüneburg oder der
Rechtsprechungslinie des OVG Saarlandes folgt und wie
zukünftig gegebenenfalls das Bundesverwaltungsgericht
entscheiden wird.
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435 VG Minden zu Selbstüberwachungsverordnung
Kanal und Abwasserabgabe

Das VG Minden hat mit Urteil vom 25. Februar 2004 (Az.: 11
K 5118/03 – nicht rechtskräftig) entschieden, dass eine Ab-
gabefreiheit der Einleitung von Niederschlagswasser bei
der Erhebung der Abwasserabgabe in rechtmäßiger Weise
nicht gewährt worden ist, wenn die betreffende Gemeinde
die Anforderungen nach der Verordnung zur Selbstüber-
wachung von Kanalisationen und Einleitungen von Ab-
wasser aus Kanalisationen im Misch- und Trennsystem
vom 16.01.1995 (Selbstüberwachungsverordnung Kanal –
SüwV Kan, GV NRW 1995, S. 64 ff.) nicht eingehalten hat.
Gem. § 2 Abs. 1 der Selbstüberwachungsverordnung Kanal
hat der Betreiber eines Kanalisationsnetzes dieses auf Zu-
stand und Funktionsfähigkeit selbst zu überwachen. Aus
Nr. 8 der Anlage zur Selbstüberwachungsverordnung
Kanal ergebe sich, dass zur Prüfung von Regenklärbecken,
Regenüberlaufbecken, Stauraumkanälen und Regenrück-
haltebecken u.a. eine hydraulische Kalibrierung der Dros-
seleinrichtungen gehöre. Die Art dieser Prüfung sei die
Kennlinienüberprüfung nach Angaben des Herstellers. Bei
Abweichung der Drosselwassermenge um mehr als 20 %
vom Sollwert sei nach Nr. 8 der Anlage zum Runderlass des
Umweltministeriums vom 3.1.1995 – MBl. NRW 1995, S.
250ff.) die Sanierung der Drosseleinrichtungen innerhalb
eines Jahres vorzunehmen.

Diese Vorgabe kann nach dem VG Minden durch eine
reine Funktionsprüfung, die keine hydraulische Drossel-
kalibrierung darstellt, nicht erfüllt werden. Vielmehr ist
eine Prüfung der Funktionsfähigkeit der Drosselorgane
in Nr. 8 der Anlage zur Selbstüberwachungsverordnung
Kanal gesondert vorgesehen. Hiernach reicht nach dem
VG Minden eine Prüfung im Hinblick auf Zustand, Funkti-
onstüchtigkeit und Stellung der Blendenöffnungen der
Drosseleinrichtungen nicht aus, denn die sog. Kalibrie-
rung hat nach dem VG Minden eine hydraulische (= mit
Wasserdruck) zu sein. Nicht ausreichend sind aus diesem
Grund nur Messungen der Blendenöffnungen ohne Prü-
fung des Verhaltens beweglicher Stellelemente während
des Ablaufs und reine Funktionsprüfungen der Drosseln
im Hinblick auf Reibung und Gangbarkeit. Eine hydrauli-
sche Kalibrierung erfordere nach Sinn und Zweck jeden-
falls im Hinblick auf die Drosseln eine messtechnische
Kontrolle des Abflusses aus der Drossel unter realen Be-

triebszuständen. Nur so könne überprüft werden, ob die
Drosseleinrichtungen unter den Bedingungen unter-
schiedlichen Wasserdrucks den Abfluss entsprechend der
wasserrechtlichen Genehmigung regeln bzw. steuern. Es
wird abzuwarten sein, ob das OVG NRW diese Rechtspre-
chung bestätigt.
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Buchbesprechungen

Kommentar zum Gesetz über das Friedhofs- und
Bestattungswesen NRW
Gesetz über das Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestat-
tungsgesetz – BestG NRW), Kommentar, 2003, kartoniert,
170 Seiten, Format 16,5 x 23,5 cm, Preis 18,40 e, Kommunal-
und Schul-Verlag GmbH & Co. KG, Postfach 36 29, 65026
Wiesbaden, ISBN 3-8293-0671-7, Autoren Dr. Matthias Men-
zel/Claus Hamacher.

Die bisherigen Regelungen des Friedhofs- und Bestat-
tungswesens waren in zahlreichen Gesetzen und Verord-
nungen enthalten. Teilweise wurde noch auf nicht mehr
zeitgemäßes Recht aus dem 18. und 19. Jahrhundert
zurückgegriffen. Mit dem vom Landtag NRW am 4. Juni
2003 beschlossenen Gesetz über das Friedhofs- und Be-
stattungswesen (Bestattungsgesetz – BestG NRW) erfolg-
te in Nordrhein-Westfalen nun erstmals eine Zusammen-
fassung der Vorschriften des Friedhofs- und Bestattungs-
wesens in einem Gesetz.

Das neue Bestattungsgesetz NRW führt nicht nur zu einer
Rechtsvereinheitlichung, sondern auch zu einer erhebli-
chen Reduzierung der bisherigen Bestimmungen zu die-
sem Rechtsgebiet. Dies hat zur Folge, daß manche Vor-
schriften sehr knapp gefaßt sind, so daß sich deren Rege-
lungsgehalt nicht ohne weiteres aus dem Wortlaut des Ge-
setzes erschließt.

Um so wichtiger sind klare und eindeutige Informationen,
die dem/der Leser/in den sicheren Umgang mit dieser
neuen Rechtsmaterie gewährleisten. Der vorliegende
Kommentar ist betont praxisnah, anschaulich und leicht
verständlich aufbereitet. Bei den Erläuterungen zu den
einzelnen Vorschriften wird genau dargestellt, welche Ver-
änderungen sich zur bisherigen Rechtslage konkret erge-
ben. Der eigentlichen Kommentierung ist eine informative
Einleitung vorangestellt.

Die Kommentierung basiert auf der von Claus Hamacher
M. Jur., Beigeordneter beim Städte- und Gemeindebund
NRW, verfaßten Darstellung „Friedhofs- und Bestat-
tungswesen in Nordrhein-Westfalen“. Die völlig überar-
beitete Neufassung und Kommentierung erfolgte durch
Dr. iur. Matthias Menzel, Referent beim Städte- und Ge-
meindebund NRW. Beide Autoren verfügen über um-
fängliche Beratungspraxis zum Friedhofs- und Bestat-
tungswesen und waren in das Gesetzgebungsverfahren
eingebunden.

Aus praktischen Erwägungen wurde der Kommentierung
der Gesetzestext im Zusammenhang vorangestellt. Ein
praxisdienlicher Anhang enthält begleitende Rechtsvor-
schriften und eine Friedhofsmustersatzung. Ein systema-
tisch gegliedertes Inhaltsverzeichnis , ein übersichtliches
Abkürzungs- und Literaturverzeichnis und ein ausführli-
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ches Stichwortverzeichnis führen zielsicher zu den jeweils
gewünschten Informationen.

Wer ebenso aktuell und kompetent wie praxisnah und
zuverlässig über die Neuregelungen zum Friedhofs- und
Bestattungswesen informiert sein will – zu denken ist
hier insbesondere an die gesamte Kommunalverwal-
tung, alle Friedhofsverwaltungen, die Polizei- und Ord-
nungsbehörden, Bestattungsinstitute, Kirchen, Fried-
hofs-Dienstleister, Verwaltungsgerichte und Rechtsan-
wälte, aber auch alle interessierten Einzelpersonen -, soll-
te den Praxis-Kommentar Bestattungsgesetz NRW zur
Hand haben.

Az.:IV/2-873-00 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

Beamtenrecht Nordrhein-Westfalen
Kommentar, begründet von H. Korn, fortgeführt von H.D.
Tadday, Dipl.-Verwaltungswirt im Innenministerium NRw,
115. Erg.-Lief., 284 Seiten, DIN A 5, Loseblattsammlung,
Grundwerk eingeordnet bis zum Liefertag 2.360 Seiten, in
zwei Ordnern, 88,00 EUR, ISBN 3-7922-0150-X, Verlag
Reckinger & Co., Siegburg.

Diese Lieferung berücksichtigt u.a. die umfangreichen Än-
derungen im Bereich des Beihilfenrechts (Verordnung und
Verwaltungsverordnung). Sie enthält darüber hinaus neue
Hinweise u.a. zu Teilzeitbeschäftigung, Beurlaubung und
Elternzeit.

Az.:I/1 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

Beihilfevorschriften
Unterstützungsgrundsätze, Vorschußrichtlinien und son-
stige Fürsorgebestimmungen, Kommentar, begr. Von Köh-
nen/Schröder, fortgef. Von U. Amelungk, Oberamtsrat im
Finanzministerium NRW, 49. Erg.-Lief., 342 Seiten, Loseblat-
tausgabe, Grundwerk eingeordnet bis zum Liefertag 2.505
Seiten, in zwei Ordnern 104,00 EUR, ISBN 3-7922-0152-6,
Verlag Reckinger & Co., Siegburg 

Mit dieser Lieferung werden die beihilferechtlichen Vor-
schriften sowie die Bestimmungen des Fünften, Sechsten
und Elften Buches Sozialgesetzbuch auf den Stand
1.1.2004 gebracht. Die auf die Bedürfnisse der Praxis ab-
gestellten und mit vielen Beispielen versehenen Erläute-
rungen machen diesen Kommentar zu einem zuverlässi-
gen Handbuch für Festsetzungsstellen und Beihilfebe-
rechtigte.

Az.:I/1 047-00-1 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

Bundesbesoldungs- und Landesbesoldungsrecht
NRW
Kommentar, begründet von G. Schubert und H.-J. Wirth,
fortgeführt von E. Pilz, Oberamtsrat unter Mitarbeit von U.
Kolbe, Amtsrat, beide im Innenministerium des Landes
NRW. 89. Erg.-Lief., 396 Seiten, DIN A 5, Loseblattsamm-
lung, Grundwerk eingeordnet bis zum Liefertag 3.647 Sei-
ten, in drei Ordnern 116,00 EUR, ISBN 3-7922-0151-8, Verlag
Reckinger & Co., Siegburg 

Diese Lieferung berücksichtigt die umfangreichen Ände-
rungen auf Grund des Bundesbesoldungs- und –versor-
gungsanpassungsgesetzes 2003/2004. Die sich aus der
neuen Rechtslage ergebenden Konsequenzen mit dem

Wegfall des Urlaubsgeldes und der bundesgesetzlichen
Sonderzuwendung sind in den Erläuterungen dargestellt.

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Einarbeitung, der
vielfältigen Änderungen des Kindergeldrechts im Jahr 2003.

Az.:I/1 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

Doppelte Buchführung in der 
Kommunalverwaltung
Basiswissen für das „Neue Kommunale Finanzmanagement“
(NKF) mit Aufgaben und Lösungen von Dr. Mark Fudalla, Man-
fred zur Mühlen, Christian Wöste, 2004, XVI, 258 Seiten, mit
zahlreichen Abbildungen, 14,4 x 21,0 cm, kartoniert, Euro
22,80; ISBN 3 503 06377 3, ERICH SCHMIDT VERLAG.

Die kaufmännische doppelte Buchführung - Doppik - löste
die Kameralistik in der Kommunalverwaltung ab. Kommu-
nen erhalten dadurch bessere Informationen, um die Wirt-
schaftlichkeit des Verwaltungshandels weiter zu steigern.
Richtungsweisend für ein bundeseinheitliches kommuna-
les Haushalts- und Rechnungssystem nach den Grundsät-
zen der doppelten Buchführung ist das nordrhein-westfäli-
sche „Neue Kommunale Finanzmanagement“ (NKF).

Die Umstellung von der Kameralistik auf die Doppik stellt
die Kommunalverwaltungen vor komplexe Aufgaben. Die
Anforderung an die Qualifikation der Mitarbeiter wird sich
sehr verändern. Damit sie den Umstellungsprozess in den
Kommunen aktiv unterstützen können, benötigen sie
Kenntnisse in kaufmännischer Buchführung, die auf die
speziellen Belange der Kommunalverwaltungen zuge-
schnitten sind.

Das neue Lehrbuch bietet eine praxisorientierte Ein-
führung in die doppelte Buchführung für Kommunen. Es
vermittelt Grundkenntnisse kaufmännischer Buchführung
und orientiert sich dabei durchgängig an den speziellen
Anforderungen der Kommunalverwaltung. Es enthält
kommunalspezifische Beispiele und Aufgaben sowie Ver-
gleichsbetrachtungen zur Kameralistik.

Az.:IV ve Mitt. StGB NRW  Juni 2004

Sozialgesetzbuch SGB IX
Kommentar von Hauck/Noftz zur Rehabilitation und Teil-
habe behinderter Menschen, Erich Schmidt Verlag,
ISBN 3 503 06031 6, Loseblatt-Kommentar einschließlich 
5. bis 7. Lieferung, 2.204 Seiten, DIN A 5, einschließlich 
2 Ordner EURO (D) 98,-.

Die zusammenfassende Regelung der Rehabilitationsvor-
schriften steht in einem engen Zusammenhang mit den
anderen Büchern der Leistungsträger. Mit der Kodifizie-
rung als SGB IX wird das Schwerbehindertenrecht vollstän-
dig auch den Regelungen des 1. und 10. Buches SGB unter-
worfen.

Aktualität des Bandes und Vollständigkeit der Erläuterungen
als „Markenzeichen“ dieses Kommentars zum SGB IX wer-
den auch mit den drei Lieferungen von August bis März er-
neut unterstrichen. Mit der 7. Lfg. verfügt der Benutzer über
vollständig überarbeitete Kündigungsschutzvorschriften
und über eine Kommentierung der Frühförderungsverord-
nung neben einer Vielzahl von Aktualisierungen.

Az.:III/2 810-9 Mitt. StGB NRW  Juni 2004
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Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die
Versorgung mit Wasser
Ergänzbarer Kommentar von Klaus Dieter Morell, Rechts-
anwalt, Loseblatt-Kommentar einschl. 8. Lieferung, 468 S.,
DIN A 5, einschl. Ordner, 49,80 Euro, ISBN 3 503 02371 2,
Erich Schmidt Verlag. Ergänzung bei Bedarf.

Die AVBWasserV legt die Bedingungen für die privatrecht-
liche Wasserversorgung mit einigen Ausnahmen fest. Die
gesetzliche Regelung hat eine Vielzahl rechtlicher, wirt-
schaftlicher und technischer Fragen aufgeworfen. Der
Kommentar setzt sich mit diesen Fragen eingehend und
mit sorgfältiger Gliederung auseinander und zeigt vor
dem Hintergrund des von der AVBWasserV angestrebten
Interessenausgleichs zwischen den Belangen der Wasser-
versorgungsunternehmen und ihrer Kunden praxisgerech-
te Lösungswege auf.

Dabei wird die bislang ergangene Rechtsprechung und Li-
teratur herangezogen und verarbeitet. Somit ergibt sich
eine umfassende Darstellung des gegenwärtigen Mei-
nungsstandes. Es wird zudem eine Vielzahl von Problemen
analysiert und abgehandelt, die zwar in der Praxis zu
Schwierigkeiten geführt haben, in Rechtsprechung und Li-
teratur jedoch noch nicht angesprochen worden sind.

Ein übersichtliches Inhaltsverzeichnis und ein ausführli-
ches Stichwortverzeichnis erleichtern ein rasches Auffin-
den der interessierenden Kommentierungsstellen.

Mit der im April 2004 erschienenen 8. Ergänzungsliefe-
rung wird die Kommentierung auf den neuesten Stand ge-
bracht.

Az.:IV/3 Mitt. StGB NRW  Juni 2004

Praxis der Kommunalverwaltung
Ratgeber für die tägliche Arbeit aller Kommunalpolitiker
und der Bediensteten in Gemeinden, Städten und Land-
kreisen (Loseblattsammlung), Landesausgabe NRW,
Schriftleitung: Ministerialdirigent Johannes Winkel, Leiter
der Kommunalabteilung im Innenministerium NRW, Kom-
munal- und Schul-Verlag GmbH & Co., Postfach 36 29,
65026 Wiesbaden 

332. Nachlieferung, Preis: 53,60 Euro 
D 1b – VOB, VOL, VOF und GRW – Vergabe von Bauleistun-
gen und anderen (Dienst- und Wettbewerbs-)Leistungen 
F 10 NW – Nachbarrechtsgesetz Nordrhein-Westfalen
(NachbG NW) 

333. Nachlieferung, Preis 53,60 Euro 
A 24 – Aufgaben der Gemeinden bei der Europawahl 
C 18 – Das Beihilferecht des Bundes 
C 21 – Das Beamtenversorgungsrecht
J 12 – Arbeitssicherheit im öffentlichen Dienstag 
K 7 – Das öffentliche Veterinärwesen 

Az.:I/1 01-20 Mitt. StGB NRW  Juni 2004
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